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Grenzen des Wachstums – Seite 5 bis 11
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Agenda für ein modernes 
Einwanderungsland
Mehr Aufbruch, Fortschritt und Respekt in der Integrationspolitik

REEM ALABALI-RADOVAN

U ns verbindet das Verständnis von Deutschland 
als vielfältige Einwanderungsgesellschaft« 
heißt es in der Präambel des Koalitionsver-

trages der neuen Regierungsparteien. Noch nie in 
der Geschichte Deutschlands haben sich die Part-
ner einer neuen Bundesregierung so klar zum Ein-
wanderungsland Deutschland bekannt. Damit wer-
de der »gesellschaftlichen Wirklichkeit Rechnung« 
getragen, heißt es weiter. Zu Recht! Denn Einwan-
derung, kulturelle Vielfalt, Integration – das waren 
und sind in der Geschichte unseres Landes der Nor-
malfall. Mitten in Europa gelegen, prägt Einwande-
rung unser Land seit Jahrhunderten: von den Hu-
genotten im 17. Jahrhundert über die Ruhrpolen im 
19. Jahrhundert, die »Gastarbeiter« und »Vertragsar-
beiterinnen« ab den 1950er  Jahren, die Aussiedlerin-
nen und Spätaussiedler bis hin zu EU-Bürgerinnen 
und Bürgern im Rahmen der Arbeitnehmerfreizügig-
keit. Das ist Teil unserer Geschichte, aber lange hat 
sich Deutschland nicht als Einwanderungsland be-
griffen, obwohl das längst Realität war. In einem frü-
heren Koalitionsvertrag war tatsächlich vereinbart: 
»Deutschland ist kein Einwanderungsland« – das war 
1982 und auch da schon eher Wunschdenken der Koa-
litionäre statt Realität. Bis heute begreifen einige die 
Einwanderung nicht als Normal-, sondern als Prob-
lemfall. Darum ist es gut, dass wir in dieser Legisla-
turperiode den realistischen, pragmatischen Blick 
auf Einwanderung und gesellschaftliche Vielfalt wei-
ter schärfen und konsequent auf mehr Teilhabe für 
alle Menschen im Land setzen. Das ist nicht nur für 
unseren Zusammenhalt wichtig, dazu mahnen auch 
Demografie und Fachkräftemangel.

Unser Land steht vor der Aufgabe, mit seiner ge-
sellschaftlichen Vielfalt umzugehen und sie zu ge-
stalten. »Zusammenhalt in Vielfalt« lautet auch das 
Motto der 15 Thesen, die die Initiative kulturelle In-
tegration unter Moderation des Deutschen Kultur-

rates 2017 erarbeitet hat. Gerade in Zeiten von Unsi-
cherheit und Krisen ist es wichtig, sich grundlegen-
der Fragen zu vergewissern: Wie kann man gesell-
schaftlichen Zusammenhalt schaffen und erhalten? 
Wie entsteht ein gemeinsames Wir in einer pluralis-
tischen Gesellschaft? 

Gesellschaftlicher Zusammenhalt kann weder ver-
ordnet werden, noch ist er allein die Aufgabe der Po-
litik. Vielmehr können alle hier lebenden Menschen 
dazu beitragen. Vielfalt wird vor Ort gelebt, in un-
seren Städten und Gemeinden, in unseren Nachbar-
schaften, mit alten wie mit neuen Nachbarinnen und 
Nachbarn. Politik kann und muss aber den Rahmen 
gestalten und die besten Bedingungen schaffen. 

Dazu brauchen wir eine Agenda für Deutschland als 
modernes Einwanderungsland: Die neue Bundesre-
gierung will mehr Aufbruch, Fortschritt und Respekt, 
auch in der Integrations- und Migrationspolitik. Wir 
wollen den alten Streit, das Mauern und Blockieren 
hinter uns lassen. Drei Beispiele, die jetzt auf unse-
rer Agenda stehen:

Erstens: mehr einbürgern! Rechtlich ist die Zuge-
hörigkeit zu unserem Land im Staatsangehörigkeits-
recht geregelt. Wer ist deutsch? Wer gehört dazu? Wer 
darf wählen? Die Frage der Staatsbürgerschaft ist so-
mit eine urdemokratische Frage. Keine demokrati-
sche Gesellschaft wird gut funktionieren, wenn ein 
großer Teil der dauerhaft hier lebenden Bevölkerung 
von der politischen Partizipation ausgeschlossen ist 
und nicht alle Rechte hat. Heute gibt es viele Stadt-
teile in Deutschland, in denen ein Drittel, manchmal 
sogar die Hälfte, der Einwohnerschaft nicht mitwäh-
len und mitbestimmen darf. Viele sind seit Jahrzehn-

ten Teil dieser Gesellschaft, aber sie gehören politisch 
und rechtlich nicht dazu. Das Statistische Bundesamt 
geht von rund fünf Millionen ausländischen Frau-
en und Männern aus, die seit über zehn Jahren hier  
leben, die Voraussetzungen für ihre Einbürgerung  
erfüllen dürfen, aber diesen Schritt nicht gehen.

Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Ent-
scheidung zum kommunalen Wahlrecht für Auslän-
derinnen und Ausländer bereits 1990 aufgezeigt, dass 
der Weg zur Lösung in der Einbürgerung liegt. Ge-
nau dort wollen wir ansetzen. Die Einbürgerung soll 
im Regelfall zukünftig bereits nach fünf statt acht 
Jahren möglich sein, in Deutschland geborene Kin-
der ausländischer Eltern sollen leichter von Geburt 
an Deutsche sein, und wir bauen weitere Einbürge-
rungshürden ab. Eine große Hürde ist die Ausbürge-
rung aus der alten Staatsbürgerschaft, denn in unse-
rem Staatsangehörigkeitsrecht gilt immer noch der 
Grundsatz der Vermeidung von Mehrstaatigkeit. Von 
diesem Grundsatz gibt es heute schon viele Ausnah-
men und wir werden einen großen Schritt weiterge-
hen: Wir wollen Mehrstaatigkeit grundsätzlich aner-
kennen. Denn sie ist keine Bedrohung, sondern längst 
Normalität in unserer Einwanderungsgesellschaft. Wir 
haken damit die leidigen, auch verletzenden Diskus-
sionen der Vergangenheit ab. Das Kriterium für Ein-
bürgerung und Erwerb der Staatsangehörigkeit soll 
voll und ganz in der Teilnahme am gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Leben Deutschlands und dem 
Bekenntnis zu den demokratischen Grundregeln un-
serer Gesellschaft liegen. Das entspricht einem mo-
dernen, demokratischen Staat. Dazu trägt ein inklusi-
ves Staatsangehörigkeitsrecht bei, das die Menschen 
auch rechtlich einbindet. Wer hier dauerhaft seinen 
Lebensmittelpunkt hat und sich einbringt, soll auch 

Gesellschaftlicher Zusammen-
halt kann weder verordnet  
werden, noch ist er allein die 
Aufgabe der Politik

Naiv
Lebt nicht wie wir.
Lebt ohne Furcht.

Mit diesen beiden Sätzen endet das 
berühmte Gedicht »Postkarte an 
junge Menschen« von Walter Bau-
er. Mich hat dieser Text in meiner 
Jugend elektrisiert. Er war für mich 
mitentscheidend, den Dienst an der 
Waffe zu verweigern und stattdes-
sen Zivildienst zu leisten. Die 1980er  
Jahre haben mich politisch soziali-
siert. »Frieden schaffen ohne Waf-
fen« war das Motto. 

Und jetzt, wieder Krieg in Euro-
pa. Brutal, unmenschlich, dumm, 
wie alle Kriege. Aber dieser Angriff 
Russlands auf die Ukraine ist auch 
eine Zeitenwende. Viele Fragen stel-
len sich. Waren wir naiv, zu glauben, 
man könnte Frieden ohne Waffen 
erreichen? Waren wir naiv, als wir 
glaubten, dass durch Annäherung, 
durch Gespräche, durch Kontakte, 
durch Freundschaften ein Wandel 
zum Besseren erreicht werden kann?

Am 27. Februar, an einem Sonntag, 
gab Bundeskanzler Olaf Scholz bei 
einer Sondersitzung des Bundesta-
ges bekannt, dass als eine Reaktion 
auf den Krieg in der Ukraine ein Son-
dervermögen Bundeswehr von 100 
Milliarden Euro eingerichtet wird 
und mehr als zwei Prozent des Brut-
toinlandsprodukts in unsere Vertei-
digung investiert werden wird. Das 
amtliche Protokoll des Deutschen 
Bundestages verzeichnet penibel die 
Reaktion der Abgeordneten: »Anhal-
tender Beifall bei der SPD und der 
FDP sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Beifall bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der AfD – Abgeordnete der SPD, 
der CDU/CSU und der FDP erheben 
sich.« Standing Ovations? Mich hat 
das sprachlos gemacht. 

Das Leid der Menschen in der Uk-
raine ist unermesslich, die Brutali-
tät der Angreifer monströs. Wie kön-
nen wir diesem Wahnsinn Einhalt 
gebieten? 

Die Aufrüstung der Bundeswehr 
wird dazu wohl nicht beitragen kön-
nen, denn sie wird erst in Jahren ab-
geschlossen sein. Möglicherweise 
wird die NATO doch noch in den 
Krieg direkt eingreifen, mit unab-
sehbaren Folgen. Vielleicht werden 
unsere Sanktionen doch Wirkung 
zeigen, aber sicher ist, wir werden 
irgendwann wieder miteinander re-
den müssen. Der Kulturbereich, die 
engen Beziehungen von Künstlerin-
nen und Künstlern, von Kulturver-
antwortlichen aller künstlerischen 
Bereiche in die Ukraine, aber auch 
nach Russland sind eine Chance. Wir 
dürfen diese Beziehungen jetzt nicht 
abreißen lassen.

Ja, ich will auch weiterhin mei-
nen Glauben an das Gute im Men-
schen behalten. Frieden in der Welt 
ist möglich, eine Welt ohne Waffen 
ist möglich, eine Welt ohne Furcht ist 
möglich. Trotz alledem. Ist das naiv?

Olaf Zimmermann  
ist Geschäftsführer 
des Deutschen 
Kulturrates und 
Herausgeber von 
Politik & Kultur

Krieg in der Ukraine …
… und die Reaktion der Kultur. Seiten 14, 16, 19 bis 34
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Eine demokratische 
und pluralistische  
Gesellschaft muss sich 
immer wieder über 
gemeinsame Werte 
verständigen

das Recht haben, vollwertiges Mitglied 
unserer Gesellschaft zu werden. Da-
für brauchen wir mehr Einbürgerungen, 
dazu werden wir enger mit den Län-
dern und Kommunen zusammenarbei-
ten und mit einer Einbürgerungskam-
pagne um die Menschen werben.

Zweitens: mehr Repräsentanz und 
Teilhabe! Es muss endlich normal sein, 
dass die Vielfalt unserer Gesellschaft 
in allen Bereichen angemessen vertre-
ten ist, dass alle teilhaben: in der Poli-
tik, in den Vorstandsetagen der Unter-
nehmen, in den Medien und der Kultur, 
bei Polizei und Bundeswehr. Auch im 
öffentlichen Dienst muss sich die Reali-
tät unserer Vielfalt widerspiegeln, dort 
müssen wir Vorbild sein. Heute hat jede 
und jeder Vierte im Land eine familiäre 
Einwanderungsgeschichte, im öffent-
lichen Dienst – dem größten Arbeit-
geber – aber nur jede und jeder Achte. 
Diese Lücke müssen wir schließen! Ich 
werde dafür eine ganzheitliche Diver-
sitätsstrategie mit konkreten Förder-
maßnahmen, Zielvorgaben und Maß-
nahmen für einen Kulturwandel ge-
meinsam mit der gesamten Bundes-
verwaltung auf den Weg bringen. Staat 
und Verwaltung haben die Aufgabe und 
Verpflichtung, Dienstleister und Arbeit-
geber für unsere gesamte und vielfäl-
tige Bevölkerung zu sein. Das ist eine 
Frage der Chancengerechtigkeit, der 
Legitimation unserer Institutionen und 
auch eine Frage von Zukunftsfähigkeit: 
Wir können es uns schlicht nicht leisten, 
auf kluge Köpfe gleich welcher Herkunft 
zu verzichten. Weder in der Wirtschaft 
noch in den Bundesministerien und der 
öffentlichen Verwaltung.

Drittens: Rassismus und Diskrimi-
nierung entschieden bekämpfen! Eine 
vielfältige, offene Gesellschaft muss 
auch wehrhaft sein. Dass Rassismus 
tötet, zeigen die Anschläge in Halle 
und Hanau oder der Terror des NSU. 

Für unser Land ist Rassismus eine gro-
ße Gefahr, denn er greift unsere Ein-
heit in Vielfalt und unsere Demokra-
tie an. Und wer diskriminiert wird, kann 
sich nicht zugehörig fühlen. Der Kampf 
gegen Rassismus, Antisemitismus, Is-
lamfeindlichkeit, Antiziganismus, jede 
gruppenbezogene Menschenfeindlich-
keit und Diskriminierung geht uns da-
her alle an, nicht nur die Betroffenen. 
Wir brauchen dazu eine aktive Zivilge-
sellschaft und einen starken Staat. Da-
rum ist es gut, dass wir mit dem De-
mokratiefördergesetz endlich die vie-

len Initiativen in der Zivilgesellschaft 
gegen den Hass stärken werden. Aus 
meinem neuen Amt als Beauftragte 
der Bundesregierung für Antirassis-
mus werde ich diesen Kampf mit gan-
zer Kraft unterstützen. Zudem will ich 
einen Perspektivwechsel im Umgang 
mit den Betroffenen von Rassismus 
schaffen: Sie brauchen mehr Schutz, 
Unterstützung und Respekt, sie müssen 
im Fokus unserer Anstrengungen ste-
hen. Als zentrale Ansprechpartnerin der 
Bundesregierung will ich ihnen mehr 
Gehör und Stimme geben. Ein zentrales 
Vorhaben, das ich vorantreiben werde, 
ist die Einrichtung eines Beratungszen-
trums, mit dem erstmals eine bundes-
weite, mehrsprachige Anlaufstelle für 
von Rassismus Betroffene und ihre An-
gehörigen entstehen wird. Ebenso erar-
beite ich einen Nationalen Aktionsplan 
gegen Rassismus und werde neue Pro-

jekte für mehr Prävention, Bildungsar-
beit und Forschung etablieren.

Mehr Einbürgerung, mehr Repräsen-
tanz und Teilhabe und der Kampf ge-
gen Rassismus und Diskriminierung 
bilden die Schwerpunkte meiner Agen-
da für unser modernes Einwanderungs-
land. Dazu braucht es Kraft und Aus-
dauer. Denn eine demokratische und 
pluralistische Gesellschaft muss sich 
immer wieder über gemeinsame Wer-
te verständigen, diese vertreten und 
verteidigen. Das gelingt am besten, wo 
alle – Einheimische wie Eingewanderte 

– den Prozess der kulturellen Integrati-
on gemeinsam gestalten: im demokra-
tischen Streit auf Augenhöhe, mit Ver-
ständigung und Kompromiss und na-
türlich immer auf dem Boden unserer 
freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung. Dafür setze ich mich ein, dafür 
tritt die Bundesregierung an.

Reem Alabali-Radovan ist Staats- 
ministerin beim Bundeskanzler und 
Beauftragte der Bundesregierung  
für Migration, Flüchtlinge und Inte
gration. Am 23. Februar 2022 wurde  
sie zudem vom Bundeskabinett zur  
Beauftragten der Bundesregierung  
für Antirassismus berufen
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DER AUSBLICK

Die nächste Politik & Kultur  
erscheint am 1. Mai 2022.
Im Fokus steht das Thema 
»Modekultur«.
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Erstversorgung für Geflüchtete am Berliner Hauptbahnhof

Mit großer Sorge verfolgen wir alle 
den Krieg in der Ukraine. Klar und 
unmissverständlich stehen wir da-
bei an der Seite der Menschen, die in 
der Ukraine für Freiheit und Unab-
hängigkeit einstehen und kämpfen. 
Bei all den aktuellen schrecklichen 
Nachrichten ist es schön, zu sehen, 
wie viele Helferinnen und Unter-
stützer täglich zur Stelle stehen: mit 
einer Unterkunft für Geflüchtete, 
an Bahnhöfen, als Spendensamm-
lerin oder Spender, als Übersetze-
rin oder Transporterfahrer, in der 
Berichterstattung und vieles mehr. 
All diesen Menschen – unseren Kul-
turmenschen – möchten wir an die-
ser Stelle DANKE sagen! DANKE für 
Ihren Einsatz, DANKE für Ihre So-
lidarität! Auch die Solidarität und 
die Hilfsbereitschaft aus dem Kul-
tur- und Medienbereich ist sehr 
groß. Ob Benefizkonzerte, -verstei-
gerungen oder -filmvorführungen, 
die Koordination von Informatio-
nen und Hilfsmaßnahmen, direkte 
Unterstützungsprogramme für Kul-
turschaffende aus der Ukraine, freier 

Eintritt in Museen, Stellenangebo-
te, Solidaritätsaufrufe, Spenden-
sammlungen, Maßnahmen für den 
Schutz von Kulturgütern, steuerli-
che Maßnahmen zur Unterstützung, 
Nothilfeprogramme und -fonds, 
Schutzmaßnahmen für Journalis-
tinnen und Reporter und vieles wei-
tere mehr – es gibt zahlreiche Ak-
tionen und Initiativen, die Hilfe für 
die in Not geratene Kulturszene und 
Kultureinrichtungen organisieren 
und Hilfe für geflüchtete Menschen 
aus dem Kulturbereich anbieten. 
Ein großes DANKESCHÖN ebenso 
an alle Helferinnern und Helfer aus 
dem Kulturbereich!

Auf der Webseite des Deutschen 
Kulturrates werden unter kultur-
rat.de/ukraine die Informationen zu 
Hilfsmaßnahmen aus dem Kultur-
bereich aktuell gebündelt. Staatli-
che wie auch zivilgesellschaftliche 
Förderer aus allen kulturellen  
Bereichen werden von uns in den  
Blick genommen. Melden Sie uns 
Ihre Informationen gern unter  
post@kulturrat.de.

Fortsetzung von Seite 1

www.politikundkultur.net02



Kultur- und Kreativwirtschaft:  
Genaues Hinsehen lohnt sich 
Monitoringbericht Kultur- und Kreativwirtschaft 2021 liegt vor

OLAF ZIMMERMANN UND 
GABRIELE SCHULZ

D as Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz 
hat Mitte März dieses Jah-
res den aktuellen »Monito-

ringbericht Kultur- und Kreativwirt-
schaft 2021«, im Folgenden: Monito-
ringbericht 2021, veröffentlicht (bit.
ly/3ubWo24). Er reiht sich damit in 
die jährlich erscheinenden Monito-
ringberichte Kultur- und Kreativwirt-
schaft ein. Mit Blick auf die Wirkun-
gen der Coronapandemie auf die Kul-
tur- und Kreativwirtschaft liegen erst-
mals handfeste Daten hinsichtlich der 
Umsatzentwicklung und Entwicklung 
der Zahl der Erwerbstätigen vor. Zuvor 
wurden vom Wirtschaftsforschungs-
institut Prognos im Auftrag des Kom-
petenzzentrums Kultur- und Kreativ-
wirtschaft jeweils Szenarien, also Vo-
rausschätzungen, zur Entwicklung der 
Branche vorgestellt. 

Methodisch bietet der Monitoring-
bericht 2021 einiges Neues. Neben den 
bereits eingeführten Daten zur Um-
satzentwicklung und der Entwicklung 
der Erwerbstätigenzahl in der Kultur- 
und Kreativwirtschaft insgesamt sowie 
in den Teilbranchen werden zusätz-
lich die Szenarioanalysen von Prognos 
und Einschätzungen von Verbandsver-
treterinnen und -vertretern aus den 
verschiedenen Teilbranchen vorge-
stellt. Die Leserinnen und Leser ge-
winnen dadurch einen relativ umfas-
senden Eindruck von der Branchen-
entwicklung insgesamt. Gleichzeitig 
wird auch deutlich, dass nicht alle Teil-
märkte gleichermaßen von den Aus-
wirkungen der Coronapandemie be-
troffen sind. Das intensivere Eingehen 
auf die Teilmärkte unterscheidet die-
sen Bericht von seinen Vorgängern und 
macht ihn besonders wertvoll. Im Fol-
genden sollen kursorisch einige Ergeb-
nisse des Berichtes vorgestellt werden.

Branchenvergleich

Als Erstes geht es wie immer im Mo-
nitoringbericht um den Vergleich mit 
anderen Branchen. Dieser Vergleich 
offenbart, dass die Kultur- und Kre-
ativwirtschaft im ersten Pandemie-
jahr etwas mehr Federn lassen musste 
als andere Branchen. Die Bruttowert-
schöpfung der Kultur- und Kreativwirt-
schaft ging um 12,8 Prozent zurück, die 
des Fahrzeugbaus und die des Maschi-
nenbaus um 10,2 Prozent. Nach wie vor 
liegt im Branchenvergleich die Brutto-
wertschöpfung der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft vor der der Chemischen 
Industrie, vor der Energieversorgung, 
vor den Finanzdienstleistern und vor 
dem Maschinenbau. Allein im Fahr-
zeugbau wird eine höhere Bruttowert-
schöpfung erreicht.

Umsatzverluste

Der Gesamtumsatz der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft sank im Vergleich zum 
Jahr 2019 um 9 Prozent. Die verschie-
denen Teilmärkte waren und sind al-
lerdings sehr unterschiedlich von der 
Pandemie bzw. coronabedingten Um-
satzrückgängen betroffen. Grob lassen 
sich vier Gruppen bilden: 

	҄ Gruppe 1 mit einem Umsatzverlust 
von über 80 Prozent. Hierzu zählt 
der Markt für darstellende Kunst 
(Umsatzverlust 81 Prozent)

	҄ Gruppe 2 mit einem Umsatzverlust 
um die 40 Prozent. Hierzu gehören 
der Musikmarkt (Umsatzverlust  

44 Prozent), Filmmarkt (Umsatzver-
lust 41 Prozent) und der Kunstmarkt 
(Umsatzverlust 39 Prozent)

	҄ Gruppe 3 mit einem Umsatzver-
lust zwischen 5 und 10 Prozent. Hier 
befinden sich der Rundfunkmarkt 
(Umsatzverlust 10 Prozent), die  
Designwirtschaft (Umsatzverlust  
9 Prozent) und die Werbewirtschaft 
(Umsatzverlust 7 Prozent)

	҄ Gruppe 4 mit einem Umsatzverlust 
unter 5 Prozent. Hier sind der Buch-
markt (Umsatzverlust 3 Prozent), 
der Pressemarkt (Umsatzverlust 
3 Prozent), der Architekturmarkt 
(Umsatzverlust 1 Prozent) und der 
Software/Games-Markt (Umsatz-
verlust 1 Prozent) zu finden

Diese von uns vorgenommene Gruppie-
rung zeigt, dass die verschiedenen Kul-
tur- und Kreativwirtschaftsbranchen 
sehr unterschiedliche Umsatzverlus-
te im Vergleich zum Jahr 2019 hinneh-
men mussten. Geht es bei den einen um 
Umsatzverluste von unter 5 Prozent, die 
auch bei »normalen« konjunkturellen 
Schwankungen auftreten, muss bei an-
deren von Umsatzeinbrüchen gespro-
chen werden, die an die Substanz ge-
hen. Das trifft auf jene Teilmärkte zu, 
die Umsatzverluste um die 40 Prozent 
erlitten haben und natürlich in beson-
derer Weise um den Markt für darstel-
lende Kunst mit einem Umsatzeinbruch 
von 81 Prozent. 

Der höchste Umsatz insgesamt wur-
de im Jahr 2020 im Teilmarkt Software/
Games mit 50,2 Milliarden Euro erzielt. 
Danach kommt lange nichts. Der zweit-
größte Teilmarkt mit einem Umsatz 
von 28,5 Milliarden Euro ist die Wer-
bewirtschaft, dicht gefolgt vom Presse-
markt mit 27,0 Milliarden Euro Umsatz. 
Darauf folgt mit 19,2 Milliarden Euro 
Umsatz die Designwirtschaft und dann 
mit 15,0 Milliarden Euro der Buchmarkt. 
Im Architekturmarkt wurde ein Um-
satz von 12,5 Milliarden Euro erzielt 
und im Rundfunkmarkt von 8,5 Milliar-
den Euro. Der Filmmarkt erreicht einen 
Umsatz von 5,8 Milliarden Euro und der 
Musikmarkt von 5,0 Milliarden Euro. 
Die beiden kleinsten kulturwirtschaft-
lichen Märkte sind der Kunstmarkt mit 
1,4 Milliarden Euro und der Markt für 
darstellende Kunst mit 1,1 Milliarden 
Euro. Gerade die mit Blick auf den Um-
satz kleineren Märkte mussten im Ver-
gleich zum Jahr 2019 die höchsten Um-
satzverluste verkraften. 

Erwerbstätige

Die Zahl der Erwerbstätigen in der Kul-
tur- und Kreativwirtschaft ging gegen-
über dem Jahr 2019 um 1,3 Prozent zu-
rück. Insgesamt werden für die Kul-
tur- und Kreativwirtschaft 1.811.721 
Erwerbstätige ausgewiesen. Der grö-
ßere Teil (68,9 Prozent) hiervon sind 
sogenannte Kernerwerbstätige. Dazu 
zählen als größte Gruppe die sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigten mit 
989.230 Personen, das sind 54,6 Pro-
zent aller Erwerbstätigen. Weiter ge-
hören hierzu die Selbständigen mit ei-
nem Umsatz über 17.500 Euro im Jahr. 
Das sind 259.320 Selbständige bzw. 14,3 
Prozent aller Erwerbstätigen. Die zwei-
te Gruppe der Gesamterwerbstätigen 
sind die geringfügig Erwerbstätigen. Sie 
stellen 563.171 Personen bzw. 31,1 Pro-
zent der Gesamterwerbstätigen. Von 
den geringfügig Erwerbstätigen sind 
297.182 sogenannte Miniselbständige, 
also Selbständige mit einem Jahresum-
satz unter 17.500 Euro. Sie machen 16,4 
Prozent der Gesamterwerbstätigen aus. 
Die 265.989 geringfügig Beschäftigten 

stellen einen Anteil von 14,7 Prozent 
der Gesamterwerbstätigen.

D. h. der weitaus größte Teil der Er-
werbstätigen in der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft ist abhängig beschäftigt. 
Um die Beschäftigten während der Co-
ronapandemie und insbesondere wäh-
rend der Lockdowns zu halten, konn-
ten die Unternehmen Kurzarbeitergeld 
beantragen. An Selbständige und Mini-
selbständige richten sich die verschie-
denen Überbrückungshilfen des Bun-
deswirtschaftsministeriums sowie an 
Künstlerinnen und Künstler die Stipen-
dien, die von den Ländern oder auch im 
Rahmen von NEUSTART KULTUR vom 
Bund ausgereicht wurden. Besonders 
schwierig war und ist die Situation der 
geringfügig Beschäftigten.

Werden die verschiedenen Teilmärk-
te betrachtet, so ist das Bild mit Blick 
auf die Erwerbstätigkeit wiederum sehr 
vielschichtig. Die meisten sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten weisen 
Software/Games auf. Hier sind 452.673 
Erwerbstätige im Jahr 2020 beschäf-
tigt gewesen, das ist fast die Hälfte al-
ler sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten der gesamten Kultur- und 
Kreativwirtschaft. Danach folgen der 
Werbemarkt (124.952 Angestellte), der 
Pressemarkt (106.946 Angestellte), der 
Architekturmarkt (100.946 Angestell-
te) und der Designmarkt (91.505 Ange-

stellte). Gefolgt vom Buchmarkt (49.747 
Angestellte), Filmmarkt (41.218 Ange-
stellte) und Musikmarkt (39.320 An-
gestellte). Der Markt für darstellende 
Kunst hat 26.725 Angestellte und der 
Rundfunkmarkt 25.042 Angestellte. Das 
Schlusslicht bildet der Kunstmarkt mit 
5.125 Angestellten. D. h. der mit Blick 
auf den Umsatz kleine Markt, der Markt 
für darstellende Kunst, weist noch re-
lativ viele sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte auf.

Was die Zahl der Selbständigen be-
trifft, liegt der Designmarkt vorn. Und 
zwar sowohl mit Blick auf die Selb-
ständigen, also derjenigen, die mehr 
als 17.500 Euro Umsatz im Jahr errei-
chen, mit einem Wert von 60.725, als 
auch hinsichtlich der Miniselbständi-
gen mit 63.754. D. h. im Designmarkt 
sind die Mehrzahl der Selbständigen 
Miniselbständige. Ähnliches gilt mit 
Ausnahme des Architekturmarktes, des 
Pressemarktes und des Werbemarktes 
für die anderen Teilbranchen der Kultur- 
und Kreativwirtschaft. Oder um es kon-
kret zu machen: Im Musikmarkt ste-
hen 14.988 Selbständigen 20.054 Mini-
selbständige gegenüber, im Buchmarkt 
17.022 Selbständigen 28.821 Miniselb-
ständige, im Kunstmarkt 12.500 Selb-
ständigen 27.023 Miniselbständige, im 
Filmmarkt 20.164 Selbständigen 38.583 
Miniselbständige, im Rundfunkmarkt 

16.946 Selbständigen 21.475 Miniselb-
ständige, im Markt für darstellende 
Kunst 21.315 Selbständigen 40.883 Mi-
niselbständige, im Software/Games-
Markt 43.094 Selbständigen 46.557 Mi-
niselbständige. Oder anders gesagt: Die 
Mehrzahl der Selbständigen sind in den 
meisten Teilbranchen der Kultur- und 
Kreativwirtschaft Miniselbständige. 
Dieser Umstand muss bei möglichen 
Förder-, Existenzgründungs- oder auch 
Stabilisierungsprogrammen für die Kul-
tur- und Kreativwirtschaft zwingend 
bedacht werden. Der hohe Anteil an 
Miniselbständigen zeigt an, dass sich 
viele in einer prekären Selbständigkeit 
befinden.

Fazit

Der Monitoringbericht Kultur- und Kre-
ativwirtschaft 2021, erstellt von Gold-
media, der Hamburg Media School und 
der Hochschule für Technik, Wirtschaft 
und Kultur Leipzig, ist wieder eine 
Fundgrube an Daten zur Analyse der 
Kultur- und Kreativwirtschaft. Genau-
es Hinsehen lohnt sich!

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates.  
Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des Deutschen 
Kulturrates

Der Markt für darstellende Kunst verzeichnete in der Coronapandemie einen Umsatzeinbruch von 81 Prozent

FO
T

O
: P

IC
T

U
R

E 
A

D
O

B
E 

ST
O

C
K

 / 
G

U
R

U
X

O
X

Politik & Kultur | Nr. 4 / 22 | April 2022 03AKTUELLES



»Demokratie und Kultur sind  
zwei Seiten einer Medaille«
Claudia Roth im Gespräch

Welche Akzente setzt die neue Kultur-
staatsministerin Claudia Roth? Wie 
»grün« wird die deutsche Kulturpolitik 
jetzt? Hans Jessen fragt bei der Beauf-
tragten der Bundesregierung für Kul-
tur und Medien nach.

Hans Jessen: Frau Roth, direkt vor 
Ihrer Ernennung zur Kulturstaats-
ministerin haben Sie das Mahnmal 
für die im Nationalsozialismus er-
mordeten Sinti und Roma besucht. 
Was sagt diese Geste über Ihre  
Auffassung des Amtes aus?
Claudia Roth: Mir ist wichtig, zwei 
Bereiche zusammenzubringen: De-
mokratie und Kultur. Während der 
letzten Jahre haben wir erlebt, dass 
unsere Demokratie nicht immun ist. 
Sie wird angegriffen: auf Straßen und 
auf Plätzen, in den sozialen Medien 
und auch im Bundestag durch die AfD. 
Wir dürfen nie vergessen, dass Demo-
kratie nichts Selbstverständliches ist  – 
sie muss jeden Tag gestärkt und ver-
teidigt werden. Genau dafür brauchen 
wir die Erinnerungskultur. 

Weil dieses Thema für mich als 
Kulturstaatsministerin sehr wich-
tig ist, habe ich zum Einstieg in mein 
neues Amt das Denkmal für die im 
Nationalsozialismus ermordeten Sin-
ti und Roma besucht. Dieses Denkmal 
des israelischen Künstlers Dani Ka-
ravan im Herzen Berlins ist ein sehr 
wichtiger Ort unserer Erinnerungs-
kultur, weil hier einer Opfergrup-
pe gedacht wird, die die Nazis auslö-
schen wollten. Der Besuch zu Beginn 
meiner Amtszeit bedeutet: Erinne-
rungskultur ist immer auch Erin-
nern in die Zukunft. Zugleich woll-
te ich damit zeigen, dass Demokra-
tie und Kultur zwei Seiten einer Me-
daille sind. 

Der Tag ging dann noch weiter: 
Am Abend nach der Ernennung habe 
ich im Gorki-Theater eine Ausstel-
lung über die Verbrechen des NSU 
besucht, in der Arbeiten aus Mig-
rationsperspektive gezeigt wurden. 
Ein Plakat war zu sehen, auf dem 
»Kein Schlussstrich!« stand. In die-
sem Moment ist bei mir etwas pas-
siert: »Schlussstrich« – diesen Aus-
druck hatte ich vorher immer mit 
Gaulands AfD-Perspektive auf die Na-
zi-Verbrechen verbunden. In diesem 
anderen Kontext bekam der Ausdruck 
aber dann eine ganz neue Bedeutung. 
Durch die Ausstellung ist mir deut-
lich geworden, dass es immer noch 
viele offene Wunden in unserer Ge-
sellschaft gibt. »Kein Schlussstrich!« 
kann somit als Motto einer neuen Er-
innerungskultur verstanden werden. 
Dazu gehören die Auseinanderset-
zung mit dem NS-Terror genauso wie 
die Dekolonialisierung unseres Den-
kens – und gerade auch die offenen 
Wunden unserer Einwanderungsge-
sellschaft. Erst gestern Abend war ich 
in Mölln, wo vor 30 Jahren durch ei-
nen Brandanschlag von Neonazis drei 
Türkinnen ermordet wurden. Die An-
gehörigen dieser Frauen sagten mir: 
»Wir als Opfer kommen im natio-
nalen Gedenken nicht vor.« Das hat 
mich tief bewegt. Deshalb sage ich: 
Wir brauchen auch eine Erinnerungs-
kultur in die Einwanderungsgesell-
schaft und aus der Einwanderungsge-
sellschaft hinaus.

Erinnerungskultur galt doch aber 
für alle, die dieses Amt bisher in-
nehatten als wichtige Aufgabe … 
Ja, aber dazu gehören auch Mölln, Ha-
nau und Halle – und der konsequen-
te Umgang mit dem Kolonialismus. 
Die Rückgabe der Benin-Bronzen ist 

wichtig, aber in der breiten gesell-
schaftlichen Debatte spielt die Frage 
des kolonialen Unrechts bislang keine 
große Rolle. Die Tendenz war eher zu 
sagen: »Das ist eine Aufgabe für Bel-
gien, Frankreich, Spanien und Por-
tugal. Und mit Namibia ist von un-
serer Seite aus doch alles geregelt.« 
Ich sage aber: Mitnichten ist alles ge-
regelt, und in der gesellschaftlichen 
Breite haben wir noch nicht einmal 
angefangen, uns richtig mit unserer 
kolonialen Vergangenheit auseinan-
derzusetzen. Ich mache nichts in Ab-
grenzung zu meinen Vorgängerinnen 
und Vorgängern, aber ich will bei den 
Themen Erinnerungskultur und Kolo-
nialismus eine sehr viel breitere Pers-
pektive haben. 

Rückgaben sind in diesem Zusam-
menhang ein wichtiger Schritt, aber 
wir müssen mit den Herkunftsge-
sellschaften viel mehr in den Dialog 
kommen. Ich weiß aus Nigeria, dass 
dort gefordert wird, die Kunstwerke 
hier in Deutschland weiter auszustel-
len, um uns mit der Bedeutung dieser 
Kunst zu konfrontieren. Darüber hi-
naus müssen wir grundsätzlich zu ei-
ner Kooperation auf Augenhöhe mit 
afrikanischen Museen kommen. Auf 
europäischer Ebene passiert da ge-
rade etwas, das ist auch eine Aufga-
be für uns.

Als zweiten Schwerpunkt nannten 
Sie »die Gesellschaft der Vielen« – 
was bedeutet das konkret für die 
Amtsführung? Ist das ein anderes 
Wort für »Multikulti«, von konser-
vativen Kräften oft genug als ge-
scheitertes Konzept bezeichnet?
Multikulti ist nicht gescheitert. Das 
behaupten nur diejenigen, deren 
Blickrichtung auf die Gesellschaft 
nichts mit der Realität zu tun hat. 
Multikulti ist nicht out, sondern mega 
in – auch wenn wir jetzt nicht mehr 
»Multikulti« sagen, sondern »Gesell-
schaft der Vielen«. Damit sind alle 
Heimaten gemeint, die unsere Gesell-
schaft ausmachen. In Literatur, Ma-
lerei und Musik sind dadurch vie-
le neue Stimmen, Farben und Klän-
ge entstanden. Aber das Bewusstsein, 
dass all diese Kulturen zu unserer Ge-
sellschaft essenziell dazugehören, ist 
noch zu wenig ausgeprägt. Vieles fin-
det in Nischen oder Silos statt, wie 
z. B. im Rap. 

Beim Thema Diversität geht es 
auch um die Frage, wie Institutionen 
und Gremien zusammengesetzt sind. 
Bei den vielen Jurys im Kulturbereich 
muss man z. B. fragen: Wie kommt 
dort die Realität unserer vielfältigen 
Gesellschaft zum Ausdruck? Frauen, 
Equal Pay, Diversity – wo finden wir 
das? In einem sehr guten Teil des Ko-
alitionsvertrags dieser Regierung geht 
es darum, die Realität unserer Ein-
wanderungsgesellschaft endlich auch 
demokratisch zu gestalten. Das gilt 
natürlich auch für die Kultur.

Zur »Gesellschaft der Vielen« in 
der Kultur gehören auf der instituti-
onellen Ebene Plattenläden genau-
so wie Poetry Slams, die Philharmo-
nie genauso wie der Club – das al-
les ist Kultur. Ich habe auch schon 
die Frage nach E- oder U-Kultur ge-
hört: »Frau Roth, Sie setzen sich doch 
bestimmt für die U-Kultur ein.« Und 
dabei gab es immer diesen Unterton, 
dass ich von »wirklicher« Kultur we-
nig verstehen würde. Das ist Unsinn. 
Mein Interesse gilt der Kultur in all 
ihrer Vielfalt. 

Schließlich wollen Sie Kultur im 
Kampf gegen die Klimakrise mobi-

lisieren – was heißt das konkret? 
Emissionseinsparziele für Kul-
tureinrichtungen oder politische 
Statements?
Es geht wieder um Form und Inhalt. 
Diese Bundesregierung will eine Kli-
maregierung sein, das betrifft jedes 
Ressort – auch die Kultur. Viele Ein-
richtungen treibt das Thema Klima-
schutz schon jetzt um. Es gibt zahl-
reiche Museen, Theater, Konzert-
häuser, die aktiv werden wollen und 
sich z. B. die Frage stellen, wie sie ih-
ren Energieverbrauch senken kön-
nen. Sie bitten um technische Hilfe 
bei der Umsetzung. Deshalb arbeiten 
wir z. B. mit dem Umweltbundesamt 
zusammen, um die Infrastruktur von 
Kultureinrichtungen in ökologischer 
Hinsicht zu verbessern. In diesem Zu-
sammenhang gab es auf der Baustel-
le des neuen Museums der Moderne 
am Kulturforum ein spannendes Ge-
spräch über ressourceneffiziente und 
energiesparende Lösungen für dieses 
Gebäude. Ganz klar ist für mich: Man 
kann heute keinen Museumsneubau 
mehr ohne Nachhaltigkeitskriterien 
machen. 

Ich weiß auch von Konzertveran-
staltern, die intensiv daran arbei-
ten, den hohen Energieverbrauch von 
großen Konzerten zu reduzieren. Die 
Veranstaltungswirtschaft ist sehr dar-
an interessiert, und das nicht nur aus 
Klimaschutzgründen – sondern auch 
um Kosten zu sparen. 

Stolz bin ich darauf, dass es im 
Filmbereich gelungen ist, Klima-
schutz und Nachhaltigkeit voranzu-
treiben. Gemeinsam mit den Film-
förderungen der Länder, der FFA 
und dem Arbeitskreis Green Shoo-
ting haben wir beschlossen, einheit-
liche ökologische Mindeststandards 
zu schaffen. Diese sollen ab dem 1. Ja-
nuar 2023 dann verpflichtend gel-
ten – in der Filmförderung und bei al-
len Akteuren, die Teil des Arbeitskrei-
ses Green Shooting sind, also z. B. bei 
Medienunternehmen, Plattformen 
und Sendern. Darüber hinaus wird ein 
»Green Culture Desk« ins Leben geru-
fen, also eine Anlaufstelle zur besse-
ren Vernetzung. Und wir werden bei 
der BKM ein eigenes Referat für das 
Thema »Kultur und Nachhaltigkeit« 
etablieren, das gab es bislang nicht. 

Sie haben kulturpolitische »Groß-
baustellen« sozusagen geerbt, eine 
ist das Humboldt Forum. Haben 
Sie einen Plan zur Ausgestaltung? 
Der Plan lautet erst mal: Mit ganz 
vielen Menschen reden, die in die-
sem Zusammenhang jetzt schon eine 
wichtige Rolle spielen oder eine sol-
che Rolle spielen können. Die Aus-
gangsfrage ist: »Wie schaffen wir es, 
dass das Humboldt Forum ein welt-
offenes Forum wird und nicht ein Fo-
rum, das für Dominanzkultur steht?« 
Ich sage das so direkt, weil das Kon-
zept des Humboldt Forums für mich 
noch nicht schlüssig ist. Mit der In-
schrift und dem Kreuz auf der Kuppel 
fällt es mir sehr schwer, das Humboldt 
Forum als »weltoffen« zu sehen. 

Sollten Kreuz und Inschrift  
entfernt werden? 
Ich hätte beides nicht gemacht. Jetzt 
sind Kreuz und Inschrift da, wir müs-
sen also entscheiden, wie wir da-
mit umgehen und in welchen Zusam-
menhang wir beides stellen. Im Hum-
boldt Forum sollen die Benin-Bron-
zen ausgestellt werden. Auch da stellt 
sich die Frage, in welchem Kontext 
sie gezeigt werden sollen. Ich glau-
be, das wird der Gradmesser sein, wie 

ernst es uns mit der Weltoffenheit ist. 
Wenn das Humboldt Forum das große, 
weltoffene Forum werden soll, dann 
gibt es noch großen Reformbedarf. 

Zweite geerbte »Großbaustelle«  
ist die Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz (SPK) …
Ich glaube, das Potenzial der SPK ist 
gigantisch. Die Museen müssten ei-
gentlich weltweit in der allerersten 
Liga spielen. Im Hinblick auf Attrak-
tivität kann es die Neue Nationalga-
lerie zweifellos mit einem Museum 
wie der »Tate« in London aufnehmen. 
Doch aktuell nutzt die SPK ihr Po-
tenzial nicht voll aus. Wenn man be-
denkt, was alles zur SPK gehört, dann 
leuchtet mir nicht ein, warum die-
ser große Schatz teilweise vor sich 
hin ruht. Deshalb läuft da ein inten-
siver Reformprozess. Ich möchte jetzt 
zuallererst einmal alle Museumsleu-
te an einen Tisch holen. Trotz Corona 
und Ukraine soll das jetzt bald passie-
ren. Die grundsätzliche entscheiden-
de Frage lautet doch: Wo ist der Ge-
samtzusammenhang? Eine Reform, 
in der es um Strukturen geht – schön 
und gut, man braucht Strukturen. 
Aber was ist das Verbindende? Welche 
Funktion hat ein Museum heute? Es 
geht ja nicht nur darum, Gegenstände 
zu verwahren. Wie sieht die Vermitt-
lung in die Gesellschaft aus, gerade 
im Hinblick auf die großen globalen 
Herausforderungen?

Bei der SPK müssen wir die Ein-
bindung der Länder dringend über-
denken. Die machen sich schon 
ihre Gedanken, was sie von der Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz ha-
ben könnten, was also der Mehrwert 
für sie ist. Ehrlich gesagt, fängt das 
ja schon beim Namen an. Wenn du in 
Bayern »Preußischer Kulturbesitz« 
sagst, dann gehen die eher in ein an-
deres Museum. Ich habe gerade ge-
lernt, dass die finanzielle Beteiligung 
der Länder an der Stiftung nicht nach 
dem Königsteiner Schlüssel geregelt 
ist, sondern nach einer historisch ab-
geleiteten »Preußennähe«. Das heißt, 
Baden-Württemberg und Schles-
wig-Holstein zahlen wesentlich mehr 
ein als Bayern, das demnach weniger 
Preußenbezug hat. Das arme Schles-
wig-Holstein zahlt mehr als das rei-
che Bayern – da muss man doch ran, 
nicht nur wegen finanzieller Beteili-
gung. Auch hier gilt: Wir sollten uns 
in die Zukunft erinnern und einen 
Neustart beginnen. 

Seit zwei Jahren leidet die Kultur-
szene ganz besonders unter der 
Pandemie, jetzt werden Restrik
tionen zurückgenommen – entfällt 
damit auch der Pandemiefolgen-
Bekämpfungsmodus, in dem sich 
Ihr Ressort zwei Jahre lang befand? 
Die Pandemie ist leider noch nicht 
vorbei. Wir wissen nicht, was im 
Herbst und Winter passieren wird. 
Wir müssen daher weiter überlegen: 
Wie können wir die kulturelle Infra-
struktur schützen? Was ist gut gelau-
fen in den letzten zwei Jahren? NEU-
START KULTUR funktioniert jeden-
falls sehr gut: 74 Einzelprogramme, 
die zielgenau unterstützen. Wir ha-
ben Sonderfonds, Überbrückungs-
maßnahmen und Ausfallregelungen. 
Bei allem Schrecken und allen Las-
ten für den Kulturbereich – ich den-
ke, das Schlimmste konnte verhindert 
werden. 

Unabhängig von Corona habe ich 
mir aber vorgenommen, zusammen 
mit den Bundesländern sehr ernsthaft 
an die soziale Lage der Künstlerinnen 
und Künstler heranzugehen. Wir prü-
fen deshalb eine weitere eigenstän-
dige Säule sozialer Absicherung für 
Künstlerinnen und Künstler, die de-
ren eigenständige Lebensrealität an-
erkennt. Neben der sozialen Absiche-
rung der Künstlerinnen und Künstler 
wollen wir eine Art Mindestlohn für 
Gagen und Honorare bei Förderun-

gen des Bundes. Auch auf Ländersei-
te wird gerade eine Matrix hergestellt, 
wie das aussehen kann. 

Ich glaube, wir haben aus der 
schlimmen Pandemie heraus ein an-
deres Verständnis für solche Vorha-
ben. Wir haben durch Corona alle er-
fahren, wie wichtig Kunst und Kultur 
für unsere Demokratie sind. Was ver-
lieren wir, wenn es keine Theaterauf-
führungen oder Konzerte mehr gibt, 
wenn die Museen zu sind? Wenn das 
alles wegbricht, dann hat die Demo-
kratie keine Stimme mehr.

Wie sollen die Kulturszene und  
die Kulturpolitik auf Putins Krieg 
gegen die Ukraine reagieren? 
Am Tag nach dem Kriegsbeginn habe 
ich ukrainische und russische Künst-
lerinnen und Künstler ins Kanzler-
amt eingeladen. Dieses Treffen hat 
mich sehr bewegt. In unseren TV-
Sendungen wird ja manchmal die Fra-
ge diskutiert, ob Putin nicht vielleicht 
doch recht hat, wenn er die Ukraine 
dem großen russischen Reich zuord-
net. Diese Frage haben die eingelade-
nen Künstlerinnen und Künstler im 
Kanzleramt sehr eindeutig beantwor-
tet: »Nein, wir haben unsere Sprache, 
unsere Literatur, unsere Kultur – gebt 
uns eine Stimme.« 

Im Anschluss an diesen Termin 
haben wir erstens alle deutschen 
Kultureinrichtungen dazu aufgerufen, 
der ukrainischen Kultur eine Stim-
me zu geben. Zweitens entwickeln 
wir ein Soforthilfeprogramm, um 
Flüchtenden aus der Ukraine, aber 
auch aus Russland und Belarus die 
Möglichkeit zu geben, weiter jour-
nalistisch oder künstlerisch zu ar-
beiten und sich zu äußern. Aus dem 
Haushalt der BKM stehen eine Milli-
on Euro zur Verfügung, damit wollen 
wir gemeinsam mit dem Auswärtigen 
Amt Journalistinnen und Journalis-
ten sowie Künstlerinnen und Künst-
ler unterstützen. Um ein Hilfspro-
gramm möglichst rasch auf den Weg 
zu bringen, sind wir hierzu mit ver-
schiedenen Partnern im engen Aus-
tausch. Drittens haben wir eine Task-
force eingerichtet, weil ganz viele 
Akteurinnen und Akteure sowie Kul-
tureinrichtungen sich jetzt melden 
und etwas tun wollen. Und wir bera-
ten weiter im Haus, was wir tun kön-
nen und welche Unterstützung von 
uns aus möglich ist.

In diesem Zusammenhang möchte 
ich noch einmal ganz klar sagen: Es 
darf keinen Boykott russischer Kultur 
geben! Ich kann sehr gut nachvollzie-
hen, dass sich die Stadt München von 
Waleri Gergijew getrennt hat. Er ist 
ein herausragender Dirigent, aber er 
hat schon 2016 in Damaskus Konzerte 
zu Ehren von Baschar al-Assad gege-
ben. Er steht eben auch politisch für 
Putin, und er hat seine Musik klar in 
dessen Dienste gestellt. München ist 
Partnerstadt Kiews. Dass sie Gergijew 
nicht weiter beschäftigen wollen, fin-
de ich richtig.

Allerdings darf es keinen General-
verdacht gegen russische Künstlerin-
nen und Künstler geben. Wenn russi-
sche Tanzensembles oder Chöre aus-
geladen werden, wenn sogar in Buch-
handlungen russische Werke aus den 
Regalen verschwinden, dann ist das 
eine gefährliche Reaktion. Russi-
sche Künstlerinnen und Künstler, von 
denen viele jetzt selbst unter dem 
Putin-Regime leiden, auch weil sie 
ihre Stimme dagegen erheben, sind 
gerade in dieser Situation unentbehr-
lich als Brückenbauer und Botschafter 
eines anderen Russlands. 

Vielen Dank. 

Claudia Roth ist Staatsministerin  
für Kultur und Medien beim  
Bundeskanzler.  
Hans Jessen ist freier Publizist und 
ehemaliger ARD-Hauptstadtkorres-
pondent
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Dienst an der Demokratie
50 Jahre nach der Studie »Grenzen des Wachstums«

GÜNTHER BACHMANN

D as Jahr 2022 ist das Jahr der 50: 
Vor einem halben Jahrhundert 
begann der moderne Umwelt-

schutz und das, was wir heute nach-
haltige Entwicklung nennen. 1972 nah-
men die Vereinten Nationen erstmals 
das Thema Umweltzerstörung auf die 
Agenda. Westdeutschland brachte ein 
erstes Umweltprogramm auf den Weg, 
Ostdeutschland ein Umweltministeri-
um. Hunderte Bürgerproteste schlossen 
sich zum Bundesverband Bürgerinitia-
tiven Umweltschutz (BBU) zusammen. 
Und im März 1972 erscheint das Buch 

zur Epoche: »die« Fundamentalkritik 
am Wirtschaftswachstum, die Studie 
im Auftrag des Club of Rome »Gren-
zen des Wachstums«. Sie ist Weckruf, 
wissenschaftliche Exzellenz und Glau-
bensfrage zugleich, aber darüber hin-
aus ist sie vor allem eines ganz sicher, 
nämlich ein Dienst an der Demokratie 
und an der Kultur. Sie entreißt den Lauf 
der Wirtschaft dem Mantra eines un-
antastbaren Sachzwangs. Sie befähigt 
Wachstum und Wirtschaft zum Diskurs. 
Wer nach Grenzen des Wachstums fragt, 
stellt die Machtfrage, weil Wachstum 
zum Gegenstand von politischer und 
kultureller Gestaltung wird. Das ist 
heute dringlicher denn je nötig.

Bis heute findet diese Studie im We-
sentlichen in zwei diametralen Lagern 
Aufmerksamkeit. Die einen widerlegen 
die Annahmen zur Knappheit von Res-
sourcen, um leicht triumphierend zu 
folgern, dass der Planet Erde überhaupt 
keine Grenzen habe. Die anderen sehen 
sich bestätigt und verweisen auf längst 
noch enger werdende Grenzen durch 
globale Erwärmung, Schwund an Bio-
diversität und Überkonsum. Das dritte 
Lager bilden diejenigen, die sich für die 
Sache nicht groß interessieren, solange 
sie etwas vom Wachstum abbekommen. 
Nach und nach traten zwar ergänzen-
de Ideen, Konzepte und Berechnungs-
methoden hinzu, aber das hat die La-

ger nicht verändert: Spott, Hohn, Ideo-
logievorwürfe begegnen Nachdenklich-
keit und der Suche nach Alternativen. 
Ein Grund mag sein, diese Vermutung 
sei hier angestellt, dass der Streit viel 
tiefer geht als »nur« um die eine oder 
andere Grenze. Der Titel der Studie – 
und nicht die Zahlen und Berechnun-
gen – macht die kulturelle Wirkungs-
kraft der Studie aus. Die Tatsache wiegt 
schwer, gerade weil die gesamte Trag-
weite der kulturellen Dimension von 
Nachhaltigkeitspolitik noch nicht er-
schlossen ist. Und das schreibe ich nicht 
nur, weil dieser Aufsatz in einer kultur-
politischen Zeitung erscheint.

Die Meadows-Frage

Dennis L. Meadows, einer der Haupt-
autoren der Studie, fragte mich vor ein 
paar Jahren nicht nach Zahlen, sondern 
nach Ethik: Warum ich noch an Nach-
haltigkeit glaubte, wo doch die ener-
gieintensiven Gesellschaften seine vor 
50 Jahren aufgezeigten Optionen der 
Grenzen des Wachstums ignoriert hät-
ten. Das Ergrünen des Wachstums sei 
daher jetzt keine Option mehr, es gehe 
um die Rückführung auf ein Niveau, das 
der Planet verkraften könne. Meadows 
hatte sich selbst in mein Büro eingela-
den, für mich eine völlig überraschen-
de Ehre. Er hatte nur diese eine Fra-
ge – die er offenbar einer ganzen Reihe 
von Menschen stellte: Warum machte 
ich, was ich machte – an die Verantwor-
tung in Politik und Wirtschaft zu ap-
pellieren, als damaliger Generalsekre-
tär des Rates für Nachhaltigkeit – und 
woher nähme ich den Glauben, dass 
die Gesellschaft bereit wäre, die Fan-
tasiewelt ewigen Wachstums zu verlas-
sen? Ich meinte herauszuhören, dass er 
selbst diesen Glauben verloren habe. 
Jedenfalls haben ihn meine Stichworte 

– Ressourcenproduktivität, Entkoppeln 
von Ressourcenverbrauch und Wirt-
schaft, Energiewende, breiter werdende  
Zustimmung zur Nachhaltigkeit, Pio-
niere in Wirtschaft und Gesellschaft, 

politische Nachhaltigkeitsstrategien, 
Investitionen in die Wissenschaft –  
wenig beeindruckt. 

Erst langsam, und jedenfalls viel 
später, dämmerte mir, dass seine Fra-
ge um das Selbstbild einer Generation 
kreiste, der Generation Greta der 1970er 
Jahre. Egal, ob auf der Kommandoebe-
ne von Behörden und Unternehmen 
oder im Maschinenraum, in der Wis-
senschaft oder in der Öffentlichkeit – 
damals brach eine Generation auf. Sie 
hat gemahnt und gewarnt, und war er-
folgreich: etwa in den ersten Schrit-
ten zur Kreislaufwirtschaft; sie hat das 
Ozonloch wieder geschlossen; Natio-

nalparks gegen alle Widerstände auf-
gebaut; sie hat das Abschlachten der 
Wale und Berggorillas gestoppt; sie hat 
Umweltschutz in Gesetze gefasst, In
stitutionen gegründet, Methoden ent-
wickelt und Technologien erfunden. 
Aber heute  – und das ist entscheiden-
der als alle Erfolge – sieht sie sich mit 
leeren Händen dastehen: Die Natur de-
generiert weiter, Arten sterben aus und 
die Atmosphäre erwärmt sich schnel-
ler als je zuvor. Diese Generation erlebt 
sich selbst als die letzte, die von dem 
Wachstum nach dem Zweiten Weltkrieg 
profitiert und es zugleich fundamental 
kritisiert hat, ohne damit nach eigenen 
Ansprüchen wirksam genug zu sein. Das 
kratzt am Selbstwertgefühl und frust-
riert so manche. Es kränkt, wenn das 
Lebenswerk infrage steht. Auch deshalb 
findet der frische Wind aus der jungen 
Klima-Generation so bereitwillig Un-
terstützung.

Illusionäres Spielzeug

Aber auch wer ein entgrenztes Wachs-
tum befürwortet, spürt durch die Stu-
die eine Kränkung. »Wachstum« war 
für die Gesellschaft der frühen 1970er 
Jahre »die« Grunderfahrung seit dem 
Zweiten Weltkrieg. Die Bundesrepublik 
steigerte das Wirtschaftswachstum wie 
China heute. Wachstum war Gewohn-

heit und wurde so zum selbstverständ-
lichen Besitzstand, quer durch alle Ein-
kommensgruppen.

Die »Grenzen des Wachstums« über-
raschten mit einem harten Einspruch 
und luden diesen zudem mit allen Insig
nien höherer Bedeutung auf. Der Club 
of Rome galt damals als Hort höherer, 
gediegener Einsichten. Das Massachu-
setts Institut für Technologie (MIT) war 
das Mekka des Fortschritts. Mit Compu-
tern komplexe Rechnungen anzustellen 
war so, als würde man heute mit Elek-
troantrieben zum Mond fliegen. Mehr 
Dominanz der kulturellen Signale war 
kaum möglich. Den Volkswirtschaften 

wurde ihr liebstes Spielzeug weggenom-
men. Das kränkt auch heute noch alle, 
deren Karrieren, Lebensläufe oder de-
ren praktisches (Über-)Leben vom My-
thos Wachstum profitieren. Die weni-
gen verdanken ihm ihre Fantastilliar-
den und die vielen freuen sich über ste-
tig wachsende Wohnfläche, Fernurlaube 
oder über den Luxus von ungetragenen 
Kleidungsstücken, die sie in den Schrän-
ken anhäufen – es sind Milliarden. Allen 
voran geht die Bundesregierung, wenn 
sie die Menge an elektrischer Energie 
fast endlos anwachsen lassen will. Sie 
bettet die Wachstumsmagie in ihre re-
gierungsoffizielle Transformation ein.

Diese Magie ist indessen hohl. Die 
Kalkulation von allem, was wir für »bare 
Münze« halten – Preise, Profite, Kre-
dite, Zinsen, »Werte« – beruht letzt-
lich auf Ignoranz. Weggelassen wer-
den z. B. ökologische Kosten, die bei der 
Abholzung oder der Wasserverschmut-
zung entstehen. Soziale Kosten können 
durch menschenrechtliche Übergriffe, 
Unter- und Fehlernährung, Bildungs-
mangel oder durch die Nichtbeachtung 
von Eigentumsrechten ins Gewicht fal-
len. Die ökonomischen Bilanzen ent-
sorgen all dies gekonnt als »externe 
Effekte«. Diese Kosten findet man in 
keinem Kaufvertrag und in keiner Le-
bensversicherung. An der Kasse im Su-
permarkt hängen sie nicht aus. Einmal 

ganz abgesehen von Ausgaben für z. B. 
Rüstung oder Krankheiten, die Wachs-
tum nur dem Anschein nach antreiben. 
Dieses Weglassen ist wie ein kulturel-
ler Klebstoff, es ähnelt der dunklen Ma-
terie, die das Universum zusammen-
hält. Das Weglassen externer Kosten 
hält die Illusion vom Wachstum zusam-
men. Würde man sie dagegen ehrlich 
bilanzieren und einbeziehen, würde die 
»Börse vor Acht« völlig anders aussehen. 
Mit anderen Worten: Wir wachsen uns 
arm. Von allen Wachstumsgrenzen ist 
das die bedrohlichste. Seit 50 Jahren 
ist das rituelle Widerlegen der Berech-
nungen der »Grenzen des Wachstums« 

ungebrochen. Das ist aber maximal un-
interessant. Denn unendlich ist nichts 
und Grenzen sind real. Um das Prinzip 
zu erkennen, braucht man keine höhe-
re Mathematik.

Die »Grenzen des Wachstums« er-
schüttern vor 50 Jahren das gesell-
schaftliche Selbstverständnis. Seit Ko-
pernikus und Darwin kennen wir die 
Folgen. Gesellschaften nehmen solche 
Wahrheiten zunächst übel und geben 
sich gekränkt, bevor sie sich daran ge-
wöhnen. Man könnte einfach auf Zeit 
setzen. Aber ob so viel Zeit vorhanden 
ist, ist mehr als fraglich. 1972 waren wir 
im Holozän – jetzt gelten schon die 
Regeln des Anthropozäns. Antworten 
müssen anders ausfallen als bisher. Für 
Alternativen bestehen eigentlich gute 
Voraussetzungen. Ja, es besteht nach 
50 Jahren Anlass zum pessimistischen 
Frust. Aber, nein, weiter hilft der allein 
nicht. Das täte eine neue Erinnerungs-
kultur zur nachhaltigen Entwicklung, 
die sich der langen Strecke versicher-
te, die hinter uns liegt, und gleicher-
maßen die kurzen Zukunftsetappen ins 
Auge nimmt, in denen Transformation 
gelingen muss und kann.

Günther Bachmann ist seit 1974 im 
Umweltschutz aktiv und arbeitet heute 
als unabhängiger Experte und Berater 
für nachhaltige Entwicklung
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Von der Notwendigkeit  
einer kulturellen Revolution
Der Club of Rome  
Deutschland stellt  
24 neue Fragen

MOJIB LATIF UND  
ANDREAS HUBER

W as wissen Sie darü-
ber, was passieren wird, 
wenn Sie einen Ball in 
die Luft werfen? Sie wis-

sen, er wird nach oben steigen. Und Sie 
wissen, er wird irgendwann aufhören zu 
steigen und beginnen zu fallen. Sie wis-
sen, dass der Ball weder unendlich stei-
gen wird, noch, dass er um die Erde flie-
gen wird. Das, was sie über einen hoch-
geworfenen Ball wissen, ist die grund-
sätzliche Verhaltensweise eines in die 
Luft geworfenen Balls, die auf der Ba-
sis der physikalischen Gesetze vorher-
gesagt werden kann. 

In dem Bericht »Die Grenzen des 
Wachstums« wurden Szenarien veröf-
fentlicht. Die Medien und die Öffent-
lichkeit verstanden diese oftmals als 
Vorhersagen oder Prognosen. Das wa-
ren sie nicht. Heute würde man von 

Projektionen sprechen, d. h. von Wenn-
dann-Rechnungen. Dennoch waren die 
vorgestellten Szenarien das Resultat 
von etwas bis dahin nie Dagewesenem: 
Mit der damals neuen Technologie des 
Computers wurde unsere Welt als ein 
zusammenhängendes Weltmodell dar-
gestellt. Mit dem Weltmodell konnte si-
muliert werden, wie sich das Gesamt-
system unter Veränderung bestimm-
ter Parameter – wie z. B. Bevölkerungs-
wachstum, industrielle Produktion oder 
Umweltbelastungen – verhalten würde. 
Das Ergebnis waren die veröffentlich-
ten Szenarien. 

Sie waren damit das Resultat der Be-
mühungen, das Systemverhalten des 
Weltmodells herauszuarbeiten. Ana-
log zu dem Ball-Beispiel also wissen 
zu wollen, wie die Flugbahn des Balls 
ungefähr aussehen könnte. Würden Sie 
jedoch exakt wissen wollen, wie sich 
die Geschwindigkeit des Balls verlang-
samt oder ab welcher Höhe sich sei-
ne Flugbahn umkehrt, müssten Sie viel 
komplexere und individuellere Berech-
nungen unter Berücksichtigung der An-
fangsgeschwindigkeit und der Maße 
des Balls, der Stärke des Windes usw. 
anstellen. Übertragen auf das Weltmo-
dell und die Szenarien hieße das, dass 
wesentlich mehr Daten und viel kom-
plexere Zusammenhänge zwischen den 
Komponenten des Modells hätten be-
rücksichtigt werden müssen. Darauf 
wiesen die Autoren des Berichts an 
mehreren Stellen hin. 

Die Interpretation des Berichts als 
eine Art Vorhersage der Zukunft hält 
sich jedoch bis heute. Versteht man »Die 
Grenzen des Wachstums« als solche, 
sind Fragen wie: »Hat sich der Club of 
Rome geirrt?« oder »Wann geht das Öl 
aus?« nachvollziehbar. Sie sind jedoch 
nicht zielführend und verkennen, wo-
für der Bericht geschrieben wurde und 
was wir tatsächlich aus ihm lernen kön-
nen: systemische Verhaltensweisen, die 
zeitlos und grundsätzlicher Natur sind: 

Erstens: Die Dynamiken exponenti-
ellen Wachstums: Obwohl exponenti-
elles Wachstum ein natürliches und in 
der Natur häufig vorkommendes Phä-
nomen ist, kann unser Gehirn mit ihm 
nicht wirklich umgehen.

Zweitens: Risiken, die durch Zeitver-
zögerungen im System entstehen: Ent-
scheidungen, die wir heute treffen, füh-
ren oft erst zu sichtbaren Veränderun-
gen in Wochen, Jahren oder gar Jahr-
zehnten. Es ist damit nicht nur äußerst 
schwierig zu erkennen, was wirksam ist, 
sondern erschwert zudem die Akzep-
tanz von heute beschlossenen Maßnah-
men, da sie für die meisten Menschen 
nicht von Belang erscheinen. 

Drittens: Die Undurchschaubarkeit 
und limitierte Vorhersagbarkeit kom-
plexer Systeme, wie das Erdsystem ei-
nes ist: Wenn verschiedene Prozesse 
gleichzeitig ablaufen und sich gegen-
seitig – und ggf. auch noch zeitlich ver-
zögert – beeinflussen, dann wird es au-
ßerordentlich schwierig, das System-
verhalten in Ursache-Wirkungs-Bezie-
hungen zu durchschauen, insbesondere 
wenn es sich um nichtlineare Bezie-
hungen handelt, die etwa zu abrupten 
Veränderungen ohne Vorwarnung füh-
ren können.

Aurelio Peccei – einer der beiden 
Gründer des Club of Rome – beschrieb 
1976 in seinem Buch »Die Qualität des 
Menschen« die Hoffnung, die er per-
sönlich mit »Die Grenzen des Wachs-
tums« verbunden hatte: »Es kam dar-
auf an, dass alle einen großen Schritt 
des Verstehens machten«. Ein solcher 
Schritt des Verstehens komplexer Sys-
teme und der Dynamiken exponenti-
ellen Wachstums hätte uns vielleicht 
auch in den letzten beiden Pandemie-
Jahren oder bei der Vermeidung der Kli-
makrise geholfen.  

Eine zentrale Erkenntnis aus der 
Analyse des Systemverhaltens ist für 
die Gestaltung der Zukunft bis heute 
sehr bedeutend. Sie wurde von Dennis 
L. Meadows – dem Hauptautor von »Die 
Grenzen des Wachstums« – jüngst in ei-
nem Interview erneut hervorgehoben: 
»Wenn man im Modell z. B. die Ressour-
cenknappheit beseitigt, indem man un-
endliche Ressourcen oder fabelhafte 

Technologien voraussetzt, dann taucht 
ein anderes Problem auf.« Das heißt, 
die Autoren des Berichts und die Mit-
glieder des Club of Rome erkannten be-
reits vor 50 Jahren, dass selbst bei opti-
mistischeren Annahmen und damit ver-
bundenen Änderungen der Parameter, 
der eingeschlagene Entwicklungspfad 

– früher oder später – in dieselbe Sack-
gasse führen würde: Das wirtschaftli-
che Wachstum wird zuerst langsamer 
und geht dann zurück – »Die Grenzen 
des Wachstums«.

Gaya Herrington, Direktorin beim 
Finanzdienstleister KPMG, verglich 
im letzten Jahr den aktuellen globa-
len Entwicklungsstand und die Szena-
rien aus »Die Grenzen des Wachstums«. 
Sie kam zu dem Ergebnis, dass die ak-
tuellen Daten am ähnlichsten zu zwei 

Szenarien sind: BAU2 – »Business-as-
usual« (wir machen wie gewohnt wei-
ter) – und CT – »Comprehensive Tech-
nology« (wir erzielen große technische 
Fortschritte). Das optimistischste Sze-
nario »Stabilized World«, zu Deutsch: 
Welt im Gleichgewicht, ist das, welches 
am allerwenigsten der tatsächlichen 
Entwicklung entspricht.

Herrington betont, wie auch be-
reits die Autoren von »Die Grenzen 
des Wachstums«, dass unklar ist, wie 
unsere Gesellschaft, die auf Wachs-
tum fußt, mit einer solchen Entwick-
lung umgehen will. Und genau hier liegt 
auch die Hoffnung für eine Trendum-
kehr: Es sind wir Menschen, die ent-
scheiden, wie unsere Reaktionen aus-
sehen. Und wir sind es auch, die grund-
sätzlich einen anderen Entwicklungs-
pfad einschlagen könnten. 

Doch Technologie und regulatorische 
Maßnahmen allein werden nicht die 
Lösung sein. Der Schlüssel oder die un-
bedingte Voraussetzung für eine ausba-
lancierte Entwicklung wird auf der letz-
ten Seite von »Die Grenzen des Wachs-
tums« genannt: »Der Mensch muss sich 
selbst – seine Wertevorstellungen und 
Ziele – erforschen«. Jeder Versuch und 
jede Maßnahme, einen dauerhaften 
Gleichgewichtszustand zu erreichen, 
sei letztlich »nur bei grundsätzlicher 
Änderung der Wert- und Zielvorstel-
lungen des Einzelnen und auf Weltebe-
ne von Erfolg gekrönt«. Aurelio Peccei 
schrieb später im Vorwort eines weite-
ren Berichts an den Club of Rome – »No 
limits to learning«: »Die Lösungen sind 
einzig in uns selbst zu suchen«. Pec-
cei bezeichnete diese Voraussetzung 
als nichts weniger als eine kulturelle 
Revolution. 

Mit »Die Grenzen des Wachstums« 
hatte der Club of Rome der Welt die 
Augen geöffnet. Leider haben wir sie 
zu schnell wieder geschlossen. Statt 
einer kulturellen Revolution und Ent-
wicklung in Richtung einer lebensför-
dernden Zukunft und den damit ver-
bundenen Werten, wie Empathie, Ver-
antwortung, Demut, Respekt und Wert-
schätzung für das Lebendige und was 
Lebendigkeit erzeugt, müssen wir Ver-
haltensweisen wie Gier, Egoismus oder 
Neid erleben, die nicht nur die Ökosys-
teme, sondern auch unsere Gesellschaft 
langsam an die Grenzen bringt. 

Wir müssen Lehren aus Versäum-
nissen der Vergangenheit ziehen. Wir 
brauchen nicht mehr allein ein zu-
kunftsfähiges Wachstum, sondern auch 
ein neues gesellschaftliches Klima. 

Hierfür braucht es einen Perspek-
tivwechsel, weg vom sinnlosen Kampf 
um den Erhalt des Status quo hin zu 
einem Klima, das Lust macht auf Ver-
änderung, das die Schwachen einbin-
det, das konstruktiv nach vorne blickt, 
unterschiedliche Interessen transpa-

rent macht und auf einen fairen Aus-
gleich bedacht ist. Die Gestaltung der 
Zukunft beginnt mit dem Blick auf die 
Möglichkeiten, auf das Morgen und 
die Wertschätzung dessen, was da ist 

– und davon gibt es (noch) unglaub-
lich viel.

Zu den Lehren der Vergangenheit 
gehört aber auch der Mut und die Klar-
heit, Neues auszuprobieren. Wir haben 
das 50. Jubiläum von »Die Grenzen des 
Wachstums« zum Anlass genommen, 
selbst eine neue Rolle einzunehmen 
und Fragen zu stellen, statt uns allein 
darauf zu konzentrieren, den Finger in 
die Wunde zu legen und Antworten ge-
ben zu wollen. Fragen, die unsere Denk-
weisen und Narrative herausfordern 
und auf die jeder Mensch für sich eine 
Antwort finden kann. Vielleicht berührt 
Sie persönlich eine der Fragen auf ganz 
besondere Weise?  

Was empfindest du, wenn dir ein gu-
ter Freund sagt: »Angesichts der bevor-
stehenden Klimakrise setze ich lieber 
keine eigenen Kinder in diese Welt«?

Stellen Sie sich vor, es ist kein guter 
Freund, der Ihnen das sagt, sondern ei-
nes Ihrer eigenen Kinder. Was empfin-
den Sie dabei? Welche weiteren Fragen 
wirft das bei Ihnen auf? 

Wir haben 24 weitere solcher Fragen 
definiert und wir laden Sie ein, einige 
der Fragen für sich zu beantworten, mit 
anderen zu diskutieren, sie zu iterie-
ren oder selbst Fragen zu stellen. Wel-
che Erfahrungen machen wir, wenn wir 
anfangen, Fragen zu stellen, statt Mei-
nungen zu vertreten? Vielleicht brau-
chen wir für eine kulturelle Revolution 
 – die so existenziell ist, um die Lebens-
grundlagen nicht zu zerstören – nicht 
noch mehr Antworten, sondern bes-
sere Fragen? 

Mojib Latif ist Präsident der Deutschen 
Gesellschaft Club of Rome. Andreas 
Huber ist Geschäftsführer der Deut-
schen Gesellschaft Club of Rome

Die Interpretation  
des Berichts als Vor-
hersage der Zukunft 
hält sich bis heute

Mit »Die Grenzen des 
Wachstums« hatte der 
Club of Rome der Welt 
die Augen geöffnet
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Auf Neues setzen
Innovationsförderung, Investitionsstärkung und Bildungsexpansion für die Klimapolitik

MICHAEL HÜTHER

A ls vor 50 Jahren der Bericht »Die 
Grenzen des Wachstums« von 
dem Club of Rome veröffent-

licht wurde, traf dieser auf ein geteil-
tes öffentliches Echo. Zum einen kam 
methodische Kritik aus den Fachdiskur-
sen, zum anderen war die mediale Re-
aktion aufrüttelnd. Im Jahr 1973 wurde 
der Club für den Bericht mit dem Frie-
denspreis des Deutschen Buchhandels 
ausgezeichnet, bis heute gilt er als die 
Programmschrift der Wachstumskri-
tik. Deshalb lohnt sich ein Blick darauf 
und auf die daraus folgenden Debatten, 
will man die heutigen Herausforderun-
gen einordnen. Berücksichtigt wurden 
in der Studie die Industrialisierung als 
vorherrschende Form der Wertschöp-
fung, das Bevölkerungswachstum als 
Treiber des Wachstums, die Unterer-
nährung als eine Kehrseite des dyna-
mischen Anstiegs der Bevölkerung so-
wie die begrenzende Wirkung endli-
cher natürlicher Ressourcen und der 
Zerstörung des Lebensraums. Es wur-
den eine Vielzahl von Konstellationen 
durchgespielt, indem die Rohstoffvor-
räte variiert, der Einsatz von Technik 
skaliert, die Bedeutung zunehmender 
Geburtenkontrolle und ein steigender 
Umweltschutz berücksichtigt wurde.

Da Rückkopplungen und damit Kor-
rekturprozesse, die insbesondere durch 
die Veränderung relativer Preise als 
Ausdruck von Anpassungen sowie ver-
änderter Knappheiten in Gang kommen, 
nicht abgebildet werden konnten, war 
eine pessimistische Weltsicht zwingend 
angelegt. Dazu trug ebenso bei, dass 
die Bedeutung technischen Fortschritts 
und von Innovationen nicht einbezo-
gen werden konnte. Die Endlichkeit der 
Ressourcen führte so zu der Einschät-
zung, dass die Endlichkeit des Wachs-
tums absehbar und unvermeidbar sei.

Die methodische Kritik ändert aber 
nichts an der Bedeutung des Berichts, 
denn spätere Aktualisierung haben im-
mer wieder die grundlegende Gefahr 
einer globalen Übernutzung der Res-
sourcen sowie der Umweltsenken be-
schrieben. Als der Report »Die Gren-
zen des Wachstums« vorgelegt wurde, 
traf er auf eine entsprechende Diskus-
sion über die Frage nach den individu-
ellen und gesellschaftlichen Kosten des 
Wachstums, die in den Wirtschaftswis-
senschaften bereits in den 1960er Jah-
ren populär geworden war. Dabei ging 
es um den Konflikt zwischen einer Ori-
entierung am Pro-Kopf-Einkommen 
und den spezifischen Voraussetzungen 
menschlichen Wohlbefindens.

Damit wurde der Blick bewusst auf 
die Umwelt und deren Beeinträch-
tigung durch die Ökonomie gerich-
tet. So forderte im Jahr 1966 Kenneth 
Ewart Boulding besondere ökonomi-
sche Grundsätze für das »Raumschiff 
Erde« und plädierte für eine Politik, 
welche die sich verändernden Bedin-
gungen antizipiert und durch gezielte 
Eingriffe – beispielsweise steuerlicher 
Art – negative Externalitäten korrigiert. 
Tatsächlich wurde dieser Impuls ange-
sichts erkennbarer Umweltschäden po-
litisch aufgenommen. Die Bundesregie-
rung legte im September 1970 ein ers-
tes »Umweltschutz-Sofortprogramm« 
vor, 1971 das erste »Umweltprogramm«.

Die Metapher »Raumschiff Erde« 
erscheint eingängig. Die Möglichkeit, 
über technischen Fortschritt neue 
Handlungschancen und höhere Leis-
tungskraft auch unabhängig von na-
türlichen Ressourcen zu begründen, 
wurde dabei allerdings stets geringer 
eingeschätzt als der Effekt begrenzter 
Ressourcen. Dies mündete in Überle-
gungen einer stationären Ökonomie 
mit minimiertem Ressourcen- und Ma-
terialumsatz und konstanten Produk-

tionsfaktoren. Diese sehr prinzipielle 
Wachstumskritik wurde seit den spä-
ten 1980er Jahren dann im Konzept der 
Nachhaltigkeit aufgehoben.

Maßgeblich war dafür der Bericht 
der Brundtland-Kommission, der den 
Begriff der Nachhaltigkeit in die brei-
tere Öffentlichkeit hineintrug. Im Jahr 
1998 wurde es zum Thema einer En-
quete-Kommission des Deutschen Bun-
destages. In diesem Konzept werden 
die ökologische, die ökonomische und 
die soziale Entwicklung gemeinsam be-
trachtet. Zugleich etablierte sich damit 
angemessen das Konzept der Generati-
onengerechtigkeit, indem die Lebens-
räume künftiger Generationen als be-
rechtigte Ansprüche an jeweils heute 
Lebenden verstanden wurden.

Dadurch kam es zu dem umweltpo-
litischen Paradigmenwechsel, der auf 

der Konferenz der Vereinten Nationen 
für Umwelt und Entwicklung 1992 in 
Rio de Janeiro vollzogen wurde: Um-
weltpolitik wird als vorsorgende Politik 
verstanden, die zukunftsbezogen Um-
weltqualitätsziele entwickelt, aus de-
nen – und nicht mehr nur aus einem 
feststehenden Schadensbefund – sich 
umweltpolitischer Handlungsbedarf 
ableitet. So wurde aus den »Grenzen 
des Wachstums« die Perspektive einer 
»dauerhaft umweltgerechten Entwick-
lung«, damit ökonomische, soziale und 
ökologische Entwicklungen nicht von-
einander getrennt oder gar gegenein-
ander ausgespielt werden.

Konzeptionell bietet der Philosoph 
John Rawls mit dem »Sparprinzip« eine 
angemessene Grundlage, mit dem die 
Gesellschaft als »ein faires System der 
langfristigen Kooperation zwischen den 
Generationen« funktionieren kann: »Es 
stützt berechtigte Beschwerden über 
unsere Vorgänger und berechtigte Er-
wartungen an unsere Nachfahren.« Mit 
der Sicht auf drei Generationen wird 
die Überforderung der mittleren ver-
mieden, denn aus der Pfadabhängigkeit 
der Vergangenheit entkommt man nur 
gemeinsam. So kann man das Sparprin-
zip von Rawls als zeitgemäße Deutung 
der Grenzen des Wachstums verstehen, 
die damit weniger statisch erscheinen 
und gestaltbar werden.

Gefordert wird eine Wirtschaftswei-
se, die den langfristigen Substanzerhalt 
ökologischer Potenziale in den Vorder-
grund stellt und die Handlungsfähig-
keit der Gesellschaft adressiert. Letzt-
lich muss es eine dauerhafte Ausrich-
tung sich fortschreitend entwickelnder 
Volkswirtschaften an den Belastungs-
grenzen der Umweltmedien und der kri-
tischen Ressourcenbestände geben. Die 
Frage, welche Natur wir schützen sollen, 
erweist sich als nicht trivial. Die Wahr-
nehmung, ob ein Lebensraum ökolo-
gisch intakt ist, hängt von den spezi-
fischen Bedürfnissen und Interessen 
derjenigen ab, die diesen Lebensraum 
heute als ihre Umwelt betrachten. Die 
zu schützende Natur ist Resultat einer 
Interpretation, in die neben die öko-
logischen Daten die Präferenzen der 
Menschen eingehen.

Derzeit erleben wir, dass die Span-
nung zwischen den Anforderungen 
künftiger Generationen und den Mög-
lichkeiten der heutigen nicht einfach 
aufzulösen ist. Späte Erkenntnis und 
verzögerte Einsicht erhöhen den Druck; 
so erleben wir es beim Klimawandel. 
Veränderte Bedingungen und indivi-
duelle Anpassungen begründen Anpas-
sungspfade; so erleben wir es bei der 

demografischen Alterung. Die beson-
dere Herausforderung besteht nun da-
rin, dass diesen Megatrends im Struk-
turwandel gleichzeitig Rechnung getra-
gen werden muss. Das führt dazu, dass 
wir uns noch weniger Umwege und In-
effizienzen leisten können. Anders ge-
wendet: Für den Ausstieg aus dem fos-
silen Zeitalter benötigen wir unter den 
Bedingungen der Bevölkerungsalterung 
unausweichlich die Schnelligkeit, die 
Innovationskraft und die Effizienz der 
Marktwirtschaft.

Nur durch die Mobilisierung des de-
zentral vorhandenen Wissens und der 
Findigkeit aller kann es uns gelingen, 
die vielfach so benannte große Trans-
formation zu leisten. Denn es muss an 
allen Stellen der Volkswirtschaft Beiträ-
ge zur Klimaneutralität geleistet wer-
den. Die Anreize dafür werden am wirk-
samsten durch einen einheitlichen CO2-
Preis gesetzt, wie es in Europa mit dem 
Zertifikatehandel für die Industrie und 
die Energieerzeugung seit Langem der 
Fall und für Verkehr und Wohnen nun 
ergänzt werden soll. Wir benötigen aber 
ebenso Technologien für die Entnah-
me von CO2 aus der Atmosphäre, nur 
dann sind die Ziele für 2045 (Deutsch-
land) bzw. 2050 (Europäische Union) 
erreichbar.

Bei einem schrumpfenden Erwerbs-
personenpotenzial, wie es für Deutsch-
land ab Mitte dieses Jahrzehnts der Fall 
sein wird, stellen sich zusätzliche Fra-
gen. Wie kann der alterungsbedingten 
Produktivitätsabschwächung entgegen-

gewirkt werden? Wie erhöhen wir das 
Arbeitsvolumen – also die gesamtwirt-
schaftlich verfügbaren Arbeitsstunden  
 – zusätzlich, um den Ausfall durch die 
ansteigende Verrentung auszugleichen? 
Es wird deutlich, dass die Klimapolitik 
um eine Strategie der Innovationsförde-
rung, Investitionsstärkung, Bildungsex-
pansion und Beschäftigungsausweitung 
ergänzt werden muss. Um den Gren-
zen des fossilen Zeitalters zu entgehen, 
muss zugleich die Limitierung unse-
rer Möglichkeit durch die demografi-
sche Alterung ernst genommen werden.

Tatsächlich hat die ökologische De-
batte, welche die Voraussetzungen wirt-
schaftlichen Wachstums durch Natur-
kapital und Sozialkapital thematisiert, 
in den vergangenen Dekaden wichtige 
Impulse für eine vorausschauend res-

sourcenorientierte Ökonomik gegeben. 
Wünschenswert wäre es, wenn wachs-
tumskritische Diskurse gleichermaßen 
offener und bewusster mit ihren frei-
heitsskeptischen Aspekten umgingen. 

Denn das steht dem entgegen, was 
wir an Innovation und technischem 
Fortschritt benötigen. Hier darf es kei-
ne Grenzen geben, sondern wir müssen 
unbegrenzt auf Neues setzen. Das for-
dert eine offene Gesellschaft, die im öf-
fentlichen Raum – also im Miteinander 
des realen Lebens, was nach der Pande-
mie neu zu erringen ist – kulturell und 
politisch darum ringt, was sie schützen 
und wie viel Anpassungsdynamik sie 
dafür mobilisieren will.

Michael Hüther ist Direktor des  
Instituts der deutschen Wirtschaft

Die Frage, welche  
Natur wir schützen 
sollen, erweist sich  
als nicht trivial
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Wie viel kostet  
unsere Zukunft?
Fünf Fragen an Claudia Kemfert 

Welchen Preis zahlen wir für unsere Zu-
kunft? Die Energieökonomin Claudia Kem-
fert forscht an Antworten auf diese Frage 
und mehr. In Politik & Kultur gibt sie ei-
nen Einblick in essenzielle Fragen unse-
rer Zukunft.

Frau Kemfert, Sie beschäftigen sich 
unter anderem mit der Frage:  
Wie teuer wird die Zukunft? – Wie 
finden Sie eine Antwort darauf 
und wie lautet diese? 
Derzeit bewahrheitet sich auf sehr 
schmerzvolle Weise, wie hoch die Kos-
ten des Nichthandelns werden können, 
wenn nicht rechtzeitig gegengesteuert 
wird. Seit über 17 Jahren warne ich vor 

den Kosten des Nichthandelns, einer-
seits bezogen auf den Klimaschutz, aber 
andererseits auch bezogen auf Ener-
gieversorgungssicherheit. Nichthan-
deln treibt die Kosten der Zukunft immer 
weiter in die Höhe. Aufgrund des Nicht-
handelns steigen die Kosten des Klima-
wandels unaufhörlich weiter an. Wir er-
leben global immer weiter zunehmende 
Kosten durch extreme Klima-Ereignisse, 
durch Dürren, Wasserknappheiten und 
Brände, die erhebliche volkswirtschaftli-
che Schäden nach sich ziehen. Und der-
zeit zahlen wir ebenso den exorbitant 
hohen Preis einer verschleppten Ener-
giewende. Wir haben den Ausbau der er-
neuerbaren Energien zu lange behindert, 
und das Energiesparen gerade im Ge-
bäudebereich und auch in der Industrie 
sträflich vernachlässigt. Entgegen aller 
Warnungen haben wir Abhängigkeiten 
zu geopolitisch schwierigen Handels-
partnern verstärkt, anstelle Frühindika-
toren für Energieversorgungssicherheit 
zu entwickeln und die Abhängigkeit zu 
verringern. Da wir in den vergangenen 

15 Jahren die Abhängigkeit zu russischen 
Energielieferungen deutlich erhöht statt 
verringert haben, zahlen wir heute die 
Quittung für diese Entwicklung. Wir hät-
ten heute einen Anteil von über 80 Pro-
zent an erneuerbaren Energien im Ener-
giesystem haben können, hätten wir die 
Energiewende nicht ausgebremst. Nun 
müssen wir in kürzester Zeit fossile Hei-
zungen austauschen, die Industrie de-
karbonisieren und mehr Elektromobili-
tät auf Straße und Schiene bringen. Die 
Szenarien dafür liegen seit über 20 Jah-
ren vor. Und auch die Warnung, dass die 
volkswirtschaftlichen Kosten explodie-
ren, wenn nicht ausreichend frühzeitig 
gegengesteuert wird. Der jüngste Bericht 

des Weltklimarates macht nochmals sehr 
deutlich, dass wir eine sehr düstere Zu-
kunft vor uns haben werden, die eben-
so zu erheblichen volkswirtschaftlichen 
Schäden führen wird. Nur eine komplet-
te Abkehr von fossilen Energien stärkt 
die Versorgungssicherheit, die Resilienz, 
Demokratie und Frieden und gleichzeitig 
Klimaschutz. Nur eine Energiewende ba-
sierend auf erneuerbaren Energien und 
Energiesparen sichert den Frieden. Die 
Kosten des Nichthandelns sind deutlich 
höher als die Kosten des Handelns. 

Der grundsteinlegende Bericht des 
Club of Rome wird in diesem Jahr  
50 Jahre alt. Wo liegen heute die 
Grenzen des Wachstums – wirtschaft-
lich und gesellschaftlich? 
Das jetzige Wirtschaftswachstum, wel-
ches auf Ausbeutung und Zerstörung des 
Planeten, des Klimas und der Lebens-
grundlagen der zukünftigen Generatio-
nen ausgerichtet ist, ist in keinster Wei-
se mit dem Klimaschutz vereinbar. Dabei 
ist das Wirtschaftswachstum, welches 

auf fossile Energien basiert, nicht nach-
haltig und zukunftsfähig. Wir brauchen 
ein neues Verständnis von Wirtschafts-
wachstum – nämlich eines, das den Pla-
neten belebt, statt ihn zu zerstören.  
Wir brauchen ein Wirtschaftswachs-
tum, das Schäden an Mensch, Umwelt 
und Klima nicht als heimliche Schul-
den künftiger Generationen anhäuft, 
sondern gleich heute denen aufbür-
det, die sie verursachen. Dazu müssen 
wir das Wirtschaftswachstum vom fos-
silen Energieverbrauch entkoppeln und 
eine Kreislaufwirtschaft entwickeln, die 
im Gleichgewicht ist und in der es um 
qualitatives und nicht um quantitatives 
Wachstum geht. 

Welche Weichen muss die Politik jetzt 
endlich stellen, um das Klima  
zu schützen? 
Wir müssen so schnell wie möglich weg 
von fossiler Energie, und zwar durch 
den schnelleren Ausbau der erneuer-
baren Energien. Wir benötigen min-
destens eine Vervierfachung des jetzi-
gen Ausbautempos. Es müssen Flächen 
für Windenergie ausgewiesen, Genehmi-
gungsverfahren erleichtert und finanzi-
elle Beteiligungsmöglichkeiten für Kom-
munen verbessert werden. Solarener-
gie gehört auf jedes Dach. Wir müssen 
die Wärmepumpe fördern, gerade im Zu-
sammenhang mit der energetischen Ge-
bäudesanierung. Die Industrie muss 
energieeffizienter werden, auch hier bie-
ten sich die industrielle Wärmepumpe 
und der Einsatz von erneuerbaren Ener-
gien an. Im Verkehrssektor müssen wir 
so schnell wie möglich weg von Benzin 
und Diesel hin zu mehr Elektromobili-
tät. Der Schienenverkehr muss gestärkt 
werden. Es geht um Verkehrsvermeidung, 

-verlagerung und -optimierung.  

Aufgrund des 
Nichthandelns 
steigen die Kos-
ten des Klima-
wandels unauf-
hörlich an. Wir 
erleben zuneh-
mende Kosten 
durch Klima-
Ereignisse,  
Dürren, Wasser-
knappheiten 
und Brände. 

All dies wissen wir seit Jahren. Die Ge-
sellschaft und die Industrie sind start-
klar. Das Einzige, was uns aufhält, ist 
der fehlende politische Wille. Die Po-
litik lässt sich bremsen von unsinni-
gen Gespensterdebatten, die uns an 
die Vergangenheit ketten. Stattdes-
sen brauchen wir endlich ein Booster-
Programm für die konsequente Ener-
giewende. 

Sie befassen sich intensiv mit den 
wirtschaftlichen Potenzialen des Kli-
maschutzes. Worin liegen diese? 
Die wirtschaftlichen Chancen der Ener-
giewende mit einer Abkehr von fossi-
len Energien hin zu mehr erneuerbaren 
Energien, Energiesparen und den Um-
stieg hin zu einer nachhaltigen Mobi-
lität schaffen enorme wirtschaftliche 
Chancen. Dies alles sind wirtschaftliche 
Chancen des Klimaschutzes. Alle Bran-
chen können letztendlich davon profi-
tieren, sei es die Unternehmen der er-
neuerbaren Energien, Unternehmen, 
die Energieeffizienzmaterialien herstel-
len, die nachhaltige Mobilitätskonzep-
te erarbeiten oder im Fahrzeugbau tätig 
sind. Energiedienstleistungen werden 
genauso benötigt wie der energetische 
Umbau von Gebäuden. Die Industrie 
kann, wenn gut gemacht, von diesem 
Boom massiv profitieren. Es werden In-
vestitionen in Zukunftsbranchen getä-
tigt, die wiederum Wertschöpfung und 
Arbeitsplätze liefern. Dabei handelt es 
sich um zukunftsweisende Arbeitsplät-
ze. Die wirtschaftlichen Chancen des 
Klimaschutzes, der Energiewende, der 
Verkehrswende, dem Energiesparen so-
wie der nachhaltigen Mobilität sind gi-
gantisch. Wir müssen sie auch endlich 
nutzen. 

Die Industrie rund um das Thema 
Nachhaltigkeit wächst immer  
weiter. Wie kann dies weiter unter
stützt werden? Wie schätzen Sie  
die wirtschaftlichen Zukunftsaussich-
ten der »grünen Branche« ein? 
Wenn wir Klimaschutz ernst nehmen 
und das Klimaabkommen von Paris um-
setzen wollen, darf es heute keine In-
vestitionen in fossile Energien und 
Infrastrukturen geben, sondern aus-
schließlich in erneuerbare Energien 
und klimaschonende Antriebstech-
niken und Infrastrukturen. Seit Lan-
gem leidet die deutsche Wirtschaft, vor 
allem die Industrie, an Investitions-
schwäche. Dieser Investitionsstau kann 
nun durch gezielte Allianzen durch 
Wirtschaftshilfen überwunden werden. 
Es sollte das Geld gezielt für Klima-
schutz bereitgestellt werden, etwa für 
Digitalisierung, Smart Grids, Ladeinf-
rastruktur, klimaschonende Treibstof-
fe, Batterie- und Solarzellenprodukti-
on oder für Wasserstoff für die Schwer-
industrie. Auch der Schienenverkehr 
muss gestärkt werden. Nur dann wird 
der Umbau hinzu einer klimaneutralen 
Wirtschaft, wie wir es im Rahmen inter-
nationaler Vereinbarungen verbindlich 
festgelegt haben, gelingen. Aber auch 
die Finanzbranche selbst steht unter 
Zugzwang. Um Greenwashing zu ver-
meiden, müssen strenge Nachhaltig-
keitskriterien für alle Investitions- und 
Finanzströme angewendet werden, die 
sich an sozial-ökologisch-ethischen 
Maßstäben orientiert. Die wirtschaft-
lichen Zukunftsaussichten der grünen 
Branche sind riesig. Es werden über-
all Fachkräfte benötigt, daher sind Um-
schulungs- und Ausbildungsprogram-
me sehr wichtig. Bis zu 500.000 neue 
Jobs können durch die grüne Transfor-
mation entstehen. Die Zukunftsaus-
sichten sind glänzend, wenn wir nicht 
die Fehler der Vergangenheit wiederho-
len und zu lange am fossilen Geschäfts-
modell festhalten. 

Claudia Kemfert leitet die Abteilung  
Energie, Verkehr, Umwelt am Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung  
(DIW Berlin) und ist Professorin für  
Energiewirtschaft und Energiepolitik  
an der Leuphana Universität
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Ende des Wachstums?
Vorschläge für eine Postwachstumsgesellschaft

MATTHIAS SCHMELZER

D ie Kritik am Wirtschaftswachs-
tum ist fast so alt wie das Phä-
nomen selbst. Eine neue Di-

mension bekam sie durch die verstärkte 
Wahrnehmung der Endlichkeit der Res-
sourcen auf diesem Planeten. So ist die 
durch den ersten Bericht an den Club of 
Rome von 1972 begonnene breite gesell-
schaftliche Diskussion über »Die Gren-
zen des Wachstums« bis heute nicht ab-
gerissen. Aber 50 Jahre später und in 
einer drastisch veränderten krisenge-
schüttelten Welt liegt der Fokus zuneh-
mend weniger auf der Kritik am Wachs-
tum und mehr auf der Frage nach mög-
lichen Alternativen – nach Vorschlägen 
für eine solidarische Postwachstums-
gesellschaft. Die Geburt des Wortes 
»décroissance« in seiner heutigen Be-
deutung kann auch auf das Jahr 1972 
zurückdatiert werden. Der Sozialphi-
losoph André Gorz fragte bereits da-
mals: »Ist das Gleichgewicht der Erde, 
für das Null-Wachstum – oder sogar 
décroissance der materiellen Produk-
tion notwendige Bedingung ist, ver-
einbar mit dem Überleben des kapi-
talistischen Systems?« Der wichtigs-
te Impuls im 21. Jahrhundert kam von 
der Décroissance-Bewegung, die sich 
in den vergangenen zehn Jahren von 
Frankreich über Spanien und Italien 
aus ausgebreitet hat. In den Ursprün-
gen war diese Bewegung stark in anar-
chistischen Umweltgruppen und Kam-
pagnen für auto- und werbefreie Städte, 
gegen industrielle Großinfrastrukturen 
und für den lokalen Aufbau von Alter-
nativen verwurzelt, hatte aber immer 
auch eine akademische und interna-
tionalistische Ausrichtung auf globale 
Umweltgerechtigkeit. Die erste interna-
tionale Degrowth-Konferenz für ökolo-
gische Nachhaltigkeit und soziale Ge-
rechtigkeit fand 2008 in Paris statt und 
etablierte den englischen Begriff »De-
growth« in der internationalen wissen-
schaftlichen Debatte. Seitdem finden 
regelmäßig internationale Konferenzen 

statt, mit teils sehr großem Zulauf – so 
kamen zur Konferenz 2014 nach Leipzig 
über 3.500 Menschen, bei der wegen Co-
rona online stattfindenden Degrowth-
Konferenz in Wien 2020 waren es noch 
mehr. In den letzten zehn Jahren hat 
sich unter dem Schlagwort Décroissan-
ce, Degrowth oder Postwachstum eine 
vor allem europäische Bewegung von 
wissenschaftlich arbeitenden und ak-
tivistisch orientierten Menschen ver-
sammelt, die das vorherrschende Ent-
wicklungsmodell des kontinuierlichen 
kapitalistischen Wachstums kritisiert 
und nach Alternativen sucht. Degrowth 

– was so viel heißt wie Wachstumsrück-
nahme oder Entwachstum – ist dabei 
vor allem ein politischer und provozie-
render Slogan, der die Hegemonie des 
Wachstumsparadigmas infrage stellt. 
Die Kernidee ist eine sozial-ökologi-
sche Transformation der Produktions- 
und Lebensweise, die das Wohlergehen 
aller zum Ziel hat und die daher – an-
gesichts der ökologischen Krisendyna-
miken sowie anderer wachstumsbezo-
gener Krisen – für den globalen Norden 
eine demokratisch organisierte Reduk
tion von Produktion und Konsum auf 
ein global gerechtes und nachhaltiges 
Niveau bedeutet. 

Degrowth oder Postwachstum – bei-
des lässt sich weitgehend synonym ver-
wenden – führt dabei ziemlich vielfäl-
tige und teils widersprüchliche Strö-
mungen und Positionen zusammen. 
Gemeinsam ist ihnen, dass sie alle den 
Technikoptimismus des seit den 1990er 
Jahren vorherrschenden Nachhaltig-
keitsdiskurses mit seinem Versprechen 
der Entkopplung von Wachstum und 
Umweltverbrauch kritisieren. Ökolo-
gische Gerechtigkeit, so ein Kernargu-
ment dieser grundlegenden Kritik am 
»grünen Wachstum«, kann nur erreicht 
werden, wenn die »imperiale Lebens-
weise« des globalen Nordens mit ihrem 
nicht nachhaltigen Wohlstand auf Kos-
ten des globalen Südens und der Um-
welt überwunden wird. Es geht also um 
die Deprivilegierung derjenigen, die ak-

tuell auf Kosten anderer leben und die-
se Kosten in Raum und Zeit externali-
sieren. Weil eine absolute Entkopplung 
von Umweltverbrauch und Wirtschafts-
wachstum ein Ding der Unmöglichkeit 
ist, impliziert dies ein Ende des Wachs-
tums im globalen Norden und eine Ver-
ringerung der biophysikalischen »Grö-
ße« der Wirtschaft. Die zweite wesent-
liche Gemeinsamkeit liegt in dem Ver-
such, konkrete Utopien als Alternativen 
zum Wachstumsdiktat zu entwerfen, 
sich mit der Möglichkeit wachstums-
unabhängiger Institutionen und Inf-
rastrukturen auseinanderzusetzen und 
dies mit widerständigen Praktiken und 
alternativen Lebensweisen im Hier und 

Jetzt zu verbinden. Überlegungen zu 
einer Postwachstumsgesellschaft sind 
dabei nicht isoliert und losgelöst von 
bisheriger Theorie und Praxis entstan-
den, sondern basieren auf einer Viel-
zahl von Denktraditionen und knüpfen 
an konkrete soziale Auseinanderset-
zungen an. Wichtige Impulse kommen 
vor allem aus der politischen Ökolo-
gie und Bioökonomik, der feministi-
schen Ökonomie, den postkolonialen 
und Postdevelopment-Studien sowie 
der Kapitalismus- und Technikkritik. 
Im Kern geht es um das Zurückdrängen 
des Ökonomischen als Sphäre verselb-
ständigter Rationalität und des ökono-
mischen Kalküls als alleiniger Entschei-
dungsgrundlage – und damit ebenso 
um die Repolitisierung und Demokra-
tisierung gesellschaftlicher Institutio-
nen wie um das Erkämpfen von selbst-
bestimmten Freiräumen. Dabei bezieht 
sich Postwachstum ausdrücklich auf 
die frühindustrialisierten Länder des 
globalen Nordens, auch wenn soziale 
Bewegungen aus dem Süden wichtige 
Bündnispartner sind. Mit dem starken 

Fokus auf systemische Alternativen hat 
sich Postwachstum nicht nur zu einem 
Kernkonzept lebhafter intellektueller 
und wissenschaftlicher Debatten ent-
wickelt, sondern auch zu einem inter-
pretativen Rahmen für vielfältige al-
ternativökonomische Strömungen und 
soziale Bewegungen. Auch wenn frag-
lich ist, ob von einer Degrowth-Bewe-
gung gesprochen werden kann, hat die-
ses politische Schlagwort neue Akteu-
re hervorgebracht, Nachhaltigkeitsdis-
kussionen politisiert und vor allem ein 
breites Feld von sozialen Bewegungen 
und praktischen Alternativprojekten 
vernetzt – von der Care-Bewegung über 
solidarische Ökonomie und Commons 
bis hin zu Protesten gegen Braunkohle, 
Flughäfen und SUVs.

Die Reduktion der Wirtschaftsaktivi-
tät ist dabei nicht das Ziel, sondern eine 
Konsequenz eines als notwendig erach-
teten Transformationsprozesses. Post-
wachstum heißt nicht – auch wenn dies 
oft missverständlich so interpretiert 
wird – die Wirtschaft innerhalb der be-
stehenden ökonomischen und sozialen 
Strukturen und Verteilungsverhältnisse 
zu schrumpfen. Ein alleiniger Fokus auf 
einen Schrumpfungsimperativ ist ver-
kürzt und gefährlich, wie nicht zuletzt 
neoliberale und konservativ-neofeu-
dalistische Spielarten von Wachstums-
kritik insbesondere in der Bundesrepu-
blik zeigen, die Wachstumskritik zum 
Rechtfertigungsinstrument und Hebel 
von Austerität und Sozialabbau machen. 
Im Gegensatz dazu zielt Postwachstum 
auf eine demokratisch ausgehandel-
te Transformation, die nicht nur Wirt-
schafts- und Gesellschaftsstrukturen 
mit einbezieht, sondern grundlegend 
auch Lebensweisen und Vorstellungs-
welten. In Abkehr von ewiger Beschleu-
nigung, Steigerung und Überforderung 
geht es darum, den Übergang hin zu 
einer reduktiven Moderne zu gestal-
ten. Die Kernfrage der Postwachstums
debatte lautet daher, wie materielle, ge-
sellschaftliche, mentale und ökonomi-
sche Institutionen so verändert werden 
können, dass sie zum einen nicht mehr 
wachstumsabhängig und wachstums-
treibend sind und zum anderen ohne 
Wirtschaftswachstum soziale Gerech-
tigkeit, Selbstbestimmung und ein gu-
tes Leben für alle ermöglichen. Beson-

ders charakteristische Vorschläge, die 
dazu diskutiert werden, sind eine ra-
dikale Arbeitszeitverkürzung für alle 
sowie eine gesellschaftliche Stärkung 
der Care-Arbeiten, ein Grund-, aber 
vor allem auch ein Maximaleinkom-
men, der Ausbau sozialer Infrastruk-
turen und nichtmonetärer, commons-
basierter Formen der Daseinsvorsorge 
sowie ökologische Steuerreform kom-
biniert mit radikaler Umverteilung von 
Vermögen und Einkommen.

Postwachstum hat in den letzten 
Jahren wesentlich dazu beigetragen, 
wachstums- und technikfokussierte 
Zukunftsnarrative zu hinterfragen, die 
Suche nach grundlegenden und syste-
mischen Alternativen zu stärken und 
vielfältige Akteure aus sozialen Bewe-
gungen und alternativökonomischen 
Strömungen zusammenzuführen. Für 
die nächsten Jahre stellen sich grund-
legende Herausforderungen auf allen 
diesen Ebenen. Auch wenn die Ent-
wicklung von Postwachstum als wis-
senschaftlichem Forschungsparadig-
ma besonders beeindruckend ist, ist es 
noch ein weiter Weg, bis die Degrowth-
Hypothese – dass es möglich ist, in ei-
nem anderen Gesellschaftssystem ohne 
Wachstum gut zu leben – im Main-
stream unterschiedlichster Fachdiszi-
plinen, besonders auch der Wirtschafts-
wissenschaft, bearbeitet wird. Auf der 
konzeptionellen Ebene gibt es eine 
Vielzahl offener Fragen und es steht 
vor allem an, diese als gesellschafts-
politische und dadurch politisierende 
Debatte zu führen – und nicht als in-
dividualisierende Verzichtsdiskussion. 
Schließlich steht Postwachstum vor der 
Herausforderung, angesichts von Krieg, 
fossilem Rollback und exportorientier-
ter Wachstumspolitik gesellschaftlich 
Mehrheiten für ein politisches Projekt 
zu organisieren, das auf universalisti-
schen Werten basiert, internationalis-
tisch ausgerichtet ist und dominanten 
Interessen oft diametral entgegensteht.

Matthias Schmelzer ist wissenschaft-
licher Mitarbeiter an der Friedrich-
Schiller-Universität Jena und arbeitet 
beim Konzeptwerk Neue Ökonomie in 
Leipzig. Zusammen mit Andrea Vetter 
ist er Autor des Buches »Degrowth/
Postwachstum zur Einführung«

Postwachstum heißt 
nicht, die Wirtschaft 
zu schrumpfen
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Kunst und Kultur als Hebel für 
die große Transformation
Das Wuppertal Institut öffnet sich verstärkt der künstlerischen Forschung

CAROLIN BAEDEKER, 
MANFRED FISCHEDICK  
UND CHRISTA LIEDTKE 

I n einer Zeit sich verschärfender 
globaler Herausforderungen mit 
fortschreitendem Klimawandel, 

Artenschwund, Übernutzung begrenz-
ter Ressourcen sowie tiefgreifender 
Auswirkungen der Coronapandemie 
gilt es mehr denn je, Nachhaltigkeit als 
kulturelles Konzept zu verstehen, das 
die Menschen mitnimmt, ihre Kompe-
tenzen und Kreativität für die Gestal-
tung einer friedvollen Zukunftsgestal-
tung nutzt. Dabei kommt der Kultur 
als Umsetzungshebel zugute, dass sie 
historisch, gegenwärtig und zukünftig 
zugleich ist. Die Deutsche Nachhaltig-
keitsstrategie (DNS) spricht von einem 
Gemeinschaftswerk, das notwendig 
ist. In einer Demokratie gehört hierzu 
gemeinsames Gestalten und geteilte 

Verantwortung, damit Teilhabe, Aus-
gleich und Diskurs. Die seit Jahrzehn-
ten international geforderte nachhal-
tige Entwicklung, welche – nach Vol-
ker Hauff, 1987 – »die Bedürfnisse der 
Gegenwart befriedigt, ohne zu riskie-
ren, dass künftige Generationen ihre 
eigenen Bedürfnisse nicht befriedigen 
können«, gehört zu den wesentlichen 
Herausforderungen der Menschheit. 
Dieser intra- und intergenerationale, 
multikulturelle, zugleich lokal wie in-
ternational ausgerichtete Handlungs-
ansatz ist tiefgreifend und zukunfts-
weisend. 

Eine Transformation hin zu einer 
nachhaltigen Entwicklung wird im-
mer dringlicher, wenn man die glo-
bale soziale und ökologische Lage be-
trachtet und die Folgen der Übertre-
tung der planetaren ökologischen Be-
lastbarkeitsgrenzen berücksichtigt. Bei 
der Suche nach Lösungsmöglichkei-
ten zeigt sich deutlich, wie sehr ein 
Über- und Umdenken von Gewohnhei-
ten, Werten und alltäglichen Praktiken 
in Produktion und Konsum gefragt ist. 
Hierdurch materialisiert sich unsere 
Haltung – wie wir Technikentwicklung, 
Wirtschaften und Leben denken und 
umsetzen. Es geht darum, die Gesell-
schaft als Ganzes mitzunehmen, mit 
ihrer Diversität und Interkulturalität, 
um gemeinsam die »Große Transfor-
mation« zu gestalten, die »tiefgrei-
fende Änderungen von Infrastruk-
turen, Produktionsprozessen, Regu-
lierungssystemen und Lebensstilen 
sowie ein neues Zusammenspiel von 
Politik, Gesellschaft, Wissenschaft und 
Wirtschaft« umfasst, so der Wissen-
schaftliche Beirat der Bundesregie-
rung Globale Umweltveränderungen 
bereits 2011. 

Es bedarf einer »Zukunftskunst«, 
die dieses Zusammenspiel in den 
Fokus nimmt und Zukunftsgestalter 
und -gestalterinnen, die die notwen-
digen Transformationskompetenzen 
einbringen. Zukunft kann nur global 
gedacht und gestaltet werden. Nach-
haltige Transformation ist dabei kein 
Ursache-Wirkungs-Prozess, sondern 
ein systemisch-komplexer Prozess, 
der weiß, mit Unwissen und Vorsorge 
umzugehen. Die geopolitische Welt-
lage führt uns dies gerade sehr deut-
lich vor Augen.

Kunst und Kultur stellen Fragen, 
konstruieren, rekonstruieren, demon-

tieren und gestalten. Forschung stellt 
auch Fragen – hier ist eine Schnitt-
stelle. Doch folgt sie anderen Hand-
lungslogiken und Rahmensetzungen – 
im Bereich Nachhaltigkeit ist sie nor-
mativ im Fundament. Die Sustainable 
Development Goals (SDGs) bilden den 
Kompass. Die Forschung des Wupper-
tal Instituts ist auf die Gestaltung der 
notwendigen Transformationsprozes-
se hin zu einer nachhaltigen, gerech-
teren, vielfältigen und lebenswerten 
Gesellschaft ausgerichtet. Die Pariser 
Klimaziele geben einen klaren Rah-
men – das ist hilfreich, aber noch kei-
ne Kultur und löst allein noch keine 
neue Haltung aus. Eine Ressourcen-

kultur – also die Wertschätzung der 
der Natur entnommenen Materiali-
en, um unser Leben und unsere Ent-
wicklung lebenswert zu gestalten – ist 
notwendig, um vom Wissen zum Han-
deln zu gelangen. In dieser Lücke ver-
bergen sich Haltung, Moral, Emotio-
nen und Wertschätzung. 

Die Nachhaltigkeitsherausforde-
rungen ökologisch, ökonomisch und 
sozial reichen weit in die Gesellschaft 
hinein. Nachhaltigkeit ist vor allem 
eine kulturelle Herausforderung, in 
der es gilt, alte Muster und Gewohn-
heiten zu hinterfragen und sich auf 
Neues einzulassen. Es geht dabei da-
rum, kulturelle Traditionen zu bele-
ben und neue Verbindungen zu schaf-
fen, die Anknüpfungspunkte für Inno-
vationen sein können. Die kulturelle 
Dimension der Nachhaltigkeit ist im 
Hinblick auf die Bedeutung der Küns-
te und des Ästhetischen also auch des 
Künstlerischen im Nachhaltigkeitsdis-
kurs und der Nachhaltigkeitsforschung 
bisher zu wenig berücksichtigt.

Kunst und Kultur sind prädestiniert 
für Veränderungsprozesse, in denen es 

darum geht, Neues zu wagen, Grenzen 
zu überschreiten und Unbekanntes zu 
erkunden. Kunst und Kultur verkör-
pern eine Haltung und liefern einen 
Raum, in dem Bilder und Symbole der 
Nachhaltigkeit entstehen können. Ver-
änderungsprozesse haben etwas mit 
Aufbruch, Motivation und Chancen 
zu tun, aber auch mit Ängsten, Barrie-
ren und Herausforderungen. Verände-
rungen werden durch Kunst und Kul-
tur ganz anders angesprochen als über 
die Wissenschaft. Insofern ist eine ak-
tive und vielfältige Kunst- und Kultur-
szene, die sich einbringt, ein wichti-
ger Motor für Transformationsprozes-
se. Die Auseinandersetzung mit einer 

nachhaltigen Entwicklung aus künst-
lerischer Sicht bedeutet Irritation und 
Offenheit für nicht vorab definierte 
Zukunftsvisionen und neue Lebens-
modelle. 

Das Wuppertal Institut möchte 
hierzu Ziel-, System- und Transfor-
mationswissen bereitstellen. Bisherige 
Anstrengungen haben keine Wenden 
erreicht – eine Konzertierung und Alli-
anzen, wie der Leiter des Umweltbun-
desamtes Dirk Messner es formuliert, 
sind notwendig, um Transformation 
ins Gelingen zu bringen. Die trans-
formative Forschung am Wuppertal 
Institut orientiert sich an konkreten 
gesellschaftlichen Problemlagen und 
zielt darauf ab, Gestaltungsmöglich-
keiten für Veränderungsprozesse bes-
ser zu verstehen und zielorientierte 
Transformationsprozesse zu gestalten. 
Zentral ist dabei die aktive Einbindung 
von unterschiedlichen gesellschaftli-
chen Akteuren. 

Das Wuppertal Institut öffnet sich 
in den letzten Jahren verstärkt der 
künstlerischen Forschung und inte-
griert diese in ihre Transformations- 

Nachhaltigkeit ist vor 
allem eine kulturelle 
Herausforderung
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Immer mehr
Kommentar zu den Grenzen des  
Wachstums in der Kultur
OLAF ZIMMERMANN

Der Bericht »Grenzen des Wachs-
tums« des Club of Rome war für mich 
in vieler Hinsicht wegweisend. Er 
machte eindringlich deutlich, dass 
das Handeln der Menschen, wenn 
nicht rechtzeitig umgesteuert wird, 
in eine weltweite Umweltkatastro-
phe führt. Sie war ein Weckruf, die 
Umweltzerstörung zu beenden, und 
sie war ein Aufruf, das Bevölkerungs-
wachstum mit mehr Geburtenkont-
rolle zu bremsen. Ein Thema, das in 
heutigen Debatten erstaunlicher
weise kaum noch eine Rolle spielt. 
Als ich geboren wurde, 1961, lebten 
auf der Erde etwas mehr als drei Mil-
liarden Menschen. Im Jahr, in dem 
der Bericht »Grenzen des Wachs-
tums« erschien, 1972, waren es schon 
fast vier Milliarden Menschen. Heute, 
50 Jahre später, leben fast acht Milli-
arden Menschen auf der Erde. Neben 
dem schonungslosen globalen Wirt-
schaften ist die Bevölkerungsexplo-
sion einer der zentralen Auslöser der 
Umweltkrise, in der wir uns befinden.

Die Auseinandersetzung mit der 
Natur und damit auch mit den Fol-
gen der Umweltzerstörung beschäf-
tigt mich als leidenschaftlichen Na-
turbeobachter bereits mein gesam-
tes Leben. Und obwohl unbestritten 
in den vergangenen 50 Jahren einiges 
erreicht wurde, scheint es so zu sein, 
als würde die Zeit zum Handeln im-
mer schneller ablaufen. Ähnlich dem 
Sand in einer Sanduhr, der, wenn sich 
das Ende nähert, immer schneller 
durch den Trichter zu laufen scheint. 
Wer mit offenen Augen die Natur be-
obachtet, sieht die dramatischen Ver-
änderungen.

Bei allem Einsatz gegen Natur-
zerstörung und dafür, Grenzen des 
Wachstums zu markieren, muss sich 
auch der Kulturbereich fragen, ob 
das Wachstum nicht auch hier seine 
Grenzen hat. Immer mehr Menschen 
wollen von der Kultur leben. In der 
Kultur- und Kreativwirtschaft ist das 
Umsatzwachstum das Kriterium, um 
Erfolg zu messen. Es wird sich vergli-
chen mit dem Fahrzeugbau und der 
Maschinenbauindustrie, um die ei-
gene Relevanz am Umsatzvolumen 
und vor allem am Beitrag der Brut-
towertschöpfung aufzuzeigen. Mehr 
Spielstätten, mehr Zuschauerinnen 
und Zuschauer, mehr Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer, mehr Verkäufe 
sind scheinbar die Kriterien, um Er-
folg zu beschreiben. Fast jede Messe 

muss mit einem Publikums- und Um-
satzgewinn enden. Öffentliche Kul-
tureinrichtungen brauchen mehr und 
am besten ungewöhnliche Orte, um 
die Arbeiten zu zeigen, Orte zu trans-
formieren, sie umzunutzen. So man-
che alte Fabrikhalle, die unter Klima-
gesichtspunkten längst verschrottet 
sein sollte, öffnet ihre Türen für die 
Kultur bzw. wird zu einem neuen Kul-
turort. Designerinnen und Designer 
entwerfen immer neue Formen für 
Produkte, die niemand braucht. Ei-
nige Teilmärkte der Kultur- und Kre-
ativwirtschaft gehören in das perfi-
de Spiel um immer mehr Wachstum 

– mehr Modekollektionen pro Jahr, 
mehr Werbung, mehr neue Verpa-
ckung für das immer Gleiche.

Ja, auch die Nachhaltigkeitsdebat-
te hat im Kulturbereich Einzug ge-
halten. Nachhaltigkeitsagenten sol-
len in Kulturinstitutionen beim Um-
denken und vor allem verändertem 
Handeln helfen. Betriebsökologi-
sche Ziele waren schon in der letz-
ten Wahlperiode Teil der Erfolgskon-
trolle bei von der Kulturstaatsminis-
terin geförderten Institutionen. Die 
Kulturstiftung des Bundes hat das 
Programm »Zero« aufgelegt, das Kul-
tureinrichtungen die Chance bietet, 
sich mit dem Klimawandel auseinan-
derzusetzen und vor allem das eige-
ne Handeln stärker an ökologischen 
Nachhaltigkeitszielen auszurich-
ten. Die Kulturstaatsministerin will 
zusätzlich mit »Green Culture« ei-
nen eigenen Akzent zu dem Thema in 
dieser Wahlperiode setzen.

Vieles wird derzeit auf den Weg 
gebracht, für mich gehört zu dieser 
Reflexion dazu, selbstkritisch zu fra-
gen, ob es nicht auch Wachstums-
grenzen für den Kulturbetrieb gibt –
und so es denn so sein sollte, wie da-
mit umgegangen werden sollte. Ich 
bin fest davon überzeugt, dass ein 
immer mehr auch in der Kultur infra-
ge gestellt werden sollte. 

Während ich diesen Kommentar 
schreibe, melden die Agenturen, dass 
im Osten der Antarktis in den ver-
gangenen Tagen ungewöhnlich hohe 
Temperaturen gemessen wurden, die, 
Experten zufolge, fast 40 Grad Cel-
sius höher waren als für die Jahres-
zeit üblich. So ist die Lage, die Zeit 
läuft ab.

Olaf Zimmermann ist Herausgeber 
von Politik & Kultur. Seine Natur
beobachtungen stellt er hier vor:  
olaf-zimmermann.de/natur

und Reallaborforschung. Reallabore 
sind ein wichtiger Ansatz zur Förde-
rung einer reflexiven Wissensgesell-
schaft, die Innovation, Partizipati-
on und gesellschaftlichen Machtaus-
gleich integriert. Sie stellen als Koope-
rationsformate zwischen Forschenden 
und Praxisakteuren das gegenseitige 
Lernen in einem experimentellen Um-
feld in den Vordergrund. Transdiszipli-
näre und transformative Elemente der 
Nachhaltigkeitsforschung werden kom-
biniert und durch Realexperimente ge-
sellschaftliche langfristige Lernprozes-
se angestoßen.

Künstlerische Forschung ist mit ih-
rem problemorientierten Fokus nicht 
streng wissenschaftlich, da sie nicht 
methodisch strikt ist, aber sie kann zu 
Lösungen oder Problemlösungsansät-
zen beitragen, die Wissenschaft bis-
her nicht in ihrem Handlungsfeld ge-
sehen hat. Die derzeitige Forschungs-
förderung mit Bezug auf eine nachhal-
tige Entwicklung und Transformation 

hat die künstlerische Forschung bisher 
zu wenig im Blick. Die Forschungspro-
gramme müssen sich öffnen und zu-
künftig den Bereich der künstlerischen 
Forschung sowie Kunst und Kultur stär-
ker adressieren und integrieren. Dann 
wird Kultur zum noch größeren Hebel 
der Transformation.

Carolin Baedeker ist stellvertretende 
Leiterin der Abteilung Nachhaltiges 
Produzieren und Konsumieren am 
Wuppertal Institut.  
Manfred Fischedick ist Wissenschaft-
licher Geschäftsführer des Wuppertal 
Instituts und Professor an der Fakul- 
tät für Wirtschaftswissenschaften  
an der Bergischen Universität  
Wuppertal.  
Christa Liedtke ist Leiterin der  
Abteilung Nachhaltiges Produzieren 
und Konsumieren am Wuppertal 
Institut und Professorin Design and 
Sustainability/Design for Circularity an 
der Bergischen Universität Wuppertal
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Ein neues Wohlstands-
verständnis
Gleichgewicht ins globale Kräfteverhältnis bringen

REINER HOFFMANN

A m 2. März 1972 veröffent-
lichte der Club of Rome 
den Bericht »Die Grenzen 
des Wachstums«. Erstmals 

wurde systematisch untersucht, wel-
che Auswirkungen die Industrialisie-
rung, Bevölkerungswachstum und die 
Übernutzung endlicher Ressourcen auf 
Mensch und Natur haben. Das Ergeb-
nis war erschütternd und alarmierend 
zu gleich. Ein »Weiter-so« würde ka-
tastrophale Folgen für unsere Gesell-
schaft haben. 

Neue Form des Wirtschaftens

Dieser Report hat auch 50 Jahre nach 
Veröffentlichung nichts an seiner Be-
deutung verloren. Seine wissenschaft-
lichen Erkenntnisse über die Auswir-
kungen des Klimawandels sind mit dem 
jüngst veröffentlichten IPCC-Bericht 
ein weiteres Mal untermauert wor-
den. Schon heute sind die Folgen des 
menschgemachten Klimawandels rund 
um den Globus spürbar. Um die größ-
ten Gefahren für Mensch und Natur 
noch abzuwenden, brauchen wir eine 

wirkliche Trendumkehr beim Ausstoß 
von Treibhausgasemissionen. Und wir 
haben nur ein kleines Zeitfenster da-
für. Unsere Art zu wirtschaften spielt 
dabei eine zentrale Rolle. Indikatoren 
wie der »Earth Overshoot Day« zeigen, 
dass unsere aktuelle Wirtschaftswei-
se die Ressourcen dieser Erde deutlich 
überschreitet. 

Die Gewerkschaften haben erkannt, 
dass Gute Arbeit nur auf einem intak-
ten Planeten möglich ist. Mit der For-
derung »There are no Jobs on a dead 
Planet« hat sich beispielsweise der 
Internationale Gewerkschaftsbund 
(IGB) 2015 bei der Pariser Klimakonfe-
renz deutlich positioniert. Es braucht 
ein deutliches Umsteuern in unserer 
Art zu wirtschaften und zu konsumie-
ren, um zu ökologischem sowie sozi-
alem Gleichgewicht zu kommen. Hier 
sehen die Gewerkschaften Deutsch-
land auch als Vorbild für andere Län-
der: Deutschland muss die Transforma-
tion zu nachhaltiger und wettbewerbs-
fähiger Wirtschaft so gestalten, dass 
soziale Gerechtigkeit, Gute Arbeit und 
gute Lebensbedingungen unter Einhal-
tung der planetaren Grenzen für alle er-
reicht werden. 

Zukunft der Arbeit

Klar ist, dass der damit einhergehende 
Strukturwandel enorme Auswirkungen 
auf die Arbeitswelt haben wird. Schon 
heute sehen wir, dass gut organisier-
te Branchen und tariflich abgesicherte 
Arbeitsplätze zunehmend unter Druck 
geraten. Die digitale und ökologische 
Transformation stellt etablierte Ge-
schäftsmodelle, Produktionsverfah-
ren, Wertschöpfungsketten und damit 
verbundene Arbeitsplätze in Frage. Die 
bisherige Globalisierung hat die welt-
weite Arbeitsteilung maßgeblich ver-
ändert, was auch zu einem verschärf-
ten Wettbewerb um die Ansiedlung von 
Wertschöpfung und Zukunftstechnolo-
gien geführt hat. Ob Beschäftigungsab-
bau und neue Arbeitsformen zu einer 
positiven oder negativen Bilanz füh-
ren, wird stark von der Gestaltung der 
großen Transformation abhängen. Der 
digitale und ökologische Umbau unse-
rer Arbeitswelt wird maßgeblich Aus-
wirkungen auch auf die Qualifikations-
anforderungen der Beschäftigten ha-
ben und so das Potenzial besitzen, die 
sich heute schon abzeichnende Fach-
kräftenachfrage zu verstärken.

Soziale Ächtung
Ein legitimes Mittel?

JOHANN HINRICH CLAUSSEN

Die gegenwärtige Diskussion, wie mit 
Putin-nahen Künstlern aus Russland 
umzugehen sei, erinnern mich an ein 
Gespräch, das ich vor einigen Jahren 
mit einem alten Bankkaufmann ge-
führt habe. Wir sprachen über die Fi-
nanzkrise 2008, ihre Gründe, Abgrün-
de und Folgen. Der alte Mann war 
entsetzt über das, was sich da in sei-
nem ehemaligen Arbeitsfeld abspiel-
te, und fühlte sich durch die skanda-
lösen Vorgänge in seiner Berufseh-
re verletzt. Nicht zuletzt empörte ihn, 
dass die Hauptverantwortlichen mehr 
oder weniger ungeschoren davonge-
kommen waren. Weder seien sie für 
ihre Verfehlungen bestraft worden, 
noch hätten sie Vermögenseinbu-
ßen hinnehmen müssen. Den Scha-
den hatten andere – ganze Volkswirt-
schaften und ungezählte Einzelperso-
nen. Mit einer Mischung aus Resigna-

tion und Trotz erklärte er schließlich: 
»Da bleibt dann nichts anderes übrig 
als die soziale Ächtung.«

So scheint es dann auch gekom-
men zu sein. Die meisten, die die 
Schuld an der Finanzkrise trugen, 
wurden von keinem Gericht bestraft, 
mussten keine Entschädigungen zah-
len, verloren zwar ihre Posten, blie-
ben aber immer noch sehr vermögend. 
Doch viele von ihnen wurden sozial 
geächtet. Einstmals verehrte und ge-
fürchtete Banker und Finanzjongleu-
re wurden nicht mehr eingeladen, ho-
fiert, auf renommierte Positionen be-
rufen, von ihren früheren Kollegen 
angerufen oder auch nur gegrüßt. Sie 
waren draußen. Ihr vorzeitiger Ruhe-
stand wurde einsam, eine chronische 
narzisstische Kränkung. War das eine 
angemessene und gerechte Strafe? 
Brachte sie den Geschädigten Genug-
tuung? Hatte sie eine abschreckende 
Wirkung auf andere? Und schließlich: 

Wäre diese Art sozialer Ächtung ein 
Modell für den Umgang mit Künst-
lern, Sportlern, Politikern und Wirt-
schaftsführern, die weithin sichtbar 
als Werbefiguren für den russischen 
Diktator auftraten und sich hiervon 
nicht distanzieren wollen?

Man kann soziale Ächtung als den 
Versuch verstehen, dort für Gerech-
tigkeit zu sorgen, wo der Rechtsstaat 
ausfällt – weil das Vergehen keine 
Straftat im präzisen Sinne war, weil 
seine Mittel hier nicht wirken oder 
weil der politische Wille fehlt, ihm 
die geeigneten Mittel zur Verfügung 
zu stellen. Dann ist soziale Ächtung 
eine Art Notrecht der Schwachen und 
Geschädigten: Wo die Staatsanwalt-
schaften und Gerichte untätig bleiben 
oder nicht vorankommen, distanzie-
ren wir uns von diesen Personen, bre-
chen wir den Kontakt ab, nehmen wir 
ihre Arbeit nicht mehr wahr, hören 
wir ihnen nicht mehr zu. Wenn vie-
le das tun, wird die Ächtung zu einem 
sehr wirkungsvollen Instrument – im 
Notfall. 

Die Problematik der sozialen Äch-
tung allerdings liegt offen zutage. Ihr 
geht eben kein rechtsstaatliches Ver-

fahren voraus. Hier sind Anklage 
und Urteil eins, eine Verteidigung ist 
nicht vorgesehen oder wird nicht ge-
hört. Das öffnet das Tor zu Willkür 
und neuen Ungerechtigkeiten. Häu-
fig entscheiden zufällige, medial auf-
geputschte Stimmungen, wen es trifft 
und wen nicht. Ein Konformismus 
der Aggression übernimmt die Macht: 
Wenn sich alle auf eine Person einge-
schossen haben, braucht es großen 

Mut, um für Mäßigung oder gar Scho-
nung zu plädieren. Nicht selten be-
gegnet man dann Wellen der Heuche-
lei: Nicht wenige, die lautstark Äch-
tung einfordern, haben noch vor Kur-
zem tiefe Diener gemacht. Das ist 
kein schöner Anblick. Und schließ-
lich kann die soziale Ächtung Men-
schen in Mitleidenschaft ziehen, die 
mit der umstrittenen Sache gar nichts 
zu tun haben. 

Dennoch ist die soziale Ächtung ein 
Mittel, sich gegen einen Feind und 
dessen Unterstützer zur Wehr zu set-
zen. Es in einem Notfall, einem Ver-
teidigungsfall einzusetzen, kann ge-
rechtfertigt sein. Nur sollte man 
dieses dabei bedenken: Man soll-
te vorher ruhig und kühl nachge-
dacht haben, man sollte überzeugen-
de Gründe besitzen, man sollte keiner 
Gruppendynamik folgen und keinem 
Jagdrausch verfallen, man sollte sich 
am Erfolg des eigenen Engagements 
nicht erfreuen, man sollte am Anfang 
schon über das Ende nachdenken und 
überlegen, wie für den Geächteten 
ein Weg zurück möglich sein könn-
te. Oder wie der Weisheitslehrer Jesus 
Sirach geschrieben hat: »Verdamme 
niemanden, ehe du die Sache unter-
sucht hast; denke erst nach und tad-
le dann. Du sollst nicht urteilen, ehe 
du die Sache gehört hast, und lass die 
Leute ausreden. Misch dich nicht in 
eine fremde Sache, und sitze nicht 
zusammen mit Sündern zu Gericht.«

Johann Hinrich Claussen ist Kultur
beauftragter der Evangelischen Kirche 
in Deutschland

Gewerkschaften gestalten  
Transformation

Der gewerkschaftliche Anspruch ist klar. 
Wir wollen diese Veränderung gestalten. 
Schon heute sind wir dabei, auf betrieb-
licher, regionaler und nationaler Ebene 
die Transformation aktiv voranzutrei-
ben. In Betrieben sorgen wir mit Tarif-
verträgen und Mitbestimmung für en-
gagiertes Handeln und zukunftsorien-
tierte Unternehmensentwicklung. Das 
sorgt für mehr Nachhaltigkeit in den 
Unternehmen, führt zu Beschäftigungs-
entwicklung und sichert die Standorte, 
auch und gerade gegenüber reinen Ka-
pitalinteressen. Tarifverträge und Mit-
bestimmung geben Sicherheit im Wan-
del und garantieren wirtschaftliche und 
soziale Teilhabe für Männer und Frau-
en – gerade in Zeiten von Veränderun-
gen. Damit steigt auch die gesellschaft-
liche Akzeptanz der Transformation. In 
Transformationsräten setzen wir uns 
konkret mit den Bedürfnissen vor Ort 
auseinander. Gemeinsam mit den rele-
vanten Akteuren erarbeiten wir Maß-
nahmen, um belastbare Perspektiven 
für betroffene Regionen zu entwickeln. 
Dazu gehören strukturpolitische Maß-
nahmen genauso wie zielgenaue Aus- 
und Weiterbildungsanforderungen.  

In seiner Transformationscharta hat 
der DGB 2021 die zentralen Handlungs-
felder beschrieben, durch die das Land 
sozial, ökologisch und demokratisch 
zum Besseren verändert werden kann. 
Dabei wird eines deutlich: Es braucht 
ein gemeinsames gesamtgesellschaftli-
ches Agieren. Nur wenn wir über unsere 
Branchen- und Organisationsgrenzen 
hinaus an einem Strang ziehen, kön-
nen wir gemeinsam die Zukunft erfolg-
reich gestalten. 

Die Transformation  
darf nicht dem Markt  
überlassen werden

Eines sollten wir aus der Vergangen-
heit gelernt haben: Allein aus dem 
Markt heraus können wir keine Ver-
besserung der sozialen oder ökologi-
schen Lage erwarten. Eine Politik, die 
nur Marktversagen korrigiert, wird die 
notwendige Trendumkehr nicht einlei-
ten können. Vielmehr brauchen wir ei-
nen handlungsfähigen Staat, der mutig 
den Rahmen für eine nachhaltige Ent-
wicklung vorgibt. Wir brauchen eine 
ambitionierte öffentliche Investitions-
offensive entlang der gesellschaftli-
chen Bedarfe für eine nachhaltige Mo-
dernisierung unserer Wirtschaft. Damit 
müssen wir die Grundlagen schaffen, 
um klimafreundliches und ressourcen-

schonendes Wirtschaften von der er-
neuerbaren Energiegewinnung über 
eine ressourcenschonende Lebens-
mittelindustrie bis hin zu geschlosse-
nen Stoffkreisläufen voranzutreiben. 
Dazu braucht es auch die Unterstüt-
zung privater Investitionen, um unse-
re industrielle Wertschöpfungsketten 
zukunftsfest zu machen. Zudem müs-
sen vorhandene arbeitsmarktpolitische 
Instrumente besser genutzt und das in-
dustrie- und strukturpolitische Instru-
mentarium transformations- und kri-
sengerecht ausgebaut werden. Mobili-
tätshemmnisse auf dem Arbeitsmarkt 
sind zu beseitigen. Nur im Zusammen-
spiel betrieblicher Beteiligungsprozes-
se, wirksamer Mitbestimmung, tarifli-
cher Aushandlungen und staatlicher 
Verantwortung können die Brücken in 
die Arbeit der Zukunft gebaut werden. 

Wir brauchen ein neues  
Wohlstandsverständnis

Mit neuen Produktions- und Konsum-
mustern stellt sich immer stärker auch 
die Verteilungsfrage. Nicht nur zwi-
schen dem globalen Süden und dem 
globalen Norden oder zwischen Ge-
nerationen, sondern zunehmend zwi-
schen Kapital und Arbeit. Wenn in Zu-
kunft umweltfreundlich konsumiert 
und produziert wird, kann quantita-
tives Wirtschaftswachstum, jedenfalls 
nach dem konventionellen Verständ-
nis, nicht als Hoffnungsträger für Ver-
teilungsgerechtigkeit angeführt werden.

Vielmehr müssen wir begreifen, dass 
das »Wachstum« der Zukunft auf Nach-
haltigkeit und einer gerechteren Vertei-
lung beruht. Einige Konzepte abseits 
des aktuellen Wohlstandsverständnis 
»BIP«, wie der »Human Development 
Index« der Vereinten Nationen oder 
der »Better Life Index« der OECD, zei-
gen, dass ein umfassendes Verständ-
nis von gesellschaftlichem Wohlstand 
möglich ist. 

Wollen wir also zu einer inklusive-
ren und nachhaltigeren Gesellschaft 
kommen, ohne die planetaren Gren-
zen zu sprengen, müssen wir das, was 
wir haben, gerechter verteilen. Dazu 
ist die Besteuerung großer Vermögen, 
die Beseitigung der wachsenden Ein-
kommensungleichheit, die Stärkung 
der staatlichen Einnahmenseite durch 
Steuer- statt Finanzmarktfinanzierung 
und Guter statt prekärer Arbeit unaus-
weichlich. Nur so können wir das glo-
bale Kräfteverhältnis ins Gleichgewicht 
bringen. 

Reiner Hoffmann ist Vorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 
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Chinternet
Ein kulturelles Phänomen

KLAUS-DIETER LEHMANN

China hat mit erstaunlicher Dynamik 
und einem breiten Veränderungs-
prozess in nur drei Jahrzehnten eine 
neue Lebenswirklichkeit geschaf-
fen, vom vorindustriellen zum postin-
dustriellen Zustand, vom rückständi-
gen Entwicklungsland zur Weltmacht. 
Lange Zeit wurde die Entwicklung ge-
stärkt durch ein ausgeprägtes Wett-
bewerbsdenken gegenüber dem Wes-
ten. Dabei eignete man sich die Ele-
mente westlichen Denkens in einem 
selektiven Prozess an, von denen man 
sich eine erfolgreiche Erneuerung 
versprach. So sah man in der konse-
quenten Anwendung wissenschaft-
licher und technischer Erkenntnisse 
für technologischen und gesellschaft-
lichen Fortschritt, der zielorientier-
ten Kommerzialisierung und dem Er-
starken eines einheitlichen Nationa-
lismus Chancen für das Erreichen ei-
ner Wiedergeburt der chinesischen 
Nation. Das Vertrauen in die Wirk-
mächtigkeit dieser Vorgehenswei-
se wurde ideologisch gefestigt durch 
die Unterordnung aller Lebensberei-
che gegenüber Staat und Partei. Da-
bei findet der erzieherische Auftrag 
der Kultur quer durch die Gesellschaft 
Zustimmung. 

Ohne einen breit akzeptierten 
Konsens zu diesem kompromisslo-
sen Ansatz zur Modernisierung wäre 
die Realisierung nicht möglich gewe-

sen. Modernität spielt auch in allen 
Bereichen der Kultur eine wesentli-
che Rolle.

Der radikale Ansatz zur Moderni-
sierung ist nicht zuletzt der traumati-
schen Erfahrung geschuldet, die sich 
im 19. Jahrhundert aus dem überlege-
nen Auftreten des westlichen Impe-
rialismus ergab und das feudale Erbe 
Chinas infrage stellte. Als Folge be-
schäftigte sich der gesellschaftliche 
und kulturelle Diskurs immer wieder 
mit der Frage des Überwindens der ei-
genen Schwäche und des Gewinnens 
einer neuen Stärke. Es kam zur Ab-
lehnung der eigenen Kultur, zu tief-
greifenden Kampagnen gegen die Eli-
ten, zur großen Proletarischen Kul-
turrevolution von Mao Zedong, zur 
Vernichtung von etwa 80 Prozent des 
materiellen kulturellen Erbes. Es be-
gann eine geschichtslose Zeit mit ei-
ner der größten Binnenmigrationen, 
es entstanden riesige Städte mit ei-
nem Nebeneinander von Stilen, For-
men und Entfremdungen, eine Um-
widmung der bäuerlichen Gesell-
schaft in städtische Strukturen.

Dieses Schielen nach den jeweils 
erzielten Ergebnissen im Vergleich 
mit dem Westen, das Ringen um An-
erkennung innerhalb der Weltge-
meinschaft ist inzwischen wohl ei-
nem neuen Selbstbewusstsein gewi-
chen. China hat es nicht mehr nötig, 
sich der Welt zu beweisen. Das zeig-
te sich aktuell bei der Durchführung 
der Winterolympiade 2022, bei der 
China seine technischen und organi-

satorischen Fähigkeiten, die Beherr-
schung der Pandemieauswirkungen 
und seine sportliche Entwicklung un-
ter Beweis stellte. War die Olympia-
de im Sommer 2008 in Peking noch 
ganz auf eine eindrucksvolle Außen-
wirkung ausgerichtet, so galt die Aus-
richtung dieses Mal dem Erfolg nach 
innen. Die junge chinesische Mittel-
klasse sollte erreicht werden, nicht 
mit Parteiparolen, sondern mit popu-
lären gesellschaftlichen Ereignissen.

Inzwischen ist in China eine neue 
Generation herangewachsen, die sich 
durch das positive Technologieklima 
der letzten Jahrzehnte in fast gläu-
biger Weise im und mit dem Inter-
net eingerichtet hat. Das ganze Leben 
lässt sich über Apps organisieren und 
man spricht inzwischen von Chinter-
net. China beherrscht die maßgebli-
chen Technologien der Hardware, der 
Netzwerkstruktur und der Steuerung 
und Kontrolle. Weibo ist der größte 
chinesische Kurznachrichtendienst 
mit 340 Millionen Nutzern, Wechat 
vergleichbar WhatsApp, Alipay, das 
Online-Bezahlsystem mit mehr als 
520 Millionen Nutzern, Kuaishou das 
Portal für Kurzvideos und Livestrea-
ming, TikTok, das sich am schnellsten 
verbreitende Videoportal, mit täglich 
150 Millionen Nutzern. Das Internet 
hat für die Gesellschaft eine revolu-
tionäre Bedeutung, nochmals gestei-
gert durch Social Media. Influencer 
auf Weibo haben weit über 100 Milli-
onen Follower. Sie sind geschäftlich 
erfolgreich. 

Chinas inoffizielle Gegenwarts-
kultur ist heute vor allem eine In-
ternetkultur. Das gilt ganz beson-
ders für den kulturellen Diskurs, Pod-

casts haben eine enorme Bedeu-
tung. Nach wie vor gilt aber auch für 
die Internetkultur, sie ist ein Instru-
ment der Politik, im Dienst von Par-
tei und Staat, gedacht zur Stärkung 
von Chinas Softpower. Deshalb gibt es 
für den Anwendungsbereich strenge 
Kontrollen durch den Staat. Es wird 
ein gigantischer staatlicher Aufwand 
betrieben, um Eingriffe der Zensur 
und schnelles Reagieren zu ermögli-
chen. Zugleich werden aber alle Mög-

lichkeiten genutzt, um seitens der 
Staatsmacht Einfluss auf die öffent-
liche Meinung zu nehmen. In Chi-
nas sozialen Medien tauchen täg-
lich neue Trends, Themen und Bewe-
gungen auf, die ebenso schnell wieder 
verschwinden. Die Kräfte der Zen-
sur regen die Kreativität genauso an, 
wie sie sie einschränken. Manche die-
ser Trends schaffen es aber auch, zu 
wahrgenommenen Online-Gemein-
schaften zu werden, die gewollte Ent-
wicklungen stärken. So gibt es in den 
sozialen Medien derzeit massive nati-
onalistische Angriffe gegen Auslands-
korrespondenten im Zusammenhang 
mit dem Krieg in der Ukraine oder 
Boykottaufrufe gegen westliche Mo-
delabels im Zusammenhang mit der 
Baumwolle aus Xinjiang oder das Ver-
dammen der Schriftstellerin Fang 
Fang mit ihrem Tagebuch von Wuhan 
über den Beginn von COVID-19. Es 

ist eine immer wieder neu austarierte 
Balance zwischen Duldung und Rest-
riktion, ein eigener Kosmos, ein Wett-
eifer, der sich teilweise selbst über-
holt. Der Einfluss auf das mensch-
liche Zusammenleben in China ist 
nicht zu unterschätzen. Und es ist 
noch nicht abzusehen, welche Ent-
wicklung langfristig dadurch genom-
men wird und was es mit den Men-
schen macht. Das gilt insbesondere 
für die flächendeckend geplante Ein-
führung eines digitalen Sozialkredit-
Systems, bei dem je nach Verhalten 
Punkte hinzukommen oder abgezo-
gen werden und so jedem Individuum 
eine spezifische Vertrauenswürdig-
keit bescheinigt wird, die Privilegien 
oder Sanktionen bedingt.

Obwohl derzeit die Internetan-
wendung in China aufgrund des ei-
genen potenziellen digitalen Wirt-
schaftsraumes von rund 1,4 Milli-
arden Menschen, der gegenwärti-
gen Abschottung im Gegensatz zu der 
westlichen Internetauffassung und 
der starken Stellung der lokalen Sze-
nen, zunächst stark chinesisch ge-
prägt ist, ist zu erwarten, dass Chi-
na das nicht als Sonderweg betrach-
tet, sondern seine Kenntnisse und Fä-
higkeiten in eine exportorientierte 
Erweiterung in Konkurrenz zur west-
lichen Welt ausbaut. Dann geht es 
nicht nur um technische Infrastruk-
tur, sondern auch um Einfluss und 
Kontrolle.

Klaus-Dieter Lehmann ist Kultur-
mittler. Er war Präsident des Goethe-
Instituts und der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz sowie Generaldirektor  
der Deutschen Bibliothek

Schreibwettbewerb  

L’Chaim: Schreib  
zum jüdischen Leben 
in Deutschland!

Zeitraum 17.03. – 07.06.2022

Prämierung im Oktober 2022

Preise 
1. Preis: 5.000 €  
2. Preis: 3.000 €
3. Preis: 1.000 €
4. bis 10. Preis: je 500 €

schreibwettbewerb-lchaim.de
#jüdischerAlltag

Jetzt  
mitmachen!
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Das erste Archiv seiner Art
Das Vietnam Art Archive des Heritage Space

ACE LE

D as Vietnam Art Archive (ViAA) 
des Heritage Space wird das 
erste seiner Art sein und sys-

tematisch die gesamte Szene der viet
namesischen Gegenwartskunst abde-
cken, sowohl was den Zeitraum als 
auch die geografische Reichweite be-
trifft. Soziale Distanzierung während 
der Pandemie hat gezeigt, welche 
Möglichkeiten digitale Archive bieten 
können. Dieses ehrgeizige und längst 
überfällige Projekt konnte dank der 
gemeinsamen Förderung durch den 
Internationalen Hilfsfonds für Orga-
nisationen in Kultur und Bildung des 
Goethe-Instituts und des British Coun-
cil ermöglicht werden.

Seit den Anfängen der zeitgenössi-
schen vietnamesischen Kunst in den 
1990er Jahren nach den in Vietnam ini-
tiierten marktwirtschaftlichen Đổi mới-
Reformen hat die lokale Kunstszene 

zahlreiche Phasen mit mindestens drei 
Generationen von Künstlern und Akti-
vitäten durchlaufen. Bisher gab es je-
doch keine gemeinsamen Bemühun-
gen, ein geeignetes Archiv aufzubauen, 
um all dies zu dokumentieren. Öffentli-
che Einrichtungen wie die Nationalbib-
liothek oder das Nationalarchiv haben 
diesbezüglich nur sehr eingeschränk-
ten Zugang. Zwar verfügt jede Kunst-
universität über einen »Raum der Tra-
dition«, in dem kunsthistorische Mate-

rialien und Publikationen aufbewahrt 
werden, sie haben jedoch Mühe, mit der 
zeitgenössischen Kunst Schritt zu hal-
ten – sie wird noch nicht einmal im Un-
terricht behandelt. Ähnlich verhält es 
sich mit den staatlich finanzierten Kul-
turforschungsinstituten, die zwar aus-
gewählte Kunstliteratur sammeln und 
dokumentieren, deren Arbeitsweise je-
doch stark veraltet ist. Unabhängige 
Kunstzentren und Kollektive – z. B. San 
Art, Nha San Collective, Manzi, Factory 
of Contemporary Art Center und VCCA 

– archivieren nur ihre eigenen Werke 
und nicht alle Informationen sind öf-
fentlich zugänglich oder gar digitali-
siert. Das in Hongkong an-
sässige Asian Art Archive 
(AAA) hat hervorragende 
Arbeit geleistet, indem es 
bestimmte wichtige Be-
reiche aus der Anfangs-
zeit der zeitgenössischen 
vietnamesischen Kunst ab-
gedeckt hat – wie das Salon 
Natasha Archive und das 
Blue Space Contemporary 
Art Archive – aber noch nichts darüber 
hinaus. Im Vergleich zu unseren süd-
ostasiatischen Nachbarn – wie Indo-
nesien mit dem Indonesian Visual Art 
Archive (IVAA) oder Myanmar mit dem 
Myanmar Art Resource Center and Ar-
chive (MARCA) – liegt Vietnam bei der 
Kunstarchivierung weit zurück.

Es besteht dringender Bedarf und 
die Zeit ist jetzt. Als Nguyen Anh-Tu-
an, der Direktor des Heritage Space, 
mir im vergangenen Jahr seine Vision 
vom Bau des ViAA erläuterte, konnte 
ich mir vorstellen, dass das Projekt auf-
grund der offensichtlichen Vorteile, die 
es mit sich bringen würde, problem-
los die Unterstützung der Kunstsze-

ne im ganzen Land bekommen würde. 
Zum ersten Mal würde es ein umfas-
sendes, öffentlich zugängliches Ar-
chiv für zeitgenössische vietnamesi-
sche Kunst geben, das vom Norden bis 
zum Süden und von den 1990er Jahren 
bis heute reicht. Wenn man es richtig 
anstellt, könnte dies zu einer Fundgru-
be für Autorinnen, Forscher und Kura-
torinnen wie mich sowie für die Kunst-
szene, den Kunstmarkt und die Öffent-
lichkeit im Allgemeinen werden. Da es 
sich beim ViAA um eine digitale Platt-
form handelt, ist die Zugänglichkeit im 
Gegensatz zu physischen Archiven wie 
Bibliotheken oder »Räumen der Tra-

dition« auch immun ge-
gen soziale Distanzierung. 
Hier wurden neue Möglich-
keiten durch die Pandemie 
geschaffen, die noch mehr 
Menschen zusammenbrin-
gen können und einen Zu-
gang aus unterschiedli-
chen Orten ermöglicht.  

Auch wenn der Zeitplan 
des Projekts durch die Pan-

demie etwas in Mitleidenschaft gezo-
gen wurde, ist es dem ViAA-Team ge-
lungen, noch vor Ende 2021 eine Beta-
Version zu veröffentlichen. Nach Rück-
sprache mit Expertinnen und Experten 
hat das ViAA seine Metadaten so ge-
staltet, dass sie nach Feldern sortiert 
werden können, wie beispielsweise Zeit, 
Geografie, Künstler, Disziplin, Medium 
und Thema. Mehr als 30 Kunstschaf-
fende wurden für diese Version in die 
engere Auswahl genommen und jedes 
Jahr soll eine neue Gruppe hinzukom-
men. Es gibt ebenfalls eine Seite mit 
den Profilen der wichtigsten Ausstel-
lungen, die seit den 1990er Jahren statt-
gefunden haben und eine weitere Sei-

te mit einem Verzeichnis prominenter 
Kunstorganisationen – bisher wurden 
17 aufgelistet – in jeder Stadt.

Diese erste Liste von Künstlerinnen 
und Künstlern deckt zwar ein brei-
tes Spektrum an Zeiträumen von Pi-
onieren wie Vũ Dân Tân bis zu Künst-
lern der Gen Z wie Phạm Hải Yến, Or-
ten von Trần Lương in Hanoi bis zu Lê 
Brothers in Huế und Dinh Q. Lê in Ho-
Chi-Minh-Stadt und Arbeitsweisen von 
Installation und Performance bis hin 
zu Digitaltechnik und Sound ab, stellt 
in ihrem jetzigen Zustand jedoch im-
mer noch eine eher begrenzte Menge 
des angestrebten ehrgeizigen Umfangs 
der langfristigen Vision des Archivs dar. 
Um die Neutralität und die kunsthis-
torische Bedeutung des Archivs zu ge-
währleisten, ist es für den Arbeitsaus-
schuss empfehlenswert, den kuratori-
schen Rahmen und die Kriterien für die 
Auswahl der Künstlerinnen und Künst-
ler und ihrer spezifischen Projekte für 
jede Gruppe öffentlich zu kommuni-
zieren.

Da eine der wichtigsten Säulen des 
Projekts der Bereich Forschung und 
Bildung ist, sind Outreach-Program-
me und Kampagnen interessant, um 
das Bewusstsein für zeitgenössische 
Kunst in der vietnamesischen Öffent-
lichkeit zu steigern und die Zusam-
menarbeit mit dem ViAA zu fördern. 
Da das ViAA das erste Projekt dieser 
Art in Vietnam ist, ist eine erfolgrei-

che Umsetzung notwendig, um andere 
zu inspirieren, diesem Beispiel zu fol-
gen und hoffentlich ihre eigenen Archi-
vierungsinitiativen zu entwickeln. Un-
ser Kunst-Ökosystem braucht sehr viel 
mehr Projekte wie dieses – und die Un-
terstützung durch internationale Kul-
turfonds wie den Internationalen Hilfs-
fonds des Goethe-Instituts spielen eine 
entscheidende Rolle bei der Stärkung 
des Ökosystems, auch im Hinblick auf 
die Infrastruktur.

Ace Le ist Kunstforscher und Kurator. 
Er ist Gründungsdirektor der Lân Tinh 
Foundation, einer gemeinnützigen 
Organisation, die sich der Erforschung, 
Archivierung und Ausstellung moder-
ner und zeitgenössischer vietname-
sischer Kunst widmet. Er ist Chef-
redakteur der Art Republik Vietnam 
und Mitbegründer des in Südostasien 
ansässigen Kuratorenkollektivs Of 
Limits

GOETHES WELT

In Zusammenarbeit mit dem Goe-
the-Institut veröffentlicht Politik & 
Kultur in jeder Ausgabe einen ge-
meinsamen Beitrag. Dieser Text ent-
stand im Rahmen des Internationa-
len Hilfsfonds 2021, einer Initiative 
des Goethe-Instituts und des Aus-
wärtigen Amts, und wurde gemein-
sam mit weiteren Partnern aufge-
legt, um die Auswirkungen der Co-
ronapandemie auf Organisationen 
im Kultur- und Bildungsbereich ab-
zumildern. Die Artikel im Rahmen 
des Projekts werden versammelt un-
ter goethe.de/hilfsfonds.
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Teil des Vietnam Art Archive: die Fotoinstallation »The Colony« von Dinh Q Lê

 Vietnam liegt bei  
der Kunstarchivierung  
 weit zurück

Die Pandemie hat 
mehr Möglichkeiten 
geschaffen, Menschen 
zusammenzubringen
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Zwei Wahrheiten
Krieg in der Ukraine: Die gewohnte Perspektive dreht sich um

JOHANN MICHAEL MÖLLER

D er Krieg in der Ukraine geht 
jetzt in die fünfte Woche 
und wir lernen schmerzhaft 
in zwei Wahrheiten zu den-

ken. Die eine Wahrheit ist die des Mit-
leids mit den Menschen in der Ukra-
ine. Der wäre doch kein Mensch, den 
diese täglichen Bilder nicht erschüt-
tern würden, Bilder von verzweifelten 
Frauen und vor Angst reglos geworde-
nen Kindern; von Alten, die sich in ein 
Schicksal ergeben, das sie bis in ihre 
letzte Lebensetappe verfolgt; und die 
Jungen mit ihrem lakonischen Überle-
bensmut. Man möchte sie in die Arme 
nehmen; und viele tun es ganz selbst-
verständlich. Und dann gibt es die an-
dere, die bittere Wahrheit: nicht hel-
fen zu können und mit zurückgebun-
denen Händen verfolgen zu müssen, 
wie ein tapferes Volk um sein Über-
leben ringt. 

Auch die Schlaumeier haben in den 
letzten Tagen wieder zu ihrer Spra-
che gefunden; reden über Waffensys-
teme und Eskalationsszenarien, als ob 
es nichts Selbstverständlicheres gäbe. 
Und im Deutschen Bundestag verteidi-
gen die Grünen den neuen Rüstungs-
etat. Wir leben in einem Moment, in 
dem nichts mehr so ist, wie es war und 
alles möglich erscheint. Zeitenwenden 
seien »komplexer als es auf den ers-
ten Blick erscheint«, hat der Münch-
ner Osteuropahistoriker Martin Schul-
ze Wessel kürzlich bemerkt, was eine 
Binsenweisheit ist und doch wieder 
nicht. Aber wollen wir die Erläuterun-
gen wirklich alle hören, wann den ei-

nen die Munition ausgeht und den an-
deren das Benzin? 

Es ist jedenfalls bemerkenswert, wie 
schnell die akademische Osteuropa-
forschung die Geschichte dieser bei-
den sich auf Leben und Tod bekrie-
genden Völker – Andreas Kappeler hat 
sie ungleiche Brüder genannt – nicht 
mehr aus der Moskauer Zentralper-
spektive, sondern von ihren ukraini-
schen Rändern her zu erzählen be-
ginnt. Die Kiewer Rus, so liest man 
etwa bei Schulze Wessel, der auch Ko-
Sprecher der Deutsch-Ukrainischen 
Historikerkommission ist, habe ihre 
historische Fortsetzung nicht etwa in 
Wladimir und Moskau gefunden, son-
dern »in ihren westlichen Territorien, 
das heißt in Galizien und Wolhynien 
und später in der Adelsrepublik Po-
len-Litauen«. Das ist schon deshalb er-
staunlich, weil wir nicht nur einen aka-
demischen Paradigmenwechsel erle-
ben, sondern auch hautnah dabei sind, 
wie sich die ukrainische Nation gera-
de selbst erfindet – und ihre eigenen 
Traditionslinien dazu.

Wir lernen gerade ein Land kennen, 
von dem wir kaum etwas wussten; und 
wir hören von der Zerstörung von Städ-
ten, die es auf unserer mentalen Land-
karte schon gar nicht mehr gab. Im Mo-
ment ihrer größten Bedrohung scheint 
eine Welt vor uns auf, von der selbst 
Karl Schlögel, der große Kenner des 
Ostens, sich eingestehen musste, dass 
man sich ein Leben lang mit Russland 
oder der Sowjetunion beschäftigt haben 
konnte, »ohne eine genauere Kenntnis 
von der Ukraine besitzen zu müssen«. 
Das ändert sich gerade dramatisch. Un-

sere gewohnte Perspektive dreht sich 
um. Sie ist nicht mehr, wie Schlögel das 
nennt, »imperial fokussiert«. Wir bli-
cken nicht mehr von Moskau aus auf die 
Ukraine, von Wien, Krakau oder heute 
Berlin. Diese Ukraine blickt jetzt auf 
uns zurück; und sie liegt für Europa 
plötzlich nicht mehr an der geografi-
schen Peripherie. Sie ist zum gefühl-
ten Zentrum geworden.

Man kommt der Wahrheit dieses 
Krieges wohl näher, wenn man auch 
einkalkuliert, dass hier nicht nur eine 
junge, moderne Generation und deren 
westliche Lebensweise zerstört wer-
den soll, sondern auch das nationale 
Gedächtnis. Kiew gilt heute eben nicht 
nur als das neue, »zweite Berlin«, son-
dern auch als die ewige »Mutter der rus-
sischen Städte«, so Schlögel.

Was es heißt, eine solche Stadt zu 
ermorden, hat Bogdan Bogdanović, der 
legendäre Bürgermeister von Belgrad 
im Anblick der Trümmer des Jugosla-
wienkriegs formuliert. Man will »ihre 
physische Kraft ersticken, ihren meta-
physischen Eros auslöschen, ihren Le-
benswillen, ihr Gedächtnis, ihr Selbst-
bewusstsein«. Es ginge diesen Städte-
mördern darum, »die Erinnerung in alle 
sieben Winde zu zerblasen«, zu bewei-
sen, nicht nur, dass es eine Stadt nicht 
mehr gibt, sondern, »dass es sie nie ge-
geben hat«.

Kaum weniger leidenschaftlich for-
muliert das der ukrainische Historiker 
und Präsidentenberater Wasil Pawlow, 
der Putin vorwirft, das historische Ge-
dächtnis der Ukraine zerstören zu wol-
len. Derzeit, so sagt er, werde nicht nur 
um Mauern gekämpft, sondern »um 

Identität, um historische Erinnerung, 
um die äußeren Symbole, mit der die 
Welt die Ukraine identifiziert«. Alles, 
was Putin tut, ziele darauf ab, »den 
Menschen die Erinnerung zu nehmen«.

Vielleicht ist es genau das, was 
uns Beobachter an diesem Kriegsge-
schehen so überrascht, dass wir nicht 
nur die schweigende Zerstörung er-

leben und den fernen Tod unschul-
diger Menschen, wie im Fall Grosnys 
oder Aleppos; sondern dass wir dies-
mal der Selbsterklärung eines bedroh-
ten Volkes zuhören müssen, die durch 
ihr Medium, durch ihren Präsidenten 
fast täglich und immer eindringlicher 
zu uns spricht. Dass ist der große Un-
terschied dieses medial gewordenen 
Krieges, dass seine wahre historische 
Bedeutung nicht mehr allein im »Blick 
der Außenstehenden« entsteht, wie es 
einst Kant für die Französische Revo-
lution geschrieben hat; sondern das 
blinde Geschehen zu seiner eigenen, 
symbolischen Repräsentation findet, 
so Boris Buden. Die Opfer blicken zu-
rück, sprechen für sich und haben das 
Urteil über ihr Schicksal selbst gefällt. 
Vielleicht war das peinliche Schwei-
gen des Deutschen Bundestags nach 
der Rede des ukrainischen Präsidenten 
Wolodymyr Selenskyj auch das insge-
heime Eingeständnis, dass sich die al-

ten Blickrichtungen dramatisch ver-
tauscht haben. 

Wir westlichen Bürger werden es 
lernen müssen. Es kommen jetzt kei-
ne versprengten Menschen zu uns 
mit »Myriaden wirrer Erinnerungen 
und aufgezwungener Geschichten«, 
so Bogdanović. Es kommt der beweg-
lichste Teil dieser erwachten Nation 
und er wird sich in einer selbstbewuss-
ten Diaspora wiederfinden. Es wird da-
für Räume brauchen und geeignete Me-
dien. Und es wird der Wunsch an uns 
herangetragen werden, in der neuen 
Heimat ankommen zu können, ohne 
die eigene dabei zu verlieren. Und wir? 
Wir werden wohl wieder lernen müs-
sen, was es heißt, am eigenen Schick-
sal zu hängen. 

Aber was für diese jungen Ukrainer 
gilt, gilt für die aus Putins Russland 
Flüchtenden nicht minder. Von der Öf-
fentlichkeit fast unbemerkt, wächst der 
Strom derer, die ihr Land jetzt verlassen. 
Auch sie haben, wie Gerd Koenen so 
eindringlich schreibt, »eine Entschei-
dung getroffen, deren existenzielle 
Schwere wir uns kaum vorstellen kön-
nen«. Koenen nennt auch das eine »zi-
vilisatorische Katastrophe«, die an die 
»lange Geschichte einer immer neuen, 
gewaltsamen Verstümmelung der eige-
nen reichen humanen Potenziale Russ-
lands anschließt«. Auf die erste und die 
zweite russische Emigration folgt jetzt 
die dritte. Die russische Geschichte be-
ginnt im alten Elend wieder von vorn. 
Auch das müssen wir erst noch lernen.

Johann Michael Möller ist Publizist 
und Ethnologe
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Verwilderung der Baukunst
Architektur wird als Markenzeichen von Zoologischen Gärten immer wichtiger 

NATASCHA MEUSER

I n Tiergärten oder Aquarien zu 
bauen, gehört nicht mehr zu den 
Sonderaufgaben des Planens und 
Entwerfen. Zoodirektoren haben 

längst erkannt, dass Architekturwett-
bewerbe zwar zu einer höheren Qualität 
der Bauten führen. Aber zwischen dem 
Ansatz eines Zoos als Kirmesplatz oder 
als Museumsort liegt ein völlig gegen-
sätzliches Verständnis eines modernen 
Tierparks. Dies zeigen gerade internati-
onale Vergleiche. Besonders in den USA 
bedienen die Zoologischen Gärten ein 
Freizeitverhalten, das auf Belustigung 
und Gewinnmaximierung ausgerichtet 
ist. Dagegen haben Zoos in Deutsch-
land erkannt, dass der Denkmalschutz 
historischer Bauten inzwischen auch 
zu einem Aspekt gehört, sich von kon-
kurrierenden Freizeiteinrichtungen zu 
unterscheiden. In Leipzig, Köln oder 
Berlin etwa wird dem Neubau und dem 
Bestand eine gleiche Wertschätzung 
entgegengebracht. Sofern sich alte Ge-
hege nicht in artgerechtere Anlagen 
umbauen lassen, dienen sie immerhin 
als naturkundlicher Museumsbau oder 
der Vermittlung von Natur- und Klima-
schutzthemen. Auch im städtebauli-
chen Maßstab rüsten die Einrichtun-
gen auf. Die Zoos in Zürich, Stuttgart 
oder Magdeburg haben jüngst Rahmen- 
und Masterpläne aufgestellt, um ihren 
Anlagen eine erforderliche Neuausrich-
tung zu ermöglichen oder bestehende 
Konzepte zu vervollständigen. 

In beiden Extremen – gesteigerter 
Kommerz einerseits, anspruchsvoller 
Wissenstransfer andererseits – dient Ar-
chitektur als Vehikel für die Botschaft, 
die in den Zoos und Aquarien vermit-
telt werden soll. Aber um welche Art von 
Baukultur geht es dabei? Der Vergleich 
mit einem Kunstmuseum verdeutlicht 
diese gegensätzliche Auffassung: Seit-
dem Kunst in eigenen Bauten präsen-
tiert wird, stellen sich Architekten und 
Kuratoren die Frage, ob das Kunstmu-
seum selbst ein Objekt sein darf, oder 
ob es sich neutral zu den in ihm ausge-
stellten Objekten verhalten muss. Auf 
die Zooarchitektur übertragen hieße 
das: Muss ein Panzernashorn wie etwa 
im Berliner Zoo zusammen mit einer 
indischen Pagode ausgestellt werden? 
Die derzeit im Bau befindliche Anlage 
orientiert sich an Vorbildern aus Ko-
lonialzeiten und bedient das Klischee 
eines Tieres, das laut Pressemitteilung 
ein »neues Zuhause erhält«. Die zoolo-
gische Tradition, Tieren in Gefangen-
schaft einen Namen zu geben, unter-
streicht diese Vermenschlichung. Aber 
der Berliner Zoo ist seit Kurzem auch 
ein gutes Beispiel dafür, wie sich die 
Themen Denkmalschutz und Ausstel-
lungsdidaktik mit einer Architektur der 
Verwilderung verbinden lassen. Im Fe-
bruar 2022 eröffnete Zoodirektor An
dreas Knieriem die modernisierte Groß-
katzenanlage, in der die Tiere zwischen 
Kunstfelsen vor der Silhouette der west-
lichen Innenstadt präsentiert werden. 
Der 1975 von Hans Schäfers geplante 
Altbau dient nun als Raum für eine Aus-
stellung im Charakter eines Naturkun-
demuseums. Für die neue Anlage zeich-
nen die Büros Rasbach und HJW + Part-
ner verantwortlich.

Internationale Trends

International setzen derzeit Aquarien 
neue Akzente. An der mexikanischen 
Pazifikküste stellt die Architektin Ta-
tiana Bilbao in Mazatlán bis 2022 ein 
spektakuläres Zentrum für Meeresfor-
schung fertig, und in China übertreffen 
sich die Städte derzeit mit immer grö-
ßeren Neubauten für Aquarien. Eben-
falls in diesem Jahr wird ein Meeresmu-
seum mit Aquarium am Jangtse-Fluss 

bei Shanghai nach einem Entwurf des 
New Yorker Büros Ennead Architects 
fertiggestellt – zwei Bauten, die Auf-
merksamkeit auf sich ziehen.

Das von der mexikanischen Archi-
tektin Tatiana Bilbao entworfene Ge-
bäude ist ein aktuelles Beispiel für den 
auch dort zu beobachtenden Trend ei-
ner Verwilderung der Zooarchitek-
tur. Das Meeresforschungszentrum 
im Nordwesten Mexikos ist ein Ort, an 

dem die pazifische Küstenlandschaft 
mit der menschlichen Zivilisation zu-
sammentreffen. Gebäudehohe fenster-
lose Wände sind orthogonal zueinander 
angeordnet und sollen nach Vorstel-
lung der an der Yale University lehren-
den Architektin von wild wachsenden 
Kletterpflanzen überwuchert werden. 
Die Gebäudeteile wirken in der Vogel-
schauperspektive wie Piet Mondrians 
abstrakte Kompositionen. Das Aqua-
rium ist Teil eines Regenerationsplans 
für das Meer von Cortez, von dem be-
rühmten Ozeanographen Jacques-Yves 
Cousteau seinerzeit als »das Aquari-
um der Welt« bezeichnet. Dieser Na-
turraum ist eines der biologisch viel-
fältigsten Gewässer der Erde. 

Auch China setzt mit den zahlrei-
chen Neubauten von Aquarien neue Ak-
zente, besonders an der Ostküste. Das 
New Yorker Büro Ennead Architects ge-
wann 2019 den international ausgelob-
ten Wettbewerb für das »Yangtze River 
Estuary« in Shanghai, einem Meeres-
museum mit Aquarium, das sich un-
ter anderem für den Schutz des Chi-
nesischen Störs einsetzt. Das in Zu-
sammenarbeit mit dem Landschafts-
architekturbüro Andropogon geleitete 
Projekt ist die architektonische Hülle 
für ein weit ehrgeizigeres Projekt. Es 
geht um nichts weniger als die Rettung 
von vom Aussterben bedrohter Arten 
und um die Wiederherstellung der Ar-
tenvielfalt eines Lebensraums, der von 
Verschmutzung und den Auswirkun-
gen früherer Baumaßnahmen betroffen 
ist. Auf einer Insel an der Mündung des 
Jangtse-Flusses gelegen und in eine 17,5 
Hektar große Landschaft eingebettet, 
umfasst das 427.000 Quadratmeter gro-
ße Naturschutzgebiet ein Aquarium mit 
Doppelfunktion und eine Forschungs-
einrichtung, die die Bemühungen um 
die Wiederansiedlung der schwinden-
den Bestände des Chinesischen Störs 

und des Jangtse-Glattschweinswal 
mit dem Engagement der Öffentlich-
keit verbindet. 

Baukunst mit Botschaften

Die gesellschaftliche Wertvorstellung 
vom optimalen Zusammenleben von 
Mensch und Tier hat sich grundlegend 
gewandelt. Die Erkenntnis, dass Tiere 
nicht reine Schauobjekte, sondern We-

sen mit eigenen Rechten sind, etabliert 
sich immer mehr. Der kürzlich im Ari-
zona-Sonora Desert Museum in Phoe-
nix veranstaltete Kongress »A Wilder 
Kingdom. Rethinking the Wild in Zoos, 
Wildlife Parks, and Beyond« erörterte 
solche Aspekte ebenso wie die Frage, 
wie viel Wildheit man den Besuchen-
den in einem Zoo eigentlich zumuten 
dürfe. »Was steht für den Begriff der 
Wildheit? Ist es die Größe eines Tieres? 
Oder ist es das Füttern einer Schlange 
mit einer lebenden Maus?«, fragte Irus 
Braverman von der University at Buf-
falo die Anwesenden. Die Expertinnen 
und Experten aus den USA und Euro-
pa blieben bei ihren Antworten zwie-
gespalten. Dürfe man einer Familie mit 
kleinen Kindern einen solchen insze-
nierten Tötungsdelikt an einem Sonn-
tagnachmittag überhaupt präsentie-
ren? Wie weit lassen wir das Wissen zu, 
dass sich ein Großteil unserer Nahrung 
auf der Aufzucht und Schlachtung von 
Nutztieren basiert?

Dieser Wandel in der Einschätzung 
eines optimalen oder zumindest an-
gemessenen Zusammenlebens von 
Mensch und Tier ist immer schon ab-
lesbar in der historischen Entwicklung 
der Zoos, insbesondere auch in der dort 
versammelten Architektur. Denn sie 
übernimmt eine zusätzliche pädago-
gische Aufgabe, indem sie im Zoo da-
bei helfen soll, welche ökologischen 
Zusammenhänge zum Funktionieren 
der Welt als Ganzes führen. Über einen 
Spaß-Erlebnis-Raum hinaus muss mo-
derne Zooarchitektur wie ein modernes 
Museum zum Nachdenken und vor al-
lem zur Aktion animieren: Wie wert-
voll ist mir die Natur – und was kann 
ich selbst tun? Hierdurch fungiert der 
Zoo als Schnittstelle zwischen dem Er-
lebnis des Zoobesuchs, dem lebendi-
gen Tier und der Wissenschaft und de-
ren Vermittlung.

Der Zoologische Garten hat sich von 
einer lebenden Trophäensammlung 
über ein Museum mit lebendigen Ex-
ponaten hin zu einem Erlebnispark mit 
moralischem Auftrag gewandelt. Die 
Zooarchitektur ist hierbei die sichtba-
re Auseinandersetzung mit dem Ver-
hältnis von Menschen und Tieren. Wie 
man den Auftrag der Arterhaltung in 
Zoos und eines moralisch vertretbaren 
Mensch-Tier-Verhältnisses durch Bau-
kultur unterstützen kann, ist eine Auf-
gabe, an der sich künftige Generatio-
nen Zoologischer Gärten messen lassen 
müssen – ob es die zahlreichen Neu-
gründungen nicht zuletzt des ostasia-
tischen Raums sind oder die teils bit-

ter nötigen Modernisierungen des Bau-
bestandes in Europa, bei denen zuneh-
mend denkmalpflegerische Aspekte zu 
berücksichtigen sind.

Stützenfreie Hallen 
und fugenlose Scheiben

Der Zoo steht vor einem Dilemma: ei-
nerseits seiner Verantwortung gerecht 
zu werden und eine Sensibilisierung 
für die Natur zu schaffen, andererseits 
eine angenehme Szenerie für die Be-
sucher zu schaffen, die Kinderbetreu-
ung, Reiseersatz und Eventgastrono-
mie zugleich bietet. Der Fokus vor al-
lem auf Kinder verlangsamt dabei die 
Transformationsfähigkeit der Zoos. Mit 
anderen Worten: Solange der Zoo mit 
Spielgeräten und Attraktionen Besu-
cher anlockt und nur indirekt auf Na-
turschutz hinweisen möchte, braucht 
es mindestens 20 Jahre, bis diese Kin-
der in ihrer persönlichen und berufli-
chen Verantwortung ein neues Umwelt-
bewusstsein umsetzen können. Was das 
für den Zoo heißt, beschreibt der Direk-
tor des Kölner Zoos Theo Pagel: »Wir 
müssen unseren Worten Taten folgen 
lassen. Das bedeutet, Zoos sollten bis 
hin zu ihren gastronomischen Ange-
boten Vorbild in Sachen Ökologie sein. 
Man kann nicht Umweltbewusstsein 
predigen und dann im Zoo-Laden Stoff-
tiere aus Billigproduktion verkaufen«. 
Und die Zoos haben das erkannt. Sie 
wollen kein Freizeitpark sein. Es fällt 
auf, dass in großen Zoos im deutsch-
sprachigen Raum derzeit ein Transfor-
mationsprozess stattfindet. 

Tierrecht, Zooarchitektur  
und Verwilderung

Neue Themen erweitern die Debatte 
über moderne Zoos. Tiere werden zu-
nehmend als Lebewesen mit Rechten 

betrachtet. Das bringt der Philosoph 
Richard David Precht immer wieder zur 
Sprache. Dieses neue Naturverständ-
nis spiegelt sich aber auch in der Zoo-
architektur wider. Was zunächst nach 
einem Nischenthema für Architekten 
klingt, entpuppt sich bei näherer Be-
trachtung als eine grundlegende Auf-
gabe unserer Gesellschaft. 

Das Bauen für Zootiere wird zu einer 
Endlosschleife in dem Sinne, dass die 
Zooarchitektur seit jeher angestrengt 
versucht, für den Zoobesucher eine 
ebenso wilde Umgebung zu schaffen 
wie für die Tiere. Charles Darwin zufol-
ge passen sich die Tiere an die Umge-
bung an, in der sie sich befinden. Nach 
mehr als 100 Jahren Erfahrung mit mo-
dernen Zoologischen Gärten stellt sich 
nun die Frage: Was wird eigentlich ge-
baut und für wen? Um den Aufgaben 
Zoologischer Gärten gerecht zu wer-
den gilt es, neben Wissensvermittlung, 
Entertainment, Arterhaltung und For-
schung auch die Baukultur im Zoo als 
einen wesentlichen Auftrag zu eta
blieren. 

Wer heute durch einen Zoologischen 
Garten geht oder im Aquarium die Be-
cken und Schaukästen bewundert, wird 
eine neue Tendenz beobachten, die in 
den USA ihren Anfang gemacht hat. Es 
geht darum, die Habitate in ihrer größt-
möglichen Authentizität zu gestalten 
und der Natur mit ihren eigenen Geset-
zen mehr Raum zu lassen. Denn eine 
moderne Zooarchitektur muss nach 
Ansicht des in Phoenix, Arizona, leh-
renden Ethikprofessors Ben A. Minteer 
nicht nur ein Erlebnisraum sein, son-
dern auch zum Nachdenken und vor al-
lem zum Handeln anregen. 

Einerseits könnte die Verwendung 
gemeinsamer zoologischer und ar-
chitektonischer Terminologien dazu 
führen, dass das Bauen für Tiere dazu 
beiträgt, einen Standort für den Men-
schen im Kontext der Fauna zu be-
stimmen. Denn die Gestaltung eines 
Zoos ist immer auch ein Hinweis auf 
den Status unserer Beziehung zu Tie-
ren. Andererseits kann das Nachden-
ken über die Zoologie der Architek-
turdiskussion einen neuen Impuls ge-
ben. Denn wie die Natur kommt auch 
die Architektur mit wenigen Grund-
formen aus, die die Kreativität dann 
unendlich variieren kann. 

Von Tieren gebaute Nester und 
Höhlen oder von Meeresbewohnern 
geprägte Beckenböden in Aquarien tra-
gen dazu bei, diese simulierte Verwil-
derung zu schaffen. Wenn es damit ge-
lingt, mit dem Verhältnis von Architek-
tur und Zoologie, von Baukultur und 
Natur einen Baustein für eine archi-
tektonische Debatte über zeitgemäße, 
verwilderte Habitate zu legen, dann ist 
ein weiterer wichtiger Meilenstein er-
reicht. In der Zoologie-Konferenz in 
Arizona diskutierten die vom pande-
miebedingten Besucherschwund ge-
beutelten Betreiber auch über die Fi-
nanzierung der immer teurer werden-
den Tierhäuser und Gehege. Die Besu-
chenden gäben sich längst nicht mehr 
damit zufrieden, einen Löwen irgend-
wo in einem Außengehege suchen zu 
müssen. 

Zoos bedienen dieses Verlangen, die 
Großkatzen hautnah hinter einer Ac-
rylwand zu präsentieren, um so viel 
Tier wie möglich zu zeigen. »All the 
real without risk« lautet das Schlagwort 
in den USA – möglichst viel Wirklich-
keit und Adrenalinschub bei geringst-
möglichem Risiko. Wohl auch aus die-
sem Grund werden wir in naher Zu-
kunft das eine oder andere Gebäude 
im Zoo als verwilderte Hütte bewun-
dern können. Aber wie viel Wildheit 
darf Architektur zulassen, wenn sie zu-
gleich sicher, stabil, dicht und reprä-
sentativ sein soll?

Natascha Meuser ist seit 2020 Direk-
torin des Instituts für Zooarchitektur 
an der Hochschule Anhalt. Im Sommer 
erscheint ihr neues Buch zur Planung 
von Großaquarien

Verwilderung, Denkmalschutz und Ausstellungsdidaktik: Die jüngst modernisierte Großkatzenanlage im Zoo Berlin 
verbindet drei wichtige Trends der aktuellen Zooarchitektur
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Jede Information kritisch hinterfragen
Bilder und Berichte über den Ukraine-Krieg in sozialen Medien können nur schwer verifiziert werden

HELMUT HARTUNG

D er Krieg Russlands gegen die 
Ukraine ist auch ein Krieg 
um die Wahrheit. Desinfor-
mationen, gefälschte Bil-

der und Dokumente, Manipulation 
von News sind seit Jahrhunderten Be-
standteil von Kriegen. Carl von Clause-
witz hat in seinem militärischen Grund-
lagenwerk »Vom Kriege« bereits 1824 
ein kleines Kapitel den Nachrichten 
im Krieg gewidmet. Doch Smartphones, 
Bildbearbeitungssoftware und soziale 
Netzwerke haben den Propagandakrieg 
und seine Auswirkungen entscheidend 
verändert. Seit der Besetzung der Krim, 
den Kriegen im Irak und Syrien finden 
militärische Konflikte, Krisen und Krie-
ge auch in den sozialen Medien statt, 
sind uns Videos von Kampfhandlungen 
oder Drohnenaufnahmen von Panzer-
abschüssen auch in der friedlichen Hei-
mat geläufig. In den sozialen Netzwer-
ken hat der Krieg sein mediales Äquiva-
lent gefunden. Hunderte Videos zeigen 
z. B. mit Smartphones und Videokame-
ras ausgestattete ukrainische Soldaten. 
Sie filmen Hinterhalte, Gefechtsfelder 
und erbeutete Fahrzeuge, aber auch die 
Auswirkungen von Kampfhandlungen, 
tote und verwundete Russen sowie uk-
rainische Zivilisten. Über Social-Media-
Plattformen wie TikTok und Telegram 
werden sie in alle Welt verschickt. Tik-
Tok verzeichnet in der Ukraine ein ra-
santes Wachstum und hatte Anfang 
März 10,55 Millionen Nutzerinnen und 
Nutzer, in Russland gar 36 Millionen.

»Jeder Krieg ist nicht nur ein Kampf 
um Territorien, um Ideologien, Macht-
ansprüche und Deutungshoheiten, son-
dern immer auch ein Krieg um und mit 
Informationen. Grundsätzlich muss 
also jede Verlautbarung, jede Meldung 
an die Öffentlichkeit kritisch hinter-
fragt werden«, stellt dazu der Medien-
historiker Markus Krajewski von der 
Universität Basel gegenüber der NZZ 
fest. »Durch die Smartphones hat sich 
nicht nur eine Allgegenwart von Au-
genzeugenschaft und ihrer Dokumen-
tation durch Bilder und Videodoku-
mente ergeben. Der große Unterschied 
zur klassischen Kriegsberichterstattung 
liegt vielmehr in der ungefilterten Mög-
lichkeit zur Übertragung in Echtzeit. Je-
der, der sein Smartphone über die Fens-
terbrüstung hält, um den Einmarsch 
der Invasoren zu zeigen, wird so zu ei-
nem Kriegsreporter, der diese Bilder so-
fort, ohne Zensur einer Öffentlichkeit 
zuspielen kann. Das Kriegsgeschehen 
erhält durch diesen stetigen Bilder-
strom einen neuen Wahrheitswert, es 
gewinnt an Authentizität«, so der Wis-
senschaftler. Doch inwieweit kann man 
dieser Bilderflut trauen? Wie »authen-
tisch« ist sie? 

»Viele Bilder und Videos lassen sich 
verifizieren – andere wirken zweifelhaft. 
Auf den ersten Blick ist oftmals nicht 
sofort erkennbar, ob das Material tat-
sächlich zeigt, was es vorgibt zu zeigen. 
Die meisten Bilder und Videos lassen 
sich verifizieren – durch sogenannte 
OSINT-Recherchen. Dabei werden der 
Aufnahmeort identifiziert und die Auf-
nahmen mit anderen Bildern vergli-
chen. So konnte beispielsweise nach-
gewiesen werden, dass bereits vor dem 
Befehl von Wladimir Putin zum Angriff 
spezielle Minenräumsysteme in der Uk-
raine unterwegs waren«, stellt dazu Pa-
trick Gensing von der ARD-Faktenfin-
der-Redaktion fest.

Es existieren inzwischen viele Fake 
News über den Ukraine-Krieg, die über 
soziale Netzwerke millionenfach geteilt 
wurden. So zeigte ein Video auf Twit-
ter Kampfflugzeuge, die angeblich über 
ein Wohngebiet in der Ukraine flogen. 
In Wirklichkeit stammen sie von einer 
Flugshow bei Moskau im Jahr 2020. Ein 

Video über russische Fallschirmspringer 
aus dem Jahr 2016 beim Training wur-
de auf vielen Kanälen verbreitet und als 
aktuell ausgegeben. Auch Kriegsszenen, 
die aus Videospielen wie »Arma 3« oder 
»DCS World« stammen, wurden in den 
sozialen Kanälen als Kampfhandlun-
gen aus der Ukraine bezeichnet.

Bewertung mit Sachverstand  
und Kenntnis vor Ort

Die sozialen Netzwerke vermitteln ein 
vielfältiges, oft aber auch ein von bei-
den Kriegsparteien interessengeleitetes 
Bild dieses ungleichen Kampfes um die 
Freiheit und Unabhängigkeit der Uk-
raine. Deshalb ist es wichtig, dass die 
klassischen Medien mit eigenen Korre-
spondenten und Experten das Kriegsge-
schehen und die Auswirkung schildern 
und bewerten. Seit dem 24. Februar be-
finden sich die aktuellen Redaktionen 
in einem Ausnahmezustand. An die-
sem Tag rückten um vier Uhr morgens 
russische Militärfahrzeuge von Nor-
den, Osten und Süden auf ukrainisches 
Staatsgebiet vor. Von dieser Stunde an 
informieren Tageszeitungen, Hörfunk- 
und TV-Sender sowohl über die klas-
sischen Verbreitungswege als auch auf 
ihrer Webseite und in sozialen Netz-
werken nahezu rund um die Uhr aktu-
ell und ausführlich über diesen Über-
fall durch Russland.

Eine wichtige Rolle bei der Infor-
mation über den Krieg, die politischen, 
wirtschaftlichen, finanziellen und kul-
turellen Auswirkungen, die Einordnung 
in unseren gesellschaftlichen Werteka-
non kommt dabei den überregionalen 
Tages- und Wochenzeitungen zu. So 
berichtete die FAZ beispielsweise am 
17.  März in 32 längeren oder sogar sei-
tenlangen Beiträgen über die aktuelle 
Situation in der Ukraine, die Position 
der russischen Regierung, die interna-
tionale Reaktion und die Auswirkun-
gen dieses Krieges auf deutsche Poli-
tik, Wirtschaft und Medien. Dabei kann 
sich die Zeitung auf ein weltweites Kor-
respondentennetz stützen und auch 
auf Berichterstatter in der Ukraine und 
bisher auch in Moskau. Diese Journa-
listen verifizieren und analysieren die 
Informationen mit Sachverstand und 
der Kenntnis vor Ort. Dazu stellt Bert-
hold Kohler, Herausgeber der FAZ, fest: 
»Um eine sachlich richtige Berichter-
stattung über den Ukraine-Krieg sicher 
zu stellen, arbeiten wir nicht anders als 
sonst auch: mit größtmöglicher Genau-
igkeit und Gewissenhaftigkeit beim Re-
cherchieren, Schreiben und Redigie-
ren. Wir bauen vor allem auf unser ei-
genes dichtes Korrespondentennetz mit 
sehr erfahrenen Kollegen in Mittelost- 
und Osteuropa, bedienen uns zusätz-
lich aber auch freier Journalisten, die 
für uns aus der Ukraine schreiben. Zu-
dem haben wir Reporter aus der Frank-
furter Zentrale bzw. aus unserem Berli-
ner Büro in die Ukraine geschickt.« In 
der ersten Woche hatte die FAZ doppelt 
so viele Visits auf faz.net wie vor Aus-
bruch des Krieges. Gegenwärtig seien 
die Zugriffszahlen um ein Drittel bis 
um die Hälfte höher. Es würden täg-
lich immer noch doppelt so viele F+-
Abonnements abgeschlossen wie zuvor.

Wahrheitsgetreu, aber nicht  
neutral über den Krieg in der  
Ukraine berichten

Er wolle wahrheitsgetreu, aber nicht 
neutral über den Krieg in der Ukraine 
berichten, erklärt der stellvertretende 
Bild-Chefredakteur Paul Ronzheimer, 
der zurzeit in Kiew ist, gegenüber dem 
Deutschlandradio. Er plane, weiterhin 
in der Ukraine zu bleiben. Es habe sich 
in den vergangenen Tagen als »absolut 
richtig« erwiesen, vor Ort zu sein, sagt 

Ronzheimer. »Ich würde mir für die Uk-
raine wünschen, dass noch mehr deut-
sche Reporter hier sind. Es gibt so viele 
amerikanische Journalisten hier, eng-
lische Journalisten, französische Jour-
nalisten. Also es ist möglich, von hier 
zu arbeiten. Am Ende sind Journalis-
ten auch menschliche Schutzschilde. 
Solange berichtet wird und die Wahr-
heit gezeigt wird, gibt’s eine Möglich-
keit, dass der Krieg zumindest weniger 
brutal und grausam geführt wird, ob-
wohl wir natürlich sehen, wie grausam 
er bereits ist.«

Auch die ARD, das ZDF sowie die 
privaten Sender berichten mit eige-
nen Korrespondenten vor Ort und ge-
hen mit allen Informations- und Bild-
quellen sehr kritisch um.
So berichtet für das ZDF das in Kriegs- 

und Krisenberichterstattung sehr er-
fahrene Team um Reporterin Katrin Ei-
gendorf aus der Ukraine. In der West-
Ukraine, in Lwiw/Lemberg, ist ein Team 
im Einsatz. Darüber hinaus sind freie 
Journalisten in der Ukraine unterwegs. 
Schon seit den ersten russischen An-
griffen auf die Ukraine haben verschie-
dene ARD-Korrespondenten aus der 
Ukraine über aktuelle Entwicklungen 
und Hintergründe berichtet. Gleichzei-
tig geben ukrainische Kolleginnen und 
Kollegen Unterstützung. Anfang März 
hat die ARD ihre Präsenz in der Ukraine 
weiter verstärkt. Seitdem sind gleich-
zeitig drei Korrespondenten im Land.

Auch die RTL-Gruppe, inklusive n-tv, 
war Mitte März mit drei Reportern in 
der Ukraine vor Ort: in Lemberg, Odes-
sa und Iwano-Frankiwsk. Eine wahr-
heitsgemäße Berichterstattung aus 
Russland über den Ukraine-Krieg wur-
de unlängst unter Strafe gestellt, so-
dass einige deutsche Reporter das Land 
verlassen haben und aus Nachbarlän-
dern berichten. 

Die Präsenz in dem umkämpften 
Land, so notwendig sie für eine glaub-
würdige Information ist, ist nicht un-
gefährlich. Seit Beginn des russischen 
Angriffskriegs sind nach Angaben aus 
Kiew mindestens fünf Berichterstatter 
getötet und mehr als 30 verletzt worden. 

Der Ukraine-Krieg ist seit Wochen 
Schwerpunktthema von Nachrich-
ten- und Sondersendungen

Der Krieg gegen die Ukraine ist seit na-
hezu vier Wochen Schwerpunktthema 
der Nachrichten- und Magazinsendun-
gen sowie täglicher Sondersendungen 
der TV-Sender. Die höchste informie-
rende Tagesreichweite verzeichnet ge-
genwärtig das Fernsehen, gefolgt von 
Internet und Radio. Das Informations-
bedürfnis über die russische Invasion 
ist auch in den jüngeren Altersgrup-

pen so hoch. So machten in der Spitze 
1,83 Millionen 14- bis 49-jährige Zu-
schauer den »Brennpunkt« im Ersten 
zur meistgesehenen Sendung des Ta-
ges. Das Erste hat neben »Brennpunk-
ten« und Extra-Ausgaben der Nach-
richten- und Sondersendungen auch 
am Sonntag das ARD-Morgenmagazin 
in das Programm genommen. Ein um-
fassendes Nachrichtenangebot finden 
die User auch auf tagesschau.de und 
in der tagesschau-App sowie auf den 
Social-Media-Kanälen der Tagesschau. 
In der ARD-Mediathek sind gebündelt 
Aktuelles und Hintergründe zum Ukra-
ine-Krieg abrufbar. Die gestiegene In-
formationsnachfrage führt nach An-
gaben der Pressestelle des Ersten zu 
einer verstärkten Nutzung der ARD-
Angebote im Ersten. Sowohl die Nach-

richtenformate, Hintergrundsendun-
gen als auch die Gesprächssendungen, 
wie z. B. »Anne Will«, seien im Sender-
vergleich die meistgesehenen im deut-
schen Fernsehen. Beim linearen Ange-
bot der Tagesschau hat sich der Tages-
Marktanteil im Vergleich zu den Mona-
ten vor Beginn des Krieges verdoppelt, 
die Zugriffe auf den tagesschau24-Live-
Stream bei tagesschau.de, in der tages-
schau-App und der ARD Mediathek ha-
ben sich in der Spitze jeweils mehr als 
verzehnfacht. 

Auf die Frage, wie trotz der schwie-
rigen Nachrichtenlage, eine sachliche 
und auf Fakten beruhende Bericht-
erstattung gewährleistet wird, lau-
tet die Antwort: »Bei der Tagesschau 
gilt immer und in der derzeitigen Si-
tuation einmal mehr: Zwei-Quellen-
Prinzip, Faktencheck, Plausibilitäts-
prüfung, mehrstufiges Verifikations-
verfahren von User-Generated-Con-
tent, Sorgfalt vor Schnelligkeit, Vier- bis 
Acht-Augen-Prinzip in der Abnahme. 
Wenn Informationen nicht gesichert 
sind, wird dies transparent gemacht. 
Bildmaterial der russischen oder ukra-
inischen Armee werde als solches ge-
kennzeichnet.«

Nicht gesicherte Informationen 
transparent machen

Beim ZDF wurde in verlängerten Aus-
gaben des ZDF-Morgenmagazin, von 
»heute« und »heute journal« vor al-
lem im »heute spezial«- und in über 
ein Dutzend »ZDF spezial«-Sendun-
gen ausführlich berichtet, die meist um 
12:15, 17:15 und 19:30 Uhr dem hohen 
Informationsbedürfnis der Zuschaue-
rinnen und Zuschauer Rechnung tru-
gen. Und auch die Gesprächssendun-
gen wie »Was nun, Frau Baerbock?«, 
»Maybrit Illner Spezial« oder »Markus 
Lanz« auf zeitlich vorgezogenem Sen-
deplatz und mit verlängerter Sende-

dauer wurden von den Zuschauerin-
nen und Zuschauern sehr nachgefragt. 
Auch beim ZDF waren die Nachrich-
tensendungen stärker eingeschaltet 
als in den Tagen zuvor – die »heute«-
Ausgabe um 19:00 Uhr verzeichnete im 
Schnitt 18,8 Prozent Marktanteil, d. h. 
4,72 Millionen Zuschauerinnen und Zu-
schauer. Die »ZDF spezial«-Ausgaben 
erreichten Marktanteile zwischen 13 
und 17 Prozent. Die Rubrik Nachrichten 
in der ZDF-Mediathek hat ihre Visits im 
Zeitraum ab dem 24. Februar 2022 um 
plus 140 Prozent gesteigert. Live-Sen-
dungen direkt vom Ort des Kriegsge-
schehens in der Ukraine hält der neue 
Intendant Norbert Himmler nicht für 
die beste Wahl, wie er gegenüber dpa 
sagte: »Analysen und Einordnungen 
macht man besser mit kühlem Kopf aus 
Mainz oder Berlin. Es hat schon gute 
Gründe, dass es Nachrichtensendungen 
und Magazine gibt, die sich Zeit neh-
men, um Ereignisse einzuordnen und 
für das Publikum aufzubereiten.« Es 
sei wichtig, dass Aufnahmen aus dem 
Netz, deren Herkunft unklar ist, einge-
ordnet werden, dass die Moderatoren 
sagen, wenn nicht sicher ist, wie und 
zu welcher Zeit diese Bilder entstan-
den seien, so Himmler.

RTL und n-tv haben zwischen dem 
24. Februar und 2. März in über 80 
Stunden Sondersendungen und zudem 
rund um die Uhr auf den digitalen An-
geboten aktuell und journalistisch un-
abhängig über die dramatische Lage in 
der Ukraine informiert – damit wurden 
allein im TV 31,19 Millionen verschie-
dene Zuschauerinnen und Zuschau-
er ab drei Jahren erreicht. Auch digital 
sind seriöse und glaubhafte Informati-
onen sehr gefragt. So ist beispielsweise 
ntv.de seit dem 24. Februar mit bis zu 
25,56 Millionen Visits (IVW) täglich das 
meistgenutzte digitale Nachrichtenan-
gebot Deutschlands – noch vor BILD.

Laut den Expertinnen und Experten 
läge der Anteil der Desinformationen 
bei rund 25 Prozent. Wolf-Ulrich Schü-
ler, Chefredakteur Vertical RTL News: 
»Die Arbeit des Teams Verifizierung ist 
essenziell für unsere Ukraine-Bericht-
erstattung. Ein Krieg wurde schon im-
mer und wird auch jetzt mit Bildern und 
Informationen ausgetragen. Deshalb 
ist die Pflicht von Journalisten, nicht 
nur herauszufinden, was ist – sondern 
auch, was nicht ist. Mit der Arbeit un-
seres Teams rund um die Uhr sichern 
wir die Stärke und Vertrauenswürdig-
keit unserer Marken. Wir spüren, dass 
diese Zuverlässigkeit den Zuschauerin-
nen und Zuschauern, aber auch unse-
rem Publikum im Netz sehr wichtig ist.«

Auch ProSiebenSat.1 berichtet um-
fangreich über den Krieg Russlands ge-
gen die Ukraine. Die Sondersendung 
»Ukraine Spezial« lief mehrmals um 
20:15 Uhr auf ProSieben und in SAT.1. 
Das SAT.1-Frühstücksfernsehen wurde 
um eine Stunde bis 11:00 Uhr verlängert. 
Darüber hinaus informieren ProSieben 
und SAT.1 in täglichen Newsflashs so-
wie in ihren Magazinen wie taff, Gali-
leo und akte. die Zuschauer über das 
Geschehen in der Ukraine. Dabei ver-
zeichnet die Sendergruppe, nach ei-
genen Angaben, ebenfalls ein großes 
Interesse der Zuschauer an dem stark 
ausgebauten News-Angebot. Für die 
Journalisten der Sendergruppe gehe 
Genauigkeit vor Geschwindigkeit: Da-
bei setze man auch in Unterföhring auf 
die journalistischen Grundregeln. »Und 
da in diesem Krieg sehr gezielt mit ma-
nipulierten Bildern gearbeitet wird, ist 
die präzise Überprüfung der jeweiligen 
Nachrichtenquelle elementar wichtig«, 
so ein Pressesprecher der Gruppe ge-
genüber medienpolitik.net.

Helmut Hartung ist Chefredakteur von 
medienpolitik.net

Im ARD-Brennpunkt informiert Moderatorin Ellen Ehni über den Krieg in 
der Ukraine
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Die Menschenforscherin
Die Fotografin und Autorin Herlinde Koelbl im Porträt

ANDREAS KOLB

B ereits in jungen Jahren ver-
ließ Herlinde Koelbl ihre Hei-
matstadt Lindau und nahm in 
München ein Modestudium 

auf. Sie heiratete früh und zog vier Kin-
der groß. Dass der Text an dieser Stelle 
nicht aufhört, sondern erst richtig an-
fängt, hat damit zu tun, dass Herlin-
de Koelbl mit Ende 30 beschloss, noch 
einmal komplett neu anzufangen. Eine 
Phase großer Produktivität hatte be-
gonnen. Am Anfang standen nicht aus-
schließlich die eigenen Foto- und Buch-
Projekte, für die sie heute bekannt ist. 
Das Konzept hieß zunächst: Aufträge 
annehmen, um ihre freien Projekte zu 
finanzieren. Koelbl arbeitete als Foto-
grafin für den Stern, das ZEITmagazin 
und die New York Times. 

1979 erschien ihr erstes Buch im Ver-
lag Hugendubel, »Bayerische Märkte«, 
danach folgten Bücher und Projekte 
fast im Jahresrhythmus. 1980: »Das 
Deutsche Wohnzimmer« (Bucher), 
1982: »Dienst am Volk« (Bucher), 1984: 
»Männer« (Bucher), 1986: »Feine Leute. 
Photographien der Jahre 1979 bis 1985« 
(Greno), 1998: »Im Schreiben zu Haus« 
(Knesebeck)  und 2012: »Kleider ma-
chen Leute« (Hatje Cantz) ... Die Liste 
lässt sich bis 2021 fortsetzen.

Die Freiheit, an einem Projekt zu ar-
beiten, ohne dass einem jemand sagt, 
was man anders machen oder noch be-
rücksichtigen sollte oder bis zu welcher 
Deadline man fertig sein musste – die-
se große Freiheit, ein Projekt zu erkun-
den, war der spätberufenen Autodidak-
tin zentral wichtig. Herlinde Koelbl hat-
te nie einen Vertrag, sondern arbeitete 

auf eigenes Risiko. Sie erinnert sich an 
die Anfangszeiten zu Beginn der 1980er 
Jahre: »Damals als ich meine Wohn-
zimmer-Fotos fast fertig hatte, habe 
ich mich umgesehen, wer überhaupt 
Fotobücher publiziert. Ich kannte nie-
manden und hatte keine Beziehungen. 
Ich habe bei Schirmer/Mosel angeru-
fen und gesagt, dass ich Menschen im 
Wohnzimmer fotografiere. Da fragte 
mich der Herr Schirmer: ›Haben Sie ei-
nen Namen?‹  und ich sagte ›Ja klar! 
Koelbl!‹. Da sagte er ›Nein, so meine 
ich das nicht. Wissen Sie, wir verlegen 
nur Berühmte und Tote.‹« Das war ihr 

erster, zunächst ernüchternder Kontakt 
mit Verlagen. Das erste Buch »Deutsche 
Wohnzimmer« kam dann beim Bucher 
Verlag heraus, weitere folgten und aus 
den Büchern wurden zahlreiche Aus-
stellungen an verschiedenen Galerien 
und Ausstellungshäusern.

Das Fotografieren hatte sie nie ge-
lernt, Vorbilder gab es keine, und sie 
ist fest überzeugt davon, dass ihr Mo-
destudium keinen Einfluss auf ihre Fo-
tografie hatte. Gerade dass sie so ganz 
aus sich selbst heraus angefangen hat, 
ist Teil der Faszination, die die Per-
son und Künstlerin Koelbl ausstrahlt. 
Unbestritten fand ihr langjähriges In-
teresse für Verhaltensforschung Ein-
gang in ihre Fotografie. In den 1970er 
Jahren las sie alles, was es darüber an 
neuerer Forschung gab: Humanpsy-
chologie vor allem, aber auch Arbei-
ten der US-amerikanischen Ethnolo-
gin Margaret Mead oder des österrei-
chischen Verhaltensforschers Irenäus 
Eibl-Eibesfeldt. Und so wurde die Ver-
haltensforschung für sie ein Schlüssel 
zu ihren Bild-Motiven. Die menschli-
che Körpersprache zu verstehen, lernte 
Koelbl aber auch in der Beschäftigung 
mit Stücken des österreichischen Pan-
tomimen Samy Molcho oder des Fran-
zosen Marcel Marceau. Mit moderner 
Verhaltensforschung hat ihre Arbeits-
weise als Fotografin gemeinsam, ihre 
Objekte einer sozialen Deutung zu un-
terziehen. Über das mimische und ges-
tische Verhaltensrepertoire der jeweili-
gen von Koelbl porträtierten Menschen 
hinaus interessiert sie sich insbesonde-
re für den sozialen Kontext der abge-
lichteten Situation.

»Ich sehe mich als Menschenfor-
scherin. Mich hat von Anfang an mehr 
interessiert als nur die Fotografie. Ich 
wollte nicht nur das Physische der Men-
schen abbilden, sondern mich hat auch 
der Geist interessiert. Wie denken die 
Menschen, wie ticken sie? Haben sie 
Visionen? Beim ›Deutschen Wohnzim-
mer‹ sind schon sehr treffende Texte 
dabei. Wobei natürlich das Physische 
immer der erste Blick ist in der Foto-
grafie, das andere kommt dann dazu.« 
Keine Regel ohne Ausnahme: Bei dem 
Buch »Feine Leute« gibt es keine Texte, 
sondern nur die Körpersprache. Koelbls 
Kunst richtet sich nach dem Thema.

Ein Schlüsselwerk im Schaffen von 
Herlinde Koelbl war der Bildband »Jüdi-
sche Portraits: Photographien und In-
terviews« (S. Fischer, 1989). Zwischen 
1986 und 1989 traf Herlinde Koelbl 
deutsch-jüdische Persönlichkeiten, 
welche die Shoah überlebt hatten. Die 
Foto-Serie umfasst 80 großformatige 

Porträts von so bekannten Personen 
wie Grete Weil, Marcel Reich-Ranicki 
oder Simon Wiesenthal. Auch bei die-
sem Projekt legte sie großen Wert auf 
Text: Den Fotos hat Herlinde Koelbl In-
terviews, die sie mit den Porträtierten 
geführt hat, zur Seite gestellt. So fügen 
sich Gesichter und Aussagen zu einer 
einzigartigen Studie über Trennendes 
und Verbindendes zusammen. 

»In diesen Gesichtern sieht man die 
Lebensspuren in ganz beeindrucken-
der Weise. Bei den jüdischen Porträts 

habe ich damals nicht so sehr nach dem 
persönlichen Schicksal gefragt, son-
dern nach Grundsätzlichem: nach jü-
discher Identität. Nach Heimat. Nach 
Glaube an Gott nach Auschwitz. Was 
es bedeutet, dass der Messias wieder-
kommen soll, ein wichtiger Aspekt der 
jüdischen Religion. Ich wollte die Ge-
sichter noch einmal zeigen und auch 
das, was Deutschland ausgelöscht und 
verloren hat.«

Mitten in ihre Karriere als inter-
national wahrgenommene Fotografin 
musste auch sie den digitalen Wandel 
durchlaufen. Das hieß für sie: »Ler-
nen. Das muss man einfach lernen! Da 
ich meine Filme immer selbst entwi-
ckelt hatte und viele Jahre selbst im La-
bor gestanden bin, wusste ich sehr ge-
nau, was man tun muss, um Fotos auf 
gute Weise zu verbessern. Das heißt, 
ich kannte die Laborarbeit und konn-
te die Arbeit am Computer dadurch si-
cherlich schneller lernen.«

Zum Film kam Koelbl durch ihr Pro-
jekt »Spuren der Macht« im Jahr 1991, 
wo sie von Anfang an nicht nur Inter-
views führte und fotografierte, son-
dern auch filmte. Und zwar allein, ohne 
Team: »Das habe ich ganz bewusst so 
entschieden, denn jegliches Team ver-
ändert die Atmosphäre zwischen zwei 
Menschen.« Damals, als man noch nicht 
mit digitaler Filmkamera oder gar mit 
Handy-Kamera Profi-Ergebnisse erzie-
len konnte, war das Pionierarbeit. 

»Spuren der Macht« wurde das, was 
man in der Musik als Hit bezeichnen 
würde. Für das Projekt suchte Koelbl 
mehrere Persönlichkeiten aus, die neu 
in ein hohes öffentliches Amt gekom-
men waren und mit Zukunftschancen 
rechnen durften, darunter Joschka Fi-
scher, Gerhard Schröder, Angela Merkel, 

Arnold Vaatz, Frank Schirrmacher, Re-
nate Schmidt, Monika Hohlmeier und 
Irmgard Schwaetzer. Die Fragestellung 
der Münchener Foto-Forscherin hieß, 
wie verändert Macht die Menschen? 
»Spuren der Macht« war als eine Lang-
zeitstudie auf mindestens acht Jahre 
angelegt. Während zweier Legislatur-
perioden beobachtete sie, wie Men-
schen auch mit Krisen umgehen, etwa 
wenn sie ihr Amt verlieren. Koelbl be-
gann 1991, 1998 war das Vorhaben ab-
geschlossen. 2005, als Angela Merkel 
Kanzlerin wurde, führte sie das Pro-
jekt mit ihr allein weiter. 2021 ist dann 
der letzte Fototermin gewesen. Koelbl 
begleitete die Kanzlerin von Anfang 
an bis zum Ende ihrer politischen Ära. 
Das Ergebnis liegt als Buch unter dem 
Titel »Angela Merkel. Porträts 1991–
2021« (Taschen) vor.

»Ich hatte mir von Anfang an über-
legt, wie ich diese Menschen möglichst 
objektiv begleiten kann, damit sicht-
bar wird, wie die Öffentlichkeit und die 
Macht die Körpersprache eines Men-
schen und ihn selbst verändern. Des-
halb fotografierte ich immer ein Kopf-
porträt und ein Körperporträt. Denn 
die Körpersprache sieht man natürlich 
nur am Körper und im Gesicht dann die 
Spuren der Veränderung. Erst überleg-

te ich, die Machtsymbole einzubezie-
hen, also große Zimmer, Schreibtische, 
Bilder und alles, was so zu sehen ist. 
Dann wurde ich minimalistisch, bis auf 
eine weiße Wand und einen simplen 
Stuhl habe ich alles verworfen. Sodass 
man konzentriert ist auf den Menschen, 
darauf, wie er aussieht und wie er sich 
verhält. Ganz bewusst war das auch in 
Schwarz-Weiß, weil sonst die Farbe der 
Kleidung zu sehr ablenkt.«

Auch jetzt ist die Menschenforsche-
rin Koelbl produktiv. Von Mai bis Sep-
tember wird eine große Ausstellung 
mit allen Bildern von Angela Merkel 
im Deutschen Historischen Museum in 
Berlin zu sehen sein. Dazu macht sie in 
diesen Tagen noch ein kurzes Video mit 
der Kanzlerin a.D. Außerdem bereitet 
sie gerade das Thema »Faszination Wis-
senschaft« (Knesebeck Verlag) auf. Für 
dieses Buch-Projekt von 2019 besuchte 
sie die Elite der Naturwissenschaft auf 
der ganzen Welt. Das Fotobuch ist in-
zwischen auf Englisch, Chinesisch und 
Koreanisch erhältlich. Dazu gibt es jetzt 
eine Ausstellung in Baltimore und noch 
in diesem Jahr auch in Heilbronn, Hal-
le, Münster und Tokio.

Andreas Kolb ist Redakteur  
von Politik & Kultur

Menschen im sozia-
len Kontext sehen  
und verstehen  

 Auf der Suche  
nach den Spuren  
der Macht

Hat keine Angst vor der Freiheit: Herlinde Koelbl
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Der neue Vorstand des Deutschen Kulturrates: Christian Höppner,  
Dagmar Schmidt und Boris Kochan (v.l.n.r.)
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In eigener Sache:  
Neuer Vorstand des Deutschen Kulturrates
Christian Höppner, Boris Kochan und Dagmar Schmidt  
wurden für die Amtszeit 2022 bis 2025 gewählt

A m 23. März 2022 wählte der 
Sprecherrat des Deutschen 
Kulturrates für die Amtszeit 
2022 bis 2025 einen neuen 

Vorstand. Zum Präsidenten wurde der 
Cellist Christian Höppner, Deutscher 
Musikrat, gewählt. Er war bereits von 
2013 bis 2019 Präsident des Deutschen 
Kulturrates. Christian Höppner sagte 
in seiner Bewerbungsrede: »Kraftfel-
der für das Kulturleben bündeln und 
stärken: Dafür möchte ich mich in die-
ser von gesellschaftlichen Umbrüchen 
geprägten Zeit einsetzen.« 

Der Designunternehmer Boris Ko-
chan, Deutscher Designtag, wurde 

zum zweiten Mal in Folge zum Vize-
präsidenten gewählt. Er führte in sei-
ner Bewerbungsrede aus: »Ich bin zu-
tiefst davon überzeugt, dass die Ar-
beit des Deutschen Kulturrates ent-
scheidend dazu beiträgt, die Vielfalt 
kulturpolitischer Möglichkeiten fun-
diert zu ergründen und kollegial zu 
diskutieren.« 

Die Bildende Künstlerin Dagmar 
Schmidt, Deutscher Kunstrat, wurde 
als neue Vizepräsidentin gewählt. Sie 
erklärte bei ihrer Bewerbung: »Gera-
de während der unerwarteten Heraus-
forderungen durch die Pandemie hat 
sich die Stärke dieses Verbunds gezeigt. 

Die Krise hat uns zusammenrücken 
lassen.« Im Anschluss an die Wahl er-
klärten die Vorstandsmitglieder: »Wir 
freuen uns auf drei spannende kollegi-
ale Jahre und auf Debatten innerhalb 
des Deutschen Kulturrates sowie mit 
vielen anderen kulturpolitischen Ak-
teuren. Es gibt vieles zu tun. Wir sind 
gesprächsbereit!« 

Der neugewählte Vorstand dankt 
herzlich Susanne Keuchel, die dem 
Deutschen Kulturrat von 2019 bis 2022 
als Präsidentin vorstand und Ulrike 
Liedtke, die in diesem Zeitraum Vize-
präsidentin war, für ihre Arbeit. Beide 
kandidierten nicht wieder.
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Deutsch-russischer 
Museumsdialog
Ein stockender Austausch

U nser aller kulturelles Gedächt-
nis ist aufgrund zahlreicher 
Krisen und Kriege in der Welt 

durch Raub und Plünderungen akut be-
droht, etwa in der Ukraine, Afghanistan, 
Syrien oder Jemen. Der Sammelband, 
herausgegeben von der Dezernentin der 
Kulturstiftung der Länder und Projekt-
leiterin des »Deutsch-Russischen Mu-
seumsdialogs«, bietet nun eine detail-
lierte historische Betrachtung und Be-
standsaufnahme der von Verlagerung 
betroffener Kulturgüter durch die deut-
sche Wehrmacht in der UdSSR und der 
deutscher Kulturgüter in die Sowjet-
union am Ende des Zweiten Weltkrie-
ges. Die Studie dokumentiert die Pro
tagonisten, die penibel dokumentier-
ten Wege der Verlagerungen und exem-
plarisch die Verlustgeschichte einiger 
Sammlungen und Objekte. Den brei-
testen Raum nimmt dabei das Schick-
sal der Berliner Museen ein.

Historisch von großer Bedeutung 
sind die an die ehemalige Sowjetunion 
von amerikanischen und britischen Kul-
turoffizieren restituierten 534.120 Expo-
nate. Und die Russen ihrerseits gaben 
über 1,5 Millionen Objekte an die ehe-
malige DDR zurück. Dies führte im An-
schluss zu einem enormen Aufschwung 
beim Neuaufbau der deutschen Muse-
umslandschaft. Eine längst vergangene 
Erfolgsgeschichte, die jäh unterbrochen 
wurde, nicht erst seit Putins Angriffs-
krieg gegen die Ukraine in unseren Ta-
gen. Hat doch 1999 die Duma das Gesetz 
auf Verstaatlichung aller »Beutekunst« 
durch das russische Verfassungsgericht 

bestätigt. Und als tragisch erweist es 
sich, dass Akten im Russischen Staats-
archiv für Literatur und Kunst für weite-
re Nachforschungen verschlossen blei-
ben. Durch Putins Krieg ist nun bis auf 
unbestimmte Zeit der Dialog ganz ver-
eist, von dem die zahlreichen Autoren 
noch nichts ahnen konnten.

Der Band zeigt eindringlich, wie 
wichtig es sein kann, Kunst- und Kul-
turgüter möglichst rechtzeitig in Bun-
kern oder Stollen zu sichern oder gar 
außer Landes zu bringen. Sehr em
pfehlenswert!
Thomas Schulte im Walde

Britta Kaiser-Schuster (Hg.). Kulturel-
les Gedächtnis. Kriegsverluste deut-
scher Museen. Wege und Biografien. 
Köln 2021

ZUR PERSON …

Neuer Bundesvorsitzender des 
Deutschen Bibliotheksverbandes
Volker Heller, Generaldirektor der 
Stiftung Zentral- und Landesbiblio-
thek Berlin, wurde zum neuen Bun-
desvorsitzenden des Deutschen  
Bibliotheksverbandes (dbv) gewählt.  
Zudem haben die Mitglieder für die 
Amtszeit 2022 bis 2025 sechs weitere 
Bundesvorstandsmitglieder bestimmt. 
Wahlberechtigt waren Vertreterin-
nen und Vertreter von über 2.000 Mit-
gliedsbibliotheken des dbv. Am 3. Mai 
tritt Heller die Nachfolge von Andreas 
Degkwitz, Direktor der Universitäts
bibliothek der Humboldt-Universi-
tät zu Berlin an, der den Verband von 
2019 bis 2022 geführt hat.

Olga Neuwirth bekommt den  
Siemens Musikpreis
Die österreichische Komponistin Olga 
Neuwirth erhält den internationalen 
Ernst von Siemens Musikpreis 2022. 
Die Ernst von Siemens Musikstiftung 
würdigte die 53-Jährige als »eine der 
einflussreichsten Komponist_innen 
ihrer Zeit«, die in ihren Arbeiten fe-
ministische Anliegen mit einer mul-
timedialen Praxis verbinde. Zu Neu-
wirths Werken zählen beispielswei-
se die Oper »Lost Highway« nach dem 
Film von David Lynch oder das Mu-
siktheaterstück »Orlando«, das 2019 
an der Staatsoper Wien uraufgeführt 
wurde. Am 2. Juni wird Neuwirth die 
renommierte, mit 250.000 Euro do-
tierte, Auszeichnung in München 
überreicht.

Amelie Deuflhard erhält  
Theaterpreis Berlin 
Der Theaterpreis Berlin 2022 der Stif-
tung Preußische Seehandlung geht an 
die Theatermacherin und Intendan-
tin von Kampnagel in Hamburg Ame-
lie Deuflhard. Den mit 20.000 Euro 
dotierten Preis wird die Berliner Re-
gierende Bürgermeisterin Franzis-
ka Giffey im Rahmen des 59. Berliner 
Theatertreffens, das vom 6. bis 22. Mai 
stattfindet, verleihen. Auch in den 
Sparten Kunst und Literatur wurden 
die Preisträger verkündet: Der Autor 
Steffen Mensching erhält den Berliner 
Literaturpreis und der Schriftsteller 
und Schauspieler Hanns Zischler den 
Friedlieb Ferdinand Runge-Preis für 
unkonventionelle Kunstvermittlung.

Neue Intendantin der  
Oper Wuppertal
Die US-Amerikanerin Rebekah Rota 
wird ab der Spielzeit 2023/24 die Lei-
tung der Opernsparte bei den Wup-
pertaler Bühnen übernehmen. Rota 
bringt 28 Jahre internationale Thea-
tererfahrung auf und hinter der Büh-
ne mit nach Wuppertal. Sie hat als Re-
gisseurin gearbeitet und außerdem 
als Sopranistin in über 40 Rollen ge-
sungen. Seit April 2020 ist Rota stell-
vertretende Operndirektorin sowie 
seit September 2021 Opernmanagerin 
am Staatstheater Karlsruhe. Der der-
zeitige Wuppertaler Opernintendant 
Berthold Schneider verlässt sein Amt 
im Sommer 2023 auf eigenen Wunsch.
 
Preis der Leipziger Buchmesse  
für Tomer Gardi
Der in Israel geborene Schriftstel-
ler wurde in der Kategorie Belletris-
tik für seinen Roman »Eine runde Sa-
che« ausgezeichnet. Fremdheitser-
fahrungen, Identität und das Leben 
als Künstler sind die Themen des Ro-
mans. Der Preis der Leipziger Buch-
messe ist insgesamt mit 60.000 Euro 
dotiert. Preisträgerin in der Sparte 
Sachbuch ist Uljana Wolf mit ihrem 
Buch »Etymologischer Gossip: Es-
says und Reden«, Preisträgerin in der 
Sparte Übersetzung ist Anne Weber 
für ihre Übersetzung von Cécile Wajs-
brots »Nevermore« aus dem Franzö-
sischen.

Suchtpotenzial 
mit »Couple of«
Eine Hörempfehlung  

V or einigen Wochen schickt mir 
meine Schwester ein TikTok-
Video: zu sehen sind zwei jun-

ge Menschen, darüber steht »Couple 
of«. »Kennst du sicherlich«, schreibt sie 
dazu, »die beiden machen einen Pod-
cast zusammen«. 

Ich hatte davon zwar noch nichts ge-
hört, war aber neugierig. Also direkt die 
neueste Folge mit der Überschrift »Mo-
tivations« heruntergeladen und ange-
hört. Der Titel verrät es schon: Es ging 
um Antriebs- und Motivationslosigkeit, 
um das Finden neuen Ansporns sowie 
um Depression und Mental Health im 
Allgemeinen – unter anderem vor dem 
Hintergrund der Coronapandemie. 

Beendet wurde die Folge mit einer 
griechischen Sage über den Gott des 
Feuers Hephaistos, der immer wieder 
neuen Ansporn aufgrund der Widrig-
keiten des Lebens finden musste. Ich 
war direkt begeistert, habe den Folgen-
Button geklickt und begonnen, alle Epi-
soden von Anfang an nachzuhören, pa-
rallel immer die neueste Folge dazwi-
schengeschoben. 

Hinter dem Podcast stecken zwei 
kreative, kluge und humorvolle Köp-
fe: die PR-Beraterin Iris Gavric und der 
gelernte Schauspieler Matthias Ren-
ger. Gemeinsam haben sie die Kreativ-
Agentur Arouse gegründet, betreiben 
mehrere Social-Media-Kanäle und star-
teten im Juni 2021 den Podcast »Couple 
of«. Zu Beginn einer jeden Folge wer-
den aktuelle Fragen und Themen disku-
tiert, anschließend wird in das Haupt-

thema der Folge übergeleitet. Im Outro 
folgt eine zur Thematik passende Ge-
schichte, ein Song, eine Anekdote – et-
was, das sich die Zuhörenden noch ein-
mal durch den Kopf gehen lassen kön-
nen. Diese sind übrigens nicht »nur« 
Zuhörer, sondern werden durch einge-
spielte Sprachnachrichten in die Episo-
den eingebunden. 

Die beiden finden zwischen Ernst-
haftigkeit und Humor immer die tref-
fendsten Worte, bringen einen zum 
Nachdenken, zum Schmunzeln, zum 
Recherchieren, zum Weitererzählen. 
Absolute Hörempfehlung mit Sucht-
potenzial, ein Podcast zum »Verlieben«!
Kristin Braband

Couple Of. Der Podcast von und  
mit Iris Gavric & Matthias Renger. 
2022

Wie sagt man wo?
Sprachvielfalt von  
Amrum bis ins Zillertal

A nstösser oder Anlieger? 
Fährt man in den Urlaub, 
auf Urlaub oder in Urlaub? 
Schuhbändel, Schuhsenkel 

oder gar Schuhriemchen? Grillen oder 
grillieren? Hier stehen mehrere Va-
rianten nebeneinander, doch die Be-
deutung ist dieselbe. Der Unterscheid: 
Die eine Variante wird in einer Region 
des deutschen Sprachraums – im Fall 
des »grillieren« in der deutschsprachi-
gen Schweiz – bevorzugt, die andere 
in den anderen Regionen. 

Denn die deutsche Sprache ist 
reich an Variationen in Wortwahl, 
Grammatik und regionalen Ausprä-
gungen. Dabei muss es sich keines-
falls nur um Dialektwörter handeln, 
sondern um alternative Ausdrucks-
möglichkeiten. 

Dieser sprachlichen Vielfalt wid-
met sich das im Duden Verlag erschie-
nene Buch »Wie sagt man wo?« von 
Christa Dürscheid. Die Reise geht da-
bei nicht nur von Amrum bis ins Zil-
lertal – wie der Titel weiter verspricht 

–, sondern über mehrere Landesgren-
zen hinweg auch nach Luxemburg, 
Lichtenstein, nach Südtirol in Itali-
en, in die Schweiz oder die Deutsch-
sprachige Gemeinschaft in Ostbelgien 

– also alle Regionen, in denen Deutsch 
unter anderen als Amtssprache in Ge-
brauch ist. 

Dank einer alphabetisch geordne-
ten Liste mit kleinen Texten, Karten 
und Illustrationen zur sprachlichen 
Vielfalt im Deutschen macht es Spaß, 
in dem Buch zu stöbern und nichtun-
nützes Wissen aufzubauen. Was ist 
ein Spaghettiplausch? Wann ist der 

Berchtoldstag? Und hatten Sie die-
ses Jahr schon einen Pfnüsel? Hilf-
reich sind dabei die Kürzel an jedem 
der über 300 Einblicke in die deut-
sche Sprache, die anzeigen, zu wel-
chem Themenbereich das jeweilige 
Phänomen gehört: Grammatik, Wort-
schatz, Kommunikationsverhalten 
oder (Recht-)Schreibung. Dank ei-
nes alphabetischen sowie eines the-
matischen Registers am Ende des Bu-
ches lassen sich auch gezielt Begrif-
fe nachlesen. Empfehlenswert für alle 
Sprachbegeisterten! 
Maike Karnebogen

Christa Dürscheid. Wie sagt man wo? 
Erstaunliche Sprachvielfalt von  
Amrum bis ins Zillertal. Berlin 2021

PERSONEN &  
REZENSIONEN

Politik & Kultur informiert an 
dieser Stelle über aktuelle Perso-
nal- und Stellenwechsel in Kultur, 
Kunst, Medien und Politik. Zudem 
stellen wir in den Rezensionen alte 
und neue Klassiker der kulturpoliti-
schen Literatur vor. Bleiben Sie ge-
spannt – und liefern Sie gern Vor-
schläge an puk@kulturrat.de.

Wer wir sind
Mehr als eine Familien
geschichte

I m Mai 1992 kommt Lena Gore-
lik mit ihren Eltern, dem älteren 
Bruder und ihrer Großmutter nach 

Deutschland. Um 23.55 Uhr fuhr der 
Zug in Sankt Petersburg los, es geht 
über Berlin weiter nach Stuttgart. Ihre 
Hündin Asta musste sie beim Cousin 
zurücklassen – Tiere sind im Asylan-
tenwohnheim nicht erlaubt, sagte man 
ihr, so stand es im Brief der deutschen 
Behörden. Doch das ist nicht das Ein-
zige, das die 11-jährige Lena in der da-
maligen Heimat zurücklässt. Sie lässt 
ihre gesamte sowjetische Kindheit zu-
rück, die Sommer in der Datscha der 
Großeltern, die Erinnerungen an den 
verstorbenen Opa, die Plattenbauten 
mit den identischen Spielplätzen da-
zwischen. Zuhause – wo und was ist 

das eigentlich? Darauf wusste sie, als 
sie damals in der Schule in Baden-
Württemberg gefragt wurde, auch kei-
ne Antwort. Sie wusste nur eins: »Da-
zugehören, ein Wunsch, größer als alle 
Geburtstage zusammen«. Mit teils nur 
fragmentartigen bis hin zu glasklaren 
Erinnerungen erzählt Lena Gorelik in 
ihrem autobiografischen Roman »Wer 
wir sind« auf so derart einfühlsame 
Weise die Geschichte ihrer Familie; 
geht auf glückliche Stunden, neutrale 
Beobachtungen und schmerzliche Er-
innerungen ein: »So ist die Erinnerung 
manchmal, hält sich am festesten, was 
wir zu vergessen versuchen, krallt sich 
gerade daran mit Absicht und Kraft.« 
Lena Gorelik erzählt eine Geschichte, 
die ihr und ihrer Familie gehört, bün-
delt Erinnerungen und lässt zwischen 
den Zeilen Platz für vieles mehr. Sie 
schreibt mit so viel Reflexion, Kraft 
und Gefühl, dass man das Buch ein-
fach nicht weglegen kann und die Sei-
ten nach und nach verschlingt. 
Kristin Braband

Lena Gorelik. Wer wir sind. 4. Auflage. 
Berlin 2022
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Wendepunkt: Krieg in der Ukraine
Kultur im Mittelpunkt der Debatte zu einer neuen differenzierten Ostpolitik

OLAF ZIMMERMANN

D er 24. Februar 2022 markiert ei-
nen Wendepunkt in der euro-
päischen Geschichte. Nach den 

sogenannten Balkankriegen im ehema-
ligen Jugoslawien, speziell dem Bosni-
enkrieg, erleben wir nach den unglaub-
lichen Verwüstungen des Ersten und 
Zweiten Weltkrieges wieder Krieg auf 
unserem Kontinent. 

Schon in den ersten Wochen in die-
sem Jahr lag der sprichwörtliche Pul-
vergeruch in der Luft. Immer lauter wa-
ren die Töne aus Moskau. Unübersehbar 
die Truppenaufmärsche an der ukrai-
nischen Ostgrenze und an der belarus-
sischen Grenze. Einen Tag nach dem 
Ende der Olympischen Spiele überfiel 
Russland die Ukraine. 

Zum Redaktionsschluss dieser Aus-
gabe verteidigen die Ukrainer seit vier 
Wochen ihr Land. Vier schreckliche Wo-
chen, in denen viele Menschen ihr Le-
ben im Krieg verloren. Vier Wochen, 
in denen immer mehr Menschen auf 
der Flucht sind. Vier Wochen, in denen 
Familien auseinandergerissen wurden, 
Ehemänner, Söhne, Väter zurückblie-
ben, Frauen und Kinder auf dem Weg 
nach Westen sind. Vier lange Wochen, 
in denen Städte in Schutt und Asche ge-
legt werden. Vier Wochen, in denen die 
Presse- und Meinungsfreiheit in Russ-
land immer mehr beschränkt wird. 

Das Wort »Krieg« darf im Zusam-
menhang mit dem Angriff auf die Uk-
raine in Russland nicht verwendet wer-
den. Wer es dennoch wagt, dem dro-
hen drakonische Strafen. Der Zugang 
zum Internet und vor allem zu Platt-
formen wie Facebook oder Instagram 
wird in Russland massiv eingeschränkt 
bzw. vollständig abgestellt. In Russland 
sind unabhängige Informationen so gut 
wie nicht erhältlich. 

Und bei uns? Zunächst einmal ist eine 
überwältigende Hilfsbereitschaft fest-
zustellen. Menschen spenden Geld bzw. 
Zeit, um den nach Deutschland kom-
menden Geflüchteten zu helfen oder 
auch im Rahmen der humanitären Hil-
fe Hilfsgüter in die Ukraine zu bringen. 

Benefizkonzerte werden veranstaltet, 
um Spenden zu sammeln. Seien es Kon-
zerte in Kirchengemeinden, an kleine-
ren Veranstaltungsorten, in Konzert-
häusern und Theatern bis hin zum gro-
ßen Ereignis »Sound of Peace« am 20. 
März 2022 vor dem Brandenburger Tor 
in Berlin, bei dem rund zwölf Millionen 
Euro an Spenden eingesammelt wurden. 

Viele Kulturverbände haben unmit-
telbar nach dem Angriff auf die Ukrai-
ne reagiert. Unisono wurde der Angriff 
verurteilt und Partei für die Menschen 
in der Ukraine ergriffen. Viele haben 
sich schnell und unkompliziert bereit 
erklärt zu helfen. Sei es durch die Zu-
sammenstellung von Informationen 
über die Ukraine, sei es durch Jobpor-
tale für ukrainische Künstlerinnen bzw. 
im Kulturbereich Tätige, sei es durch 
Stipendien oder Residenzen und vie-
les andere mehr. Die Kulturstiftung des 
Bundes und das Goethe-Institut haben 
in Windeseile einen Nothilfefonds ins 
Leben gerufen. ICOM Deutschland ko-
ordiniert zusammen mit ICOMOS, der 
Deutschen UNESCO-Kommission, der 
Deutschen Nationalbibliothek und dem 
Bundesarchiv Maßnahmen zur Kultur-
gutsicherung in der Ukraine und viele 
andere Maßnahmen lassen sich auf-
führen. Allein die Zahl und die Schnel-

ligkeit in der Bereitstellung der Hilfen 
beeindrucken. Die Kulturstaatsminis-
terin hat eine Taskforce eingerichtet. 
Der Deutsche Kulturrat informiert und 
koordiniert bereits seit Kriegsbeginn 
Hilfsmaßnahmen aus dem Kulturbe-
reich. Es bedarf allerdings eines star-
ken Ukraine-Hilfsprogramms, analog 
von NEUSTART KULTUR, dem zwei Mil-
liarden starken Coronahilfsprogramm.

Der Krieg hält aber auch in deut-
schen Kulturinstitutionen Einzug. Rus-
sische und ukrainische Musikerinnen 
und Musiker musizieren teils seit Jah-
ren gemeinsam in einem Orchester, uk-
rainische und russische Tänzerinnen 
und Tänzer tanzen in einem Ensemb-
le. Was bedeutet es für die Künstlerin-
nen und Künstler, die hier vor Ort bis-
lang friedlich zusammenlebten und ar-
beiteten, wenn möglicherweise Fami-
lienangehörige von ihnen sich an der 
Front jetzt feindlich gegenüberstehen? 

Während der Jugoslawienkriege wur-
den auch in Deutschland aus Freunden 
plötzlich Feinde. Es muss jetzt darum 
gehen, diese Feindlichkeit in Deutsch-
land zu vermeiden. Nicht jeder Russe 
oder jede Russin ist ein Freund des Pu-
tin-Regimes. Und wir sollten uns mei-
nes Erachtens auch sehr davor hüten, 
von Künstlerinnen und Künstler, die 
in Deutschland arbeiten und aus Russ-
land kommen, jetzt eine öffentliche Po-
sitionierung zu verlangen. Nicht nur, 
dass dies der im Grundgesetz verbrief-
ten Kunst- und Meinungsfreiheit wi-
dersprechen würde, es würde in letz-
ter Konsequenz bedeuten, von Men-
schen, deren Familie oder auch Freunde 
nach wie vor in Russland leben, zu ver-
langen, diese in unkalkulierbare Gefahr 
zu bringen. Das kann niemand ernsthaft 
wollen. Aktuell drängt die Nothilfe am 
meisten. Doch vollkommen unklar ist, 
wie lange die Kriegssituation andauern 

wird. Natürlich, die Geflüchteten, die 
hier ankommen, hegen die Hoffnung, 
möglichst schnell in ihre Heimat zu-
rückzukehren, sich dort für den Wie-
deraufbau des Landes, für Kunst und 
Kultur einzusetzen. Die eilig angebote-
nen Integrationskurse oder auch Will-
kommensklassen in den Schulen für 
die ukrainischen Kinder und Jugendli-
chen werden von Geflüchteten teils kri-
tisch gesehen, da es ihnen nicht um das 
Hierbleiben, sondern um die schnelle 
Rückkehr geht. Doch ist dies einzulö-
sen? Müssen nicht dennoch jetzt An-
strengungen unternommen werden, um 
ein Ankommen in Deutschland, und 
dazu gehört das Erlernen der deutschen 
Sprache sowie für Kinder und Jugendli-
che der Kontakt mit Gleichaltrigen, zu 
ermöglichen? Gerade Angebote der kul-
turellen Bildung können helfen, das Er-
lebte zu verarbeiten, Selbstbewusst-
sein zu entwickeln und neue Freund-
schaften zu schließen. Dies alles wird 
es nicht zum Nulltarif geben. Es wird 
erforderlich sein, hierfür beträchtli-
che Mittel zur Verfügung zu stellen.  

Bei NEUSTART KULTUR haben die Bun-
deskulturfonds und Verbände gezeigt, 
dass sie sehr wirkungsvoll und zielge-
richtet Mittel weiterreichen können. 
Diese Expertise sollte jetzt zurate gezo-
gen und genutzt werden, um Unterstüt-
zungsstrukturen in Deutschland aufzu-
bauen und zu etablieren. Die Ausein-
andersetzung mit dem Krieg und das 
Verhältnis zu unseren osteuropäischen 
Nachbarn muss aber über die aktuelle 
Situation hinausgeführt werden. Wie 

kann es sein, dass die Osteuropastu-
dien nach dem Ende des Kalten Krie-
ges so sträflich vernachlässigt wurden? 
Wurde in Deutschland vielleicht viel zu 
lange nur auf Russland geschaut und 
gerieten dabei die ehemaligen Sowjet-
republiken, die inzwischen selbstän-
dige Staaten sind, ins Hintertreffen? 
Wurde zu lange die Hoffnung geschürt, 
dass sich Russland durch den Ausbau 
der Handelsbeziehungen in die Völker-
gemeinschaft einbinden lassen wür-
de, und wurde, um den Handel nicht 
zu gefährden, bewusst übersehen, wie 
die Spielräume der Zivilgesellschaft 
und der Medien in Russland immer 
enger wurden und ein Krieg gegen ein 
Nachbarland geplant wurde? Die Aus-
einandersetzung mit diesen und an-
deren Fragen steht erst noch an. Da-
bei wird es nicht um schnelle Antwor-
ten, sondern um eine gründliche Re-
flexion und einen neuen Anfang der 
Beziehungen mit osteuropäischen Län-
dern und auch mit Russland gehen. Es 
ist gut, dass sich der Deutsche Städte-
tag dafür ausspricht, die bestehenden 
Städtepartnerschaften mit russischen 
Städten nicht aufzukündigen. Die Be-
gegnungen auf der kommunalen Ebe-
ne tragen den Keim für Verständigung 
in sich. 

Die deutsche Politik hat sich inner-
halb weniger Wochen grundsätzlich 
verändert. Dieser notwendige Wende-
punkt darf nach meiner festen Überzeu-
gung aber nicht nur die Aufrüstung un-
serer Armee zur Folge haben, er muss 
zugleich den Anlass zu einer neuen dif-
ferenzierten Ostpolitik bieten. Die Kul-
tur kann dabei nicht nur ein wichtiger 
Transmitter sein, sie ist der Mittelpunkt 
der Debatte.

Olaf Zimmermann ist Herausgeber  
von Politik & Kultur
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Der Krieg hält aber 
auch in deutschen 
Kulturinstitutionen 
Einzug

Die deutsche Politik 
hat sich innerhalb we-
niger Wochen grund-
sätzlich verändert
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Krieg als Erwachen aus Stereotypen?
Einordnung zum Verhältnis Ukraine-Russland-Europa 

ANDRII PORTNOV

D er Einmarsch der Russlän-
dischen Föderation in die 
Ukraine, der am 24. Februar 
2022 begann, kam für vie-

le in Europa völlig überraschend. Das 
Undenkbare schien geschehen zu sein. 
Putins Aggression und die Reaktion der 
ukrainischen und weltweiten Gemein-
schaft darauf haben uns alle vor eine 
Reihe äußerst schwieriger, manchmal 
unbequemer und wirklich schmerzhaf-
ter Fragen gestellt. Hier soll auf drei 
eingegangen werden: Warum hat Putin 
einen massiven Krieg gegen die Ukraine 
begonnen? Warum hat sich die Ukraine 
nicht nur gegen den Aggressor gewehrt, 
sondern mit Würde zurückgeschlagen? 
Wie erklärt sich die zurückhaltende und 
vorsichtige Haltung der meisten west-
lichen Länder, einschließlich Deutsch-
lands, gegenüber der aggressiven Poli-
tik Russlands?

Wie ist Putins Logik zu verstehen?

Der Krieg gegen die Ukraine ist kei-
neswegs die erste militärische Invasi-
on des postsowjetischen Russlands. Im 
August 2008 marschierten russländi-
sche Truppen in Georgien ein. Im Win-
ter und Frühjahr 2014 wurde die Krim 
unter direkter Beteiligung der russlän-
dischen Armee annektiert. Im Sommer 
2014 beteiligte sich die reguläre russ-
ländische Armee an den Kämpfen im 
Donbas. Was war der Sinn all dieser mi-
litärischen Operationen? 

In erster Linie ging es darum, die 
neue politische Legitimität der rus-
sischen Regierung und von Präsident 
Putin persönlich als »Sammler von 
Ländern« zu bekräftigen. Die Ukraine 
nimmt in dieser Logik einen besonde-
ren Platz ein. Putins ständige Verwei-
se auf »historische Argumente«, dass 
Russen und Ukrainer angeblich »ein 
Volk« seien, wiederholen das gängi-
ge Konzept der imperialen Propagan-
da der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts über das sogenannte »dreieini-
ge russische Volk«, das angeblich alle 
Ostslawen vereint.

Solche Behauptungen von Präsident 
Putin und einem beträchtlichen Teil der 
Bevölkerung Russlands lassen sich mit 
den Schwierigkeiten des postsowjeti-
schen Russlands erklären, eine neue, 
nicht imperiale Version seiner Identi-
tät zu finden. Im Jahr 1997 betrachteten 
56 Prozent der russländischen Bürge-
rinnen und Bürger Ukrainer und Rus-
sen als eine Nation (2002 waren es 76%, 
2004 79%). Im Jahr 2005 wurde die Idee 
der »Wiedervereinigung« der Ukraine 
und Russlands zu einem Staat von 61 
Prozent der russländischen Bürgerin-
nen und Bürger positiv bewertet.

Wie Dmitri Furman bereits 2010 
feststellte, hat sich das russische Na-
tionalbewusstsein weder aus der im-
perialen noch aus der sowjetischen 
Gefangenschaft befreit und betrach-
tet die postsowjetischen Grenzen der 
Russländischen Föderation als unna-
türlich und historisch ungerecht. Es er-
laubt den politischen Eliten Russlands, 
die autoritäre Entwicklung ihres Lan-
des mit der Behauptung zu rechtferti-
gen, dass andernfalls – bei mehr poli-
tischer Freiheit, Wahl der lokalen Be-
hörden usw. – die Gefahr eines Staats-
zerfalls bestünde. Dies erklärt auch die 
unglaubliche (mehr als 80%) Unterstüt-
zung innerhalb Russlands für die An-
nexion der Krim.

Putin und seine Begleiter, die sich 
der postsowjetischen Situation der rus-
sischen Gesellschaft offenbar sehr wohl 
bewusst sind, haben sich als völlig un-
fähig erwiesen, die Dynamik der post-
sowjetischen Ukraine angemessen zu 
beurteilen.

Vielfalt als Stärke

1991 wurden alle in der Ukraine leben-
den Menschen, unabhängig von ihrer 
ethnischen, religiösen oder sprachli-
chen Herkunft, zu vollwertigen Bürge-
rinnen und Bürgern des neuen Landes. 
Damals sagten viele den baldigen Zu-
sammenbruch des Landes voraus und 
verwiesen auf die regionalen »Spaltun-
gen«. Die These von den »zwei Ukrai-
nern« und die Überzeugung, dass die 
russischsprachige Bevölkerung poli-
tisch loyal zu Russland stehen würde, 
schienen für viele selbstverständlich 
zu sein. Nun die ersten Tage von Pu-
tins Krieg haben endgültig gezeigt, wie 
simpel und weit hergeholt diese Vor-
stellungen sind. Andernfalls wären die 
russischsprachigen Bürgerinnen und 
Bürger der Ukraine massenhaft auf die 
Seite der Besatzer übergelaufen. An-
dernfalls wäre die Macht in einem so 
»tief gespaltenen« Land schon in den 
ersten Tagen der Aggression gefallen. 
Warum ist es nicht passiert?

Es war Putins Krieg gegen die Uk-
raine, der endgültig gezeigt hat, dass 
sich in dem Land eine politische Na
tion als spezifisches Modell politischer 
Loyalität und Identität herausgebildet 
hat, die nicht auf Sprache oder Religi-
on reduziert werden kann. Die Einheit 
der Ukraine angesichts der Invasion 
von außen wurde nicht durch religi-
öse – ich erinnere daran, dass es drei 
orthodoxe Kirchen im Land gibt – oder 
sprachliche Unterschiede beeinträch-
tigt. Um Letzteres zu verstehen, muss 
man sich von vereinfachenden Über-
tragungen des schweizerischen oder 

kanadischen Modells auf die ukraini-
sche Realität befreien.

In der Ukraine gibt es keine klare 
geografische oder historische Grenze 
zwischen Russisch und Ukrainisch. Ver-
schiedenen soziologischen Erhebungen 
zufolge sprechen etwa 35 bis 40 Prozent 
der Bevölkerung nur oder überwiegend 
Russisch oder nur Ukrainisch, und etwa 
20 Prozent gaben an, Ukrainisch gleich-
berechtigt mit Russisch zu verwenden. 
In der Ukraine kann man ein besonde-
res Modell der »situativen Zweispra-
chigkeit« beobachten, bei dem das Uk-
rainische im Bildungswesen dominiert 
und das Russische in Politik und Wirt-
schaft vorherrscht. Am wichtigsten ist, 
dass in der Ukraine kein direkter Zu-
sammenhang zwischen der bevorzug-
ten Sprache und der politischen oder 
geopolitischen Ausrichtung der konkre-
ten Person besteht. Insbesondere der 
letztgenannte Umstand macht Putins 
sprachliche »Argumente« völlig losge-
löst von den ukrainischen Realitäten.

Die ukrainische Vielfalt – nicht nur 
auf die sprachliche Vielfalt reduziert – 
braucht eine neue, angemessene Spra-
che, um sie zu beschreiben. Anstelle 
stereotyper Phrasen über eine »drohen-
de Spaltung« ist es an der Zeit, sie als 
entscheidende Quelle des politischen 
Pluralismus neu zu überdenken. Im Ge-
gensatz zu den Nachbarländern Bela-
rus und Russland hat sich in der Ukra-
ine im Laufe der postsowjetischen Ge-
schichte eine Tradition des politischen 
Wettbewerbs und des ständigen Macht-
wechsels entwickelt. Seit 1991 hatte das 
Land sechs Präsidenten, und nur einer 
von ihnen, Leonid Kutschma, schaffte 

es, für eine zweite Amtszeit wiederge-
wählt zu werden. Der derzeitige Präsi-
dent Wolodymyr Selenskyj wurde mit 
einer absoluten Mehrheit in der gesam-
ten Ukraine gewählt. Und während des 
Krieges erwies er sich ohne Übertrei-
bung als wahrer nationaler Staatsmann.

Immer zu spät?

Im Mai 2004 fand eine große Osterwei-
terung der Europäischen Union statt. 
Die drei ehemaligen baltischen Re-
publiken der UdSSR sowie Polen, die 
Tschechische Republik, die Slowakei 
und Ungarn wurden unter anderem 
in die EU aufgenommen. Ebenfalls im 
Jahr 2004, allerdings im Oktober, be-
gann in der Ukraine die Orangene Re-
volution als eine Form des friedlichen 
Massenprotests gegen gefälschte Prä-
sidentschaftswahlen. Nach dem Sieg 
des pro-europäischen Kandidaten Wik-
tor Juschtschenko weigerte sich die EU 
strikt, die Aussicht auf eine Mitglied-
schaft der Ukraine anzuerkennen. Die 
gleiche Ablehnung folgte 2014 nach 
dem Euromaidan, bei dem Europa als 
Hauptbezugspunkt und Symbol für 
Demokratie, Freiheit und Wohlstand 
fungierte. Die Aussicht auf eine Mit-
gliedschaft der Ukraine in der EU wur-
de von der Union in der ersten Woche 
der russländischen Aggression im Jahr 
2022 endgültig anerkannt. Hätte man 
das nicht früher tun können?

Wie lässt sich der Rückstand Europas 
erklären? Insbesondere nach der Anne-
xion der Krim und der direkten militäri-
schen Intervention Russlands im Don-
bas. Die Abhängigkeit des Kontinents 

von russländischen Energieressourcen? 
Angst vor einer Atommacht? Histori-
sche Komplexe und Wahrnehmung ei-
ner besonderen historischen Verant-
wortung gegenüber Russland (aber 
nicht Belarus oder die Ukraine)? Of-
fenbar ist es eine Kombination all die-
ser Faktoren. Hinzu kam die allzu offen-
sichtliche Tendenz, die ukrainische Ge-
schichte auf »Faschismus und Kollabo-
ration« zu reduzieren, sowie die Zweifel 
an der Existenz der ukrainischen Na-
tion selbst.

Ich bin davon überzeugt, dass es an 
der Zeit ist, offen über die Fehler und 
Verantwortlichkeiten ganzer akademi-
scher Disziplinen und die Notwendig-
keit einer systematischen Entwicklung 
der Ukrainistik zu sprechen – nicht als 
Negation der Russistik, sondern als kre-
atives Umdenken, als Chance, endlich 
neue Perspektiven sowohl für die Russ-
land- als auch für die Sowjet-Studien 
zu sehen. In diesen Studien, wie auch 
in der internationalen Politik, hat die 
Ukraine die volle Anerkennung als voll-
wertiges Subjekt der europäischen und 
internationalen Geschichte verdient. 
In den schrecklichen Tagen eines ver-
heerenden und unmenschlichen Krie-
ges kommt ein Moment der Wahrheit, 
ein Moment des Überdenkens sowohl 
des Völkerrechts als auch der europäi-
schen Werte und Konzepte der kollek-
tiven Sicherheit.

Andrii Portnov ist Professor für  
»Entangled History of Ukraine« an  
der Europa-Universität Viadrina  
in Frankfurt/Oder und Mitglied  
des Ukrainischen PEN-Clubs
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»In einem großnationalen Traum gefangen«
Hans-Henning Schröder im Gespräch

Der Russland-Experte Hans-Henning 
Schröder spricht mit Ludwig Gre-
ven über die tieferen Gründe für Pu-
tins Krieg gegen die Ukraine, über sei-
nen möglichen Sturz und weshalb der 
Kahlschlag in der deutschen Osteu-
ropa-Forschung nach 1989 verhäng-
nisvoll war.

Ludwig Greven: Sie beklagen, wie 
andere schon lange, dass die frü-
her hohe wissenschaftliche Exper-
tise und Forschung in Deutsch-
land zu Osteuropa und Russland 
nach dem Ende des Kalten Kriegs 
und des Sowjetimperiums sträflich 
abgebaut wurde. Hätte mehr Wis-
sen der deutschen Politik gehol-
fen, besser zu verstehen, was sich 
in Russland verändert hat und was 
Wladimir Putin vorhatte?
Hans-Henning Schröder: Das hängt 
auch daran, was Politiker bereit sind, 
von Wissenschaftlern und aus der Ge-
sellschaft zu lernen. Bis in die 1990er 
Jahre hatten wir an den Universitäten 
viele Lehrstühle, die sich mit der So-
wjetunion und dem sowjetischen Sys-
tem befassten, wir hatten eine außer-
universitäre Forschung, die massiv 
mit Bundesmitteln finanziert wurde. 
Das alles ist weggebrochen. Die Lehr-
stühle wurden umgewidmet. Gehal-
ten haben sich nur Regionalforscher, 
Slawisten und Osteuropa-Historiker.

Russland ist aber nicht irgend-
ein Land, sondern eine bedeuten-
de europäische und wie wir nun 
endgültig wissen sehr aggressive 
Macht. Weshalb ist dazu nicht wei-
ter intensiv geforscht worden?
Der Bund hat massiv gekürzt. 2000 
wurde das von mir geleitete Ostwis-
senschaftliche Institut in Köln auf-
gelöst. Und es gab von außen keine 
Nachfrage. Politiker sagten mir:  
Jetzt ist dort Demokratie, da brau-
chen wir euch nicht mehr, wir  
fragen die jetzt selbst.

Dennoch gab es viele Kontakte zu 
Russland, auch durch den Berge-
dorfer Gesprächskreis und andere 
deutsch-russische Foren, und die 
Medien. Und es gibt den BND.  
Weshalb wurde die Politik trotz-
dem so überrascht, warum wurde 
Putin so falsch eingeschätzt?
Ich weiß nicht, was der BND ge-
sagt hat. Die US-Geheimdienste ha-
ben jedenfalls sehr konkret gewarnt. 
Bei den russlandnahen Foren und 
den Parteistiftungen gab es ein un-
terschiedliches Bild. Spätestens seit 
2010/11 war klar, dass die russische 
Zivilgesellschaft stark unter Druck 
geriet und Russland abglitt in ein au-
toritäres repressives System. Die Stif-
tungen sind damit nicht an die Öf-
fentlichkeit gegangen, weil sie ihre 
Gesprächsfäden behalten wollten 
und weil sie selbst unter Druck gerie-
ten. Im wissenschaftlichen Austausch 
gab es ebenfalls zunehmend Proble-
me. Wissenschaftler haben die Ver-
änderungen gesehen, aber das sagt ja 
noch nichts darüber aus, wie sich ein 
Staatschef verhält und ob er einen 
großen Krieg beginnt.

Wie haben Sie es gesehen?
Auch ich habe bis zum 23. Februar 
nicht erwartet, dass Putin eine solche 
Gewaltorgie starten würde. Wie ande-
re Kollegen habe ich beobachtet, dass 
die russische Seite in den vergange-
nen Jahren immer weniger gesprächs-
willig war, dass sie Forderungen auf-
stellen, aber nicht bereit sind, Kom-
promisse einzugehen – in den Mo-
naten vor dem Einmarsch verschärft. 
Auch die Politiker und Diplomaten in 
Washington und Europa mussten er-

kennen, dass Verhandlungen nichts 
mehr brachten. Deshalb scheiterten 
alle Gespräche, auch von Emmanuel 
Macron und Olaf Scholz mit Putin.

Was ist der Grund für diesen  
tiefen Wandel?
Entscheidend waren die Proteste 2010 
und 2011 gegen die Wahlfälschungen. 
Sie waren für die russische Führung 
ein Schock. Ab da hat sie begonnen, 
den Westen als Feind zu betrachten. 
Nicht weil er Russland militärisch be-
droht, sondern weil er die Gemüter 
der jungen Menschen mit demokra-
tischen, freiheitlichen Gedanken zer-
setzt. Schon vorher gab es die Farben-
Revolutionen in Georgien und der 
Ukraine. Es begann daraufhin eine 

massive nationalistische Propagan-
da. Rechtsnationale Propheten wur-
den ausgepackt, der Unterschied zwi-
schen dem Westen und »uns Russen« 
wurde ständig hervorgehoben. 2014 
folgte die Eroberung der Krim. Der 
größte Patriot war nun Putin, mit ge-
waltiger Unterstützung in der Bevöl-
kerung. Das hat also funktioniert und 
schrie nach Fortsetzung. Wenn man 
sich die Reden von Putin seitdem an-
schaut, hat sich das immer weiter ver-
festigt. Er begann zurückzudenken an 
das Zarenreich und eine Geschichte 
zu konstruieren, in der sich von Wla-
dimir dem Heiligen bis heute eine Li-
nie durchzieht. Historisch betrach-
tet völliger Unsinn. Aber es wirk-
te. Er bläute den Russen ein, »wir wa-
ren immer die Größten, seit Peter 
dem Großen sind wir ein Weltreich, 
wir haben Hitler-Deutschland nie-
dergerungen«. Aus diesem Selbstbild 
entstand der Anspruch, wieder eine 
Großmacht mit Interessensphäre zu 
sein. Dazu gehören Belarus, Kasachs-
tan und vor allem die Ukraine.

Steckt neben der Angst vor dem ei-
genen Machtverlust dahinter eine 
Art nationale Kränkung, dass Russ-
land in Wahrheit nur noch eine 
Regionalmacht und wirtschaftlich 
ein Zwerg ist?
Das kann man so sehen. Jedenfalls ist 
es wohl ein Motiv, das Putin antreibt.

Tun sich Wissenschaftler und 
westliche Politiker auch deshalb 
so schwer mit Putin, weil sie es ge-
wohnt sind, internationale Kon-
flikte rational zu betrachten, als 
Auseinandersetzung um nationa-
le und geostrategische Interessen, 
wie auch im Kalten Krieg, nicht um 
großnationale Wunschträume?

Das russische Denken und die rus-
sische Kultur sind ganz anders ge-
prägt als bei uns. Es gibt dort kaum 
eine demokratische liberale Tradition. 
Mit den sowjetischen Führern konn-
te man hart verhandeln und Kompro-
misse erzielen. Bei Putin gibt es kei-
ne Verhandlungsbereitschaft. Er und 
die anderen Herrschenden in Russ-
land hatten offensichtlich in den ver-
gangenen Jahren das Gefühl, dass sie 
mit dem Rücken an der Wand stan-
den, auch ökonomisch und techno-
logisch. Dazu kam die internationa-
le Finanzkrise, die bewirkte, dass die 
Reallöhne in Russland sanken und die 
latente Unzufriedenheit wuchs. Und 
dann die Internet-Revolution. Plötz-
lich hatte mehr als die Hälfte der Rus-

sen ein Smartphone und war mit der 
Welt verbunden. Vorher konnte die 
Führung durch die Presse und das 
staatliche Fernsehen die Öffentlich-
keit kontrollieren. Nun begannen Na-
walny und andere, Korruption auf-
zudecken und über Blogs und soziale 
Medien alternative Informationen zu 
verbreiten. Das führte dazu, dass die 
Zustimmung zu Putins Partei »Einig 
Russland« auf 30 Prozent sank. Des-
halb mussten Wahlen gefälscht wer-
den, Bürger gingen dagegen auf die 
Straße. Als Reaktion wurden das In-
ternet kontrolliert und Trollfabri-
ken gegründet. Und es wurde eine 
nationalistische Ideologie geschaf-
fen, die anknüpft an eine lange russi-
sche Geschichte von Slawophilen und 
Rechtsnationalisten auch in der Sow
jetzeit. Jetzt haben wir es mit einer 
Schicht von Herrschenden zu tun, die 
in ihrem eigenen Traum gefangen ist 
und da nicht mehr rauskommt.

Als Putin 2000 an die Macht kam 
und in seiner Rede im Bundes-
tag 2001 hat er noch anders gere-
det. Weshalb hat er sich so verän-
dert, oder hat er sich gar nicht ge-
ändert?
Da kamen zwei Dinge zusammen. Un-
ter Boris Jelzin ist in Russland binnen 
weniger Jahre eine extrem ungerech-
te Gesellschaft entstanden. Wenigen 
Oligarchen gehörte mehr als Hälf-
te des Volksvermögens. Putin wur-
de dadurch populär, dass er gegen ei-
nige der Oligarchen vorging und dass 
ab 2000 der Ölpreis stark stieg. Geld 
floss in die Staatskasse, er konn-
te Wohltaten verteilen. Der Sozial-
vertrag hieß ab da: Ihr mischt euch 
nicht in die Politik ein, wir versor-
gen euch. Dieses Herrschaftsmodell 
endete mit der Finanzkrise 2008, als 

der Ölpreis einbrach. Da war nichts 
mehr zu verteilen, die Spannungen in 
der Gesellschaft nahmen zu, die gro-
ßen sozialen Unterschiede begannen 
zu knistern. Putin versucht dagegen 
zu integrieren durch seine nationale 
Erzählung und indem er Kritiker und 
Oppositionelle einsperrt oder um-
bringen lässt, um zu verhindern, dass 
die Gesellschaft und das politische 
System auseinanderfliegen.

Die Aggression nach außen ist  
also im Grunde innenpolitisch ge-
trieben?
Ja. Dazu kommt, dass er sich von 
westlichen Politikern nicht ernst  
genommen fühlte. Er sagte, die  
Nato soll nicht erweitert werden –  

wir haben sie erweitert. Das woll-
ten vor allem die Sicherheitspoliti-
ker, und die Polen und anderen Ost-
europäer wollten unter den Schirm 
des westlichen Bündnisses. George 
W. Bush hat das Abkommen über die 
strategischen Atomwaffen aufgekün-
digt, das Abschreckungssystem funk-
tionierte nicht mehr. Barack Oba-
ma nannte Russland eine Regional-
macht – was der Realität entspricht, 
aber unklug war. Und Donald Trump 
kündigte den INF-Vertrag über die 
Mittelstreckenraketen. Das waren al-
les Punkte, bei denen man in Moskau 
den Eindruck hatte, der Westen knallt 
uns vor den Koffer.  

Ist Putin Alleinherrscher? Gibt es 
noch Leute, die ihn beeinflussen, 
stoppen, gar stürzen können?
Putin war bis zum Kriegsbeginn der 
einzige Politiker, der in der russi-
schen Bevölkerung breites Vertrau-
en und Akzeptanz genoss. Das hat er 
gewonnen vor allem durch die fet-
ten Jahre 2000 bis 2008. Und er ist 
der Einzige, der das Elitenkartell, 
das Russland seit der Jelzin-Zeit be-
herrscht, integrieren konnte. Dazu 
gehören Banker, Öl-, Gas- und Ni-
ckel-Fürsten, die Leiter der Geheim-
dienste, die Führer des Militärs und 
Gouverneure großer Regionen. Die 
handeln die Politik intern aus. In der 
Ukraine ist es ähnlich, nur wurden 
da die Konflikte öffentlich ausgetra-
gen. In Moskau hat Putin diesen klei-
nen Zirkel lange Zeit intelligent mo-
deriert und eine Balance zwischen 
den verschiedenen Fraktionen her-
gestellt. Das hat sich verschoben, es 
sind immer mehr Geheimdienstler 
und Beamte hineingekommen. Seit 
Corona hat sich Putin immer mehr 
isoliert.

Wenn nun aber Teile der Führung 
zur Überzeugung kämen, er müsse 
abgelöst werden, weil er Russland 
zugrunde richtet: Wer könnte ihm 
nachfolgen?
Ein Nachfolger müsste erstens vom 
Volk akzeptiert werden. Da sehe ich 
im Moment niemanden, auch weil 
die Bevölkerung sehr unzufrieden ist 
und unter den Folgen des Kriegs und 
der Sanktionen massiv leidet. Und er 
müsste zweitens einen Interessen-
ausgleich zwischen den verschiede-
nen Fraktionen der Elite herstellen. 
Das wird ebenfalls schwierig.

Kann Putin das noch?
Er hat kaum noch Kontakte und trifft 
offensichtlich immer einsamer Ent-
scheidungen. In Moskau wird kolpor-
tiert, dass selbst führende Leute im 
Präsidialamt nichts wussten von sei-
nem Einmarschbefehl.

Müssten die Oligarchen und die 
Militärführung nicht rebellieren, 
weil er ihren finanziellen Interes-
sen massiv schadet, da Russland 
nun bald ganz von der Weltwirt-
schaft abgeschnitten ist und die 
russische Armee in der Ukraine 
starke Verluste erleidet, ihr sogar 
eine Niederlage droht?
Früher hätte Putin abgefragt, was der 
Krieg für die Exporte und die Finanz-
märkte bedeuten würde. Das hat er 
offensichtlich nicht gemacht. Er hat 
weder den Wirtschaftsminister noch 
die Chefin der Zentralbank konsul-
tiert, sondern mit seinem General-
stabschef einen schnellen Sieg ge-
plant. Nun ist er politisch im Grun-
de tot, er weiß es nur noch nicht. Man 
hat den Kadaver noch nicht wegge-
tragen. Eine Reihe von Oligarchen 
hat durchblicken lassen, dass sie den 
Krieg für verhängnisvoll halten. Das 
sind klare Signale. In der Führung 
und bei denen, die ökonomisch das 
Sagen haben, ist klar, dass sie den 
Krieg verloren haben, selbst wenn 
Putin ihn militärisch gewinnen sollte, 
weil er Russland wirtschaftlich an die 
Wand gefahren hat.

Wie und wann könnte er stürzen?
Erst wenn der Krieg vorbei ist. Jeder, 
der ihn vorher stürzt, würde für die 
Niederlage verantwortlich gemacht. 
Es braucht dann einen neuen Füh-
rer, der im Westen Vertrauen gewinnt 
und dafür sorgt, dass die Sanktionen 
zurückgenommen werden. Das wird 
nicht leicht, auch weil niemand zu er-
kennen ist, der das Machtkartell in 
Moskau wie Putin einigen kann.

Kann es sein, dass Putin, wenn er 
auch intern in die Enge getrieben 
wird, zu Atomwaffen greift?
Die Frage, ob er sich zu einem kollek-
tiven Selbstmord entschließt, wenn 
er merkt, dass er am Ende ist, ist be-
rechtigt. Ich weiß nicht, wie viel Ratio 
er noch besitzt. Was uns retten könn-
te ist, dass Russland wie die Sowjet-
union und USA ein abgestuftes Sys-
tem hat für das Auslösen eines Atom-
kriegs. Ich hoffe inständig, dass Gene-
ralstabschef Waleri Gerassimow, der 
den letzten Knopf drücken muss, ihn 
verhindern würde.

Vielen Dank.

Hans-Henning Schröder war bis 2014 
Wissenschaftlicher Direktor am Deut-
schen Institut für internationale Poli-
tik und Sicherheit in Berlin und lehrte 
Politikwissenschaft mit Schwerpunkt 
Osteuropa an der Freien Universität 
Berlin. Er war Mitherausgeber der 
»Russland-Analysen«. Ludwig Greven  
ist freier Journalist und Autor
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»Die Stunde, zu spüren, was Frieden  
und Menschlichkeit bedeuten«
Katja Petrowskaja  
im Gespräch

Die Schriftstellerin und Journalistin 
Katja Petrowskaja wuchs in Kiew auf. 
Seit 1999 lebt sie in Berlin. Sandra Win-
zer spricht mit ihr über den Krieg in ih-
rem Geburtsland. 

Sandra Winzer: Frau Petrowskaja, 
wie geht es Ihnen im Moment?
Katja Petrowskaja: Es ist solch eine 
Katastrophe, dass man sich gar nicht 
richtig selbst fühlt. Ich und die Men-
schen um mich herum, wir sind alle 
im Schockzustand und arbeiten 
durchgehend, um den Krieg anzuhal-
ten und Menschen zu helfen. 

In Ihren Werken haben Sie sich 
auch in der Vergangenheit immer 
wieder mit politischen Konflikten 
beschäftigt. Erst vor wenigen Ta-
gen schrieben Sie in der FAZ über 
den »Ukrainischen Widerstand«. 
Welche Art von Widerstand wün-
schen Sie sich für die Ukraine?
Es geht um Krieg. Der Widerstand in 
der Ukraine ist beispiellos. Dabei geht 
es nicht nur um Armee und territoria-
le Verteidigung. Die Menschen wollen 
nicht zu Sklaven werden, sie möch-
ten nicht Teil des Imperiums von Pu-
tin sein. Meine Freunde sind noch 
in Kiew, niemand von ihnen möchte 
fliehen. Es ist ein Widerstand, und sie 
helfen allen, die geblieben sind. Trotz 
der voranrückenden …. ich kann nur 
schwer darüber sprechen. 

Was bekommen Sie aktuell mit?
Die Menschen in der Ukraine verste-
hen nicht, was die russische Armee 
dort zu suchen hat. Mittlerweile ist 
seit 22 Tagen Krieg – und obwohl man 
meinen könnte, es trete Gewöhnung 
ein, ist jeder Moment so schlimm wie 
am ersten Tag. Und es eskaliert weiter. 
Geburtshäuser und Wohnhäuser wer-
den beschossen, das ist kaum zu er-
klären, sogar das Theater im Mariupol 
mit tausend Frauen und Kindern! Es 
gibt Menschen, die sagen: »Die Ukrai-
ne muss kapitulieren, dann wird alles 
gut.« Russland wird aber nicht stop-
pen, das zeigt die Kette der bisherigen 
Ereignisse, und Russland ist für all 
die Opfer verantwortlich. Dieser Krieg 
handelt von irrationaler Gewalt. Nie-
mand möchte unmenschliche Mons-
ter an der Macht haben, niemand 
möchte Versklavung. Das meine ich 
weder pathetisch noch heldenhaft: 
Die Menschen in Kiew stehen dort für 
ihr freies Leben ein.

Bisher hat, im Vergleich zur Ge-
samtbevölkerung, nur ein Bruch-
teil der ukrainischen Menschen 
das Land verlassen. Sie stehen mit 
Freunden und Verwandten in  
Kontakt. Auf welche Weise versu- 
chen Sie, ihnen eine Stütze  
zu sein?
Seit dem ersten Tag des Krieges habe 
ich das Gefühl, dass wir eine gemein-
same Mühe aufbringen müssen. Alle 
arbeiten an Frieden, es entstand eine 
Art dezentralisierte Kreativität. Ruft 
eine Familie nach Hilfe? Hat eine alte 
Frau keine Medikamente? Oder muss 
ein Waisenhaus evakuiert werden? 
Wir kämpfen für den Erhalt des Le-
bens. Ich habe Medikamente besorgt, 
auch Rettungswesten für Journalis-
ten; habe Geld gesammelt, Übersetzer 
und Krisenpsychologen gesucht. Ich 
habe einen Brief in den Vatikan ver-
schickt, alte einsame Menschen kon-
taktiert. Es gibt tausendfach verrück-
te Aufgaben. 

Ein paarmal war ich am Bahnhof in 
Berlin und war so erstaunt, wie vie-
le Menschen dort halfen. Menschen, 
die nie in der Ukraine waren oder mit 
dem Land etwas zu tun hatten. Dabei 
geht es nicht um Mitleid, sondern um 
aktive Hilfe. Es ist überwältigend. 

Ich sehe es als meine Aufgabe, die 
Menschen auch in Deutschland zu 
unterstützen. Denn dieser Krieg und 
die Folgen werden uns noch lange be-
gleiten. Der Groll ist unermesslich. 
Bei mir zu Hause leben auch Geflüch-
tete, auch meine Mutter kommt bald. 
Und niemand weiß, wann man zu-
rückkann.

Und Ihre Freunde in Kiew?
In der Ukraine selbst rücken die Men-
schen zusammen. Freunde von mir – 
eine Flamencotänzerin, eine Kunst-
managerin, eine Ärztin, eine Psycho-
login – sie alle sind in der Ukraine ge-
rade zusammen in einer Wohnung. 
Sie rücken zusammen, um den Krieg 
zu überstehen und um weniger Angst 

zu haben und sie alle arbeiten als 
Freiwillige und beliefern Bedürftige 
mit Lebensmitteln. 

Aktuell werden Sie von vielen Me-
dien zum Krieg befragt. Kommt  
es Ihnen merkwürdig vor, sich von 
hier, aus der »Wiege der Sicher-
heit«, zu äußern? Oder empfinden 
Sie sich als Sprachrohr? Wie geht 
es Ihnen damit?
Jede Form von Hilfe ist wichtig, auch, 
wenn es »nur« Aufklärung ist. Ich ar-
beite gerade als Informationsquel-
le, verbinde viele Menschen und finde 
konkrete Hilfe wichtiger als das Wort. 
Doch Interviews sind wichtig, beson-
ders für Aufklärung. Ich beschäfti-
ge mich gerade mit vielen Menschen, 
die unheimlich viel Einsatz zeigen. 
Nicht nur bei uns im Land zeigt sich 
eine große ethische Haltung. Ich 
spüre, dass wir als Bevölkerung auf 
der höchsten Stufe versuchen, alles 
zu geben, um den Krieg zu stoppen. 
Manchmal äußere ich mich scharf 
gegenüber der Politik, eventuell zu 
scharf. Das ist aber ab und an nötig, 
um Veränderung anzustoßen. 

Bei »Anne Will« etwa haben Sie 
vor wenigen Tagen gesagt: »Jetzt 
sind wir alle mehr oder weniger in 
der Falle«. Dabei riefen sie dazu 
auf, nicht zu zögern, wortwört-
lich sagten Sie: »Putin versteht nur 

Stärke«. Damit meinten Sie aller-
dings nicht die absolute Eskala
tion, oder?
Was ich sehe: Putin braucht keine An-
lässe unsererseits, um zu eskalieren. 
Er geht den Weg der ständigen Es-
kalation aufgrund von Vermutungen 
und Lügen; so beschießt er friedvol-
le Städte, weil er dort Faschisten ver-
mutet. Ist Putin nicht längst in einem 
Krieg mit der Nato angekommen? Wir 
alle, auch ich, haben Angst vor sinn-
loser Eskalation. Gleichzeitig bin ich 
sicher: einfach »auf den Knopf« zu 
drücken, ist sehr schwierig. Trotzdem 
sieht Putin, dass wir Angst haben. Wir 
müssen unsere Städte schützen.

Dafür gibt es auch juristische und 
völkerrechtliche Optionen. Russland, 
USA und Großbritannien haben 1994 
das Budapester Memorandum unter-
schrieben, das die Souveränität und 
die Sicherung der ukrainischen Gren-
zen garantieren soll. Jetzt hat Russ-
land den Krieg initiiert und die USA 
und Großbritannien, was machen sie? 

Sie sollten die Ukraine schützen, das 
wäre ihre Pflicht nach dem Abkom-
men. Ich glaube aber, zumindest der 
Himmel über der Ukraine sollte ge-
schlossen werden. 

Auch Waffen fehlen in der Ukraine 
sagten Sie in einem Interview …
Ein weiterer Punkt, ja. Es fehlen so-
gar kugelsichere Westen an der Front; 
teilweise sogar einfachste Hauben. 
Freunde von mir – Umweltschüt-
zer, Fotografen, Dichter – stehen an 
der Front oder in lokaler Verteidigung, 
manche nur mangelhaft geschützt. 
Zwar hilft der Westen, aber es kann 
noch mehr passieren, etwa das kom-
plette Embargo von Öl und Erdgas. 
Wir müssen Putin zwingen, die Trup-
pen zurückzuziehen. 

Ein Satz von Ihnen aus einem  
Zeitungsartikel blieb mir im Ge-
dächtnis: »Es war noch nie so  
klar, was gut und was böse ist.«  
Beschreiben Sie bitte das Gute  
und das Böse. 
Für diesen bösen Krieg gibt es keinen 
Grund. Er bedeutet reinen Machter-
halt für Putin. Ein Mann, der im Na-
men des Antifaschismus ein friedli-
ches Land angreift, die Zivilbevölke-
rung beschießt und dabei Kinder ster-
ben, ist für mich das Böse. Weil er die 
Existenz eines freien Landes angreift, 
das Leben an sich. 

Das Gute sehe ich in den ukraini-
schen Menschen. Hierbei ist wichtig: 
Es geht nicht um meine persönliche 
Ideologie; die Menschen in der Ukra
ine möchten selbst bestimmen, wie 
sie leben sollen. 

Putin beschießt nun Geburtshäu-
ser, Wohnhäuser oder schickt Rake-
ten in historische Orte. Das bedeutet 
für mich Missbrauch all der Toten des 
Zweiten Weltkrieges; jener Menschen, 
die uns unser Leben geschenkt haben. 
Viele haben ihr Leben gelassen, um 
den Nachkommen Frieden zu schen-
ken. Putin hat quasi alle Werte der 
humanistischen Kultur missbraucht. 

Wie sieht ein Tag bei Ihnen aktu- 
ell aus? Mit welchen Gedanken ste-
hen Sie morgens auf, wie entste-
hen Ihre Hilfsaufgaben und  
was können andere tun? 
Viele Menschen kommen auf mich zu 
und fragen mich nach Dingen. Das 
können Nachtsichtgeräte sein, Netz-
werkverbindungen, Transporte für 

Flüchtlinge. Manche fragen mich 
etwa, ob ich jemanden im Auswärti-
gen Amt kenne, aber ich kenne kei-
nen. Manchmal komme ich mir vor 
wie in einem verrückten Film – wenn 
der nur nicht so tragisch wäre … In 
meinem erweiterten Freundeskreis 
sind Menschen schon gefallen. 

Helfen ist dabei Teil unserer De-
mokratie. Das ist nicht schwierig 
heutzutage, es gibt viele (soziale) 
Netzwerke. In allen großen Städten 
gibt es Bahnhöfe, wo Unterstützung 
gebraucht wird, Rathäuser mit Infor-
mationen über Geflüchtete. Manch-
mal muss man nur eine Familie von 
einem Ort zum anderen bringen oder 
jemanden umarmen. Viel hängt da-
von ab, welche Sprachen man spricht. 

Klar, Demokratie bedeutet auch 
Stress. Doch jegliche Art von Aktivi-
tät ist jetzt wichtig. Ich kenne viele 
Künstler, die mich nach Aufgaben fra-
gen oder Zimmer anbieten. Ich selbst 
kann all diese nicht vermitteln, aber 
es gibt viele Portale – dort kann man 
Aufgaben finden. Und bitte: Wir soll-
ten keinen Hass gegen Menschen he-
gen, die russisch sprechen. 

Weil auch viele Ukrainer russisch 
sprechen …
Richtig. Diese Menschen sind nicht 
Putin; sie haben sich nicht für den 
Krieg entschieden. Ich habe Men-
schen am Berliner Bahnhof getrof-

fen, die russisch sprechen, weil sie 
aus dem Osten der Ukraine kommen. 
Es muss egal sein, welche Sprache die 
Menschen sprechen. Sie alle suchen 
Schutz und Hilfe. Auch Menschen aus 
Russland können wir zeigen, was ge-
rade für eine Tragödie passiert und 
dass es Chancen gibt, Menschen zu 
helfen.

Sie haben in der Vergangenheit 
auch für verschiedene russische 
Medien geschrieben … das heißt, 
einen Bruch zu Russland empfin-
den Sie nicht?
Doch, es gibt einen Bruch. Ich habe, 
wie viele, gehofft, dass mehr Men-
schen in Russland auf die Straße ge-
hen, auch wenn es gefährlich ist.  
Dass neue Formen von Protest gefun-
den werden. Ich warte aber wohl auf 
ein Wunder.

Haben Sie Situationen erlebt, in 
denen es Angriffe auf scheinbar 
russische Menschen gab?
Nicht direkt, nein. Ich habe aber ei-
nige Geschichten von provokanten 
Kommentaren gehört. Manche hören 
eine slawische Sprache und verbin-
den sie gleich mit Russland. Ich glau-
be, dass Aufklärungsarbeit hier un-
erlässlich ist, auch in der Schule. Es 
geht nicht um »Hass gegen Russen«. 
Es gibt viel Propaganda, aber es gibt 
auch nicht propagierende Menschen 
oder sogar bereits früher vor Putin 
geflüchtete. Diese Menschen können 
nichts für den Krieg. 

Was können wir tun, um die  
aktuellen Schreckensszenarien zu 
durchbrechen?
Hilfe leisten und hoffen, dass der 
Krieg sich nicht weiter ausbrei-
tet. Was ich am Berliner Bahnhof ge-
sehen habe: Viele der geflüchteten 
Menschen waren noch nie im Aus-
land. Sie kommen teilweise mit nur 
einem Rucksack und Kleidung aus 
den 1960er Jahren. Wir brauchen jetzt 
noch viel Ausdauer, auch hier. Ich 
hoffe, dass all das bald vorbei ist und 
viele Ukrainerinnen und Ukrainer 
wieder zurück nach Hause können. 
Denn das wünschen sie sich. Und da-
für wünsche ich ihnen und uns Kraft. 

Abschließend – was möchten  
Sie noch sagen?
Von der Hilfsbereitschaft in Euro-
pa bin ich überwältigt. Viele Men-
schen, auch viele Politiker, nehmen 
sich den Krieg zu Herzen und geben 
sich Mühe. Die Geschehnisse wer-
fen aktuell Gedanken zum Zweiten 
Weltkrieg auf. Und leider funktionie-
ren parlamentarische Methoden nicht 
mehr. Demokratie muss sich mit Waf-
fen schützen und die Ukraine schützt 
nun auch Europa. Wir müssen den 
Himmel über der Ukraine schließen, 
mit Waffen helfen, uns für das tota-
le Embargo einsetzen. Wenn die Uk-
raine dem standhält, ist der Frieden 
auch hier gesichert. Ich glaube, jetzt 
ist die Stunde, zu spüren, was Frieden 
und Menschlichkeit wirklich bedeu-
ten. Das ist das, was jetzt wirklich auf 
dem Prüfstand steht. 

Vielen Dank.

Katja Petrowskaja ist Ukrainerin, 
deutsche Schriftstellerin, Literatur-
wissenschaftlerin und Journalistin. Sie 
ist in Kiew aufgewachsen und lebt seit 
1999 in Deutschland. Sie arbeitet unter 
anderem als Kolumnistin der Frank-
furter Allgemeinen Sonntagszeitung. 
Sandra Winzer ist ARD-Journalistin 
beim Hessischen Rundfunk
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Wylkowe, 2014

»Jetzt ist der Zeitpunkt für Austausch«
Lena Gorelik im Gespräch

Die Autorin Lena Gorelik wurde 1981 
in Sankt Petersburg geboren, kam 1992 
zusammen mit ihrer russisch-jüdischen 
Familie als »Kontingentflüchtling« 
nach Deutschland, wo sie in Baden-
Württemberg zur Schule ging. Nach ih-
rer Ausbildung an der Deutschen Jour-
nalistenschule in München absolvierte 
sie an der Ludwig-Maximilians-Univer-
sität den Studiengang »Osteuropastudi-
en«. Heute lebt sie mit ihrer Familie in 
München. Sven Scherz-Schade spricht 
mit ihr über den Krieg in der Ukraine.

Sven Scherz-Schade: Die Ukraine 
ist in einem Angriffskrieg von  
Putin-Russland überfallen worden. 
Die Menschen in der Ukraine er-
fahren großes Leid. Es gibt Verletz-
te, Tote, viele sind auf der Flucht. 
Wie nehmen Sie die Nachrichten 
auf und haben Sie Kontakte zu  
Betroffenen? 
Lena Gorelik: Momentan bin ich mit-
tendrin, über verschiedene Kontak-
te und Quellen Menschen aus der Uk-
raine irgendwie herauszubringen, zu 
helfen und bei der Unterbringung zu 
vermitteln. Ich habe mich gewisser-
maßen in einen Aktionismus gestürzt. 
Der wurde wohl dadurch ausgelöst, 
dass ich nach drei Tagen blindem 
Nachrichtensehen etwas tun musste. 
Ich kann nicht wochenlang zuschau-
en. Wo ich helfen kann, helfe ich. Ich 
habe eine Familie untergebracht, die 
ein Kind mit einer Beeinträchtigung 
hat. Daraufhin hat sich sofort jemand, 
den ich gar nicht kannte, gemeldet, 
der sagte, dass er eine weitere Familie 
mit einer taubstummen Person habe, 
die auch untergebracht werden müs-
se; so führt ein Kontakt, eine Vermitt-
lung zur nächsten. Ich habe selbst kei-
ne Verwandten in der Ukraine, habe 
aber Freunde mit vielen Verwandt-
schaften dorthin. Die habe ich auch 
gefragt, ob sie Hilfe brauchen. Bei ei-
nem Transport von Flüchtlingen habe 
ich übersetzt. Ich spreche russisch 
und die meisten Ukrainerinnen und 
Ukrainer sprechen auch russisch. Es 
war ja – wenn man das so sagen kann  – 
»lange genug« Landessprache in der 
Ukraine. Gestern habe ich deutsche 
Familien besucht, die Flüchtlinge auf-
genommen haben und sich aber, weil 
sie kein russisch sprechen, nur schwer 
verständigen können. Also bin ich hin 
und habe geholfen, die gerade wich-
tigsten Fragen zu klären. 

Welche Rolle spielt im Zusammen-
hang mit dem Krieg gegenwärtig 
für Sie das Schreiben?
Zum Aktionismus gehört auch, dass 
es das einzige ist, worüber ich thema-
tisch schreiben kann. Ich habe schon 
vor Wochen für diese Tage eine Buch-
besprechung zugesagt. Aber es er-
scheint mir jetzt so unsinnig, dieses 
Buch zu besprechen, das so gar nicht 
mit dem Thema Ukraine zu tun hat. 
Ich habe vom ersten Tag des Überfalls 
an geschrieben und versuche einer-
seits, die Lage mit meinem Wissen zu 
erklären als jemand, die aus Osteuro-
pa stammt, andererseits versuche ich, 
das Geschehen emotional zu erfassen, 
soweit das eben geht in diesem Aus-
nahmezustand.

Die deutsche Kulturszene – und 
generell die in der EU – hat mit 
großer Solidarität für die Ukra
inerinnen und Ukrainer reagiert. 
Man ist gegen Putins Aggression. 
Gibt es Statements oder Texte von 
Schriftstellerkollegen, die Sie be-
sonders erfreut oder auch ent-
täuscht haben? 
Tatsächlich habe ich keine Stimmen 
pro Putin wahrgenommen. Was es 
aber in der Kulturszene durchaus gibt, 
ist eine Pauschalisierung. Es werden 
russische Künstlerinnen und Künst-
ler pauschal ausgeladen. Das fin-
de ich problematisch und kontrapro-
duktiv für jegliche Entwicklung. Es 
gibt Stimmen, die direkt in die Cancel 
Culture führen: Wer sich nicht von 
Putin distanziert, wird sofort ausgela-
den! Das den Menschen abzuverlan-
gen, die in Russland leben, ist hoch-
problematisch. Sie müssen bei ih-
rer Rückkehr nach Russland mit Ver-
haftung oder anderen Repressionen 
rechnen. Russische Kunstschaffende 
sind Menschen, die in Russland Fami-
lie, Kinder, Freunde haben, die dann 
in der Folge auch Repressionen er-
fahren können. Ich halte es für ganz 
schön privilegiert, in Deutschland zu 
sitzen und zu fordern, jeder solle sich 
öffentlich von Putin distanzieren. Ich 
bin nicht Veranstalterin, aber ja – ich 
würde auch niemanden einladen, der 
sich pro Putin äußert. Aber eine Dis-
tanzierung vorab – wie so eine reine 
Weste, die man vorzuzeigen hat – ab-
zuverlangen, kann man nicht einfor-
dern. Ich weiß nicht, was deutsche 
Künstlerinnen und Künstler sagen 

würden, wenn man ihnen in den USA 
ein Blatt vorlegt mit der Aufforde-
rung »Jetzt bitte einmal unterschrei-
ben, dass Sie gegen die Anschläge 
von Halle und Hanau sind. Ansons-
ten dürfen Sie nicht auf die Bühne«. 
Dieses Pauschalisieren, Russinnen 
und Russen gleich Putin, ist falsch 
und verhindert jeden Dialog, jedes 
zukunftsorientierte Denken. Gera-
de jetzt muss man Künstlerinnen und 
Journalisten, die ihre Stimme in den 
vergangenen Wochen noch so gut es 
ging erhoben haben, unterstützen. 
Es ist die einzige demokratisierende 
Hoffnung für Russland. Russland ist 
ein sehr großes Land mit einer sehr 
großen Macht. Es ist im Interesse der 
ganzen Welt, dass dieses demokra-
tische Aufkeimen nicht gänzlich er-
stickt wird. 

Wie könnte so etwas aussehen? 
Sollte man gerade jetzt russische 
Künstler besonders hören?
Ja. Beispielsweise ein deutsch- 
russisch-ukrainisches Festival oder 
Ähnliches. Man darf sich nicht aus-
spielen lassen von Putins Machen-
schaften, die dahin polarisieren,  
wer für die Ukraine ist, wäre gegen 
Russland. 

Die Kontakte nach Russland 
sind aber momentan abgebro-
chen, auch in der Kultur, obwohl 
in Deutschland viele wissen, dass 
ja gerade in der russischen Kultur-
szene sich demokratische und an-
tiautokratische Leute aufhalten. 
Müssen die jetzt den Preis bezah-
len, den Putins blutige Rechnung 
aufgemacht hat? 
Ja. Ganz viele sind geflohen. Ein paar 
aber wollen nicht fliehen. Sie sa-
gen, wenn sie gehen, gibt es nieman-
den mehr, der für ein freies, demokra-
tisches Russland kämpft. Diejenigen, 
die geflohen und jetzt in Georgien, 
Lettland, Litauen und anderswo sind, 
sagen »Ich habe kein Land mehr«. Sie 
wollen nicht in ein Land zurückkeh-
ren, in dem man einen Krieg nicht 
»Krieg« nennen darf. Das sind Men-
schen, die in den vergangenen Jahren 
auf eine unglaublich mutige Weise 
gekämpft haben, immer in dem Wis-
sen, es kann sie und ihre Familie tref-
fen. Sie stehen jetzt vor einem Scher-
benhaufen und haben kein Zuhau-
se mehr. 

Kann die Kultur, insbesondere  
Publizistik und Belletristik, trotz 
Krieg zivilgesellschaftliche  
Kräfte stärken, um weiterhin Aus-
tausch zu ermöglichen? Die Türen 
der Diplomatie sind ja bis auf  
Weiteres erst mal zugefallen. 
Ich glaube, dass genau jetzt der Zeit-
punkt für diesen Austausch ist. Wenn 
ich jetzt »Nein« sagen würde, wür-
de ich auch nie wieder etwas schrei-
ben. Ich glaube an die Kraft des Wor-
tes, die Kraft des Erzählens und an die 
Empathie, die daraus entsteht. Gera-
de das Literarische ermöglicht ja et-
was, was sich oft nicht in einem objek-
tiv angelegten Zeitungstext formulie-
ren lässt, nämlich Emotionen zu ver-
mitteln. Kultur bringt Menschen auf 
eine Weise zusammen, die über der 
Politik steht, weil es dabei um Schön-
heit der Kunst geht, um Abstraktionen, 
um Denken abseits von Konventionen, 
und auch um Fragen, die offene Ant-
worten zulassen. Kultur schafft eine 
andere Begegnungsebene. Jetzt müs-
sen Geschichten erzählt werden, und 
jetzt wären Festivals der Begegnung 
wichtig. Die Stimmung jetzt, heute – 
dass so viele am Bahnhof stehen und 
die Flüchtenden freundlich empfan-
gen – wird sich, das befürchte ich, auch 
wieder drehen. Auch deshalb muss 
man mit solchen Festivals jetzt begin-
nen und nicht erst, wenn es zu spät ist. 

Dass ich Sie interviewe, hängt da-
mit zusammen, dass Sie in St. Pe-
tersburg geboren wurden und ich 
die Vorstellung habe, Sie hätten 
dadurch eine besondere Beziehung 
zu dem russisch-ukrainischen 
Krieg. Ist dem so? Oder unterstelle 
ich Ihnen da etwas?
Ich äußere mich ja häufig zu politi-
schen und gesellschaftlichen Debat-
ten. Der Krieg nimmt mich sehr mit 
und das würde er auch, wenn ich nicht 
von dort käme. Aber er betrifft mich 
natürlich auf eine andere Weise: Ich 
bin in einem sowjetimperialistischen 
Denken aufgewachsen. Dazu gehör-
te einerseits die Erzählung, dass wir 
alle Sowjetmenschen sind, eben nicht 
Russinnen oder Ukrainer, aber eben 
auch dass wir Schwestern und Brü-
der sind. Für mich fühlt sich der Krieg 
manchmal so absurd an, als würden 
die Bayern die Hessen angreifen. Pu-
tin zerstört ja nicht nur die Ukraine.  
Er zerstört gerade auch Russland. Jede 

demokratische Erfahrung, die in den 
vergangenen Jahren gemacht wurde, 
wird kaputt gemacht. Die unabhängi-
ge Presse gibt es einfach nicht mehr. 
Menschen haben Angst, sich zu äu-
ßern. Menschen verarmen. 

Was macht dieser Krieg jetzt mit 
Ihrem Migrationshintergrund? 
Ich kenne auch Fluchterfahrung. Ich 
bin zwar unter ganz anderen Um-
ständen – nicht im Krieg – geflüchtet, 
aber ich kenne das Gefühl, irgendwo 
anzukommen, die Sprache nicht zu 
beherrschen, nichts zu haben, nichts 
zu wissen. Die Schicksale der Flüch-
tenden berühren mich deshalb auf ei-
ner anderen, sehr persönlichen Ebene. 
Russland ist nicht mein Land. Aber es 
ist das Land, aus dem ich herkomme. 
Es trifft mich deshalb persönlich, dass 
all der Putin-Terror im Namen Russ-
lands geschieht.

Alle sind gegen den Krieg. Bei der 
Frage der Waffenlieferungen an 
die Ukraine jedoch trennen sich 
die Meinungen bereits, da stehen 
nicht mehr alle bedingungslos da-
hinter. Von George Orwell stammt 
ein Zitat: »Am schnellsten beendet 
man einen Krieg, indem man ihn 
verliert.« Haben Sie dazu eine Mei-
nung oder halten Sie sich aus sol-
chen militärtaktischen Überlegun-
gen lieber raus?
Ich halte mich bei dieser vereinfach-
ten Diskussion pro/contra zurück. 
Die Frage, wer welche Waffen in wel-
cher Form und welchem Umfang lie-
fert, ob man dafür oder dagegen ist, 
wird oft sehr polemisch und über-
haupt nicht differenziert diskutiert. 
Ich glaube allerdings, dass die gegen-
wärtigen Sanktionen nicht ausrei-
chen. Ich schätze Putin so ein, dass er 
sich überhaupt nicht darum kümmert, 
ob es innenpolitisch Unzufriedenheit 
gibt. Sanktionen, die die Bevölkerung 
treffen, üben auf Putin keinen Druck 
aus, der internationale Geldfluss 
vielleicht aber schon. Deshalb soll-
te Deutschland die Gasimporte drin-
gend stoppen.

Vielen Dank.

Lena Gorelik ist Autorin und Essayistin. 
Sven Scherz-Schade ist freier Journalist 
und arbeitet unter anderem zum The-
ma Kultur für den Hörfunk SWR2
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Zeitenwende
Drei Fragen an  
Gabriele Woidelko von  
der Körber-Stiftung

Seit Jahren widmet sich die Körber-
Stiftung der Wiederbelebung eines 
kritischen und konstruktiven Dialogs 
zwischen Russland und seinen euro-
päischen Nachbarn. Dafür bringt sie 
unter anderem Politiker, Journalisten 
und Experten zusammen. Russland-
expertin und Leiterin des Bereiches 
Geschichte und Politik der Hambur-
ger Stiftung, Gabriele Woidelko, ord-
net das Engagement und die Position 
der Stiftung zum Ukraine-Krieg ein.

Der Krieg in der Ukraine ist  
ein historischer Wendepunkt: 
Wie positioniert sich die  
Körber-Stiftung dazu?
Der Angriff Russlands auf sein un-
abhängiges Nachbarland Ukraine ist 
ein völkerrechtswidriger Krieg, der 
sich gegen die territoriale, nationa-
le und politische Eigenständigkeit 
des Landes richtet. Es handelt sich 
um einen gezielten Angriff auf die 
Städte und Dörfer, die Infrastruk-
tur und die Menschen in der Ukraine. 
Der Krieg führt zu unermesslichem 
Leid in der Bevölkerung und zer-
stört die Lebensgrundlagen unzäh-
liger Menschen. Russland muss sei-
ne Angriffe deshalb sofort beenden. 
Die Folgen des Krieges für die euro-
päische und internationale Friedens- 
und Sicherheitsordnung sind der-
zeit noch gar nicht abzusehen. Si-
cher ist aber, dass die Ordnung, die 
nach dem Ende des Kalten Krieges 
1989/1991 entstand, nun ebenfalls 
in Trümmern liegt. In diesem Sinne 
handelt es sich tatsächlich um eine 
Zeitenwende. Unsere Solidarität und 
Unterstützung gilt jetzt zuallererst 
unseren Partnern und Kollegen in 
und aus der Ukraine.

Verständigung mit Russland  
zählt seit Jahrzehnten zum  
Kern der Arbeit der Körber-Stif-
tung. Wie wird dieser Teil Ihrer 
Arbeit zukünftig aussehen?  
Inwieweit ist ein konstruktiver 
Dialog mit Russland überhaupt 
noch möglich? 
Wir unterziehen alle Aktivitä-
ten zur Verständigung mit Russ-
land derzeit einer Überprüfung. Ei-
nes ist klar: Jegliche Zusammenar-
beit mit denjenigen, die die Invasi-
on politisch, verbal oder in anderer 
Weise unterstützen und damit die 
Zerstörung der europäischen Frie-
dens- und Sicherheitsordnung und 
das Leid in der Ukraine befeuern, ist 
für uns ausgeschlossen. Wichtig ist 
aber auch: Wir dürfen es nicht zu 
einer pauschalen Verurteilung al-
les Russischen kommen lassen. Tau-
sende Russinnen und Russen sind 
derzeit selbst Verfolgte in ihrem ei-
genen Land, oft bleibt ihnen kein 
anderer Ausweg als das Exil. Das 
betrifft beispielsweise unsere lang-
jährige Partnerorganisation MEMO-
RIAL International, die mittlerweile 
verboten wurde. Aber auch Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler, 
Medien- und Kulturschaffende, die 
durch politische Repressionen aus 
dem Land gedrängt werden und mit 
denen wir oft seit Jahren verbun-

den sind. Diese Menschen verdie-
nen auch weiterhin unsere Unter-
stützung. Und sie werden diese Un-
terstützung von uns auch bekom-
men. Für einen konstruktiven Dialog 
braucht es immer zwei Parteien, die 
an einem Austausch ernsthaft inter-
essiert sind. Solange Russland in der 
Ukraine Städte und Menschen bom-
bardiert, solange Millionen Ukrai-
nerinnen und Ukrainer gezwungen 
sind zu fliehen, solange es täglich 
neue Meldungen von Tod und Zer-
störung gibt – so lange halte ich ei-
nen Dialog mit offiziellen Vertretern 
Russlands jeglicher Couleur und den 
Unterstützern des Systems Putin für 
ausgeschlossen. Und auch im Fal-
le eines Friedens wird es Jahre dau-
ern, bis das zerstörte Vertrauen auch 
nur annäherungsweise wieder her-
gestellt werden kann. 

Wie wird die Körber-Stiftung das 
zentrale Handlungsfeld »inter-
nationale Verständigung« weiter 
ausrichten? Was gilt es, in ihrer 
Funktion als Brückenbauer jetzt 
zu tun?
Derzeit arbeiten wir vorrangig an 
kurzfristiger Soforthilfe: Wir unter-
stützen unsere Partner in der Ukra-
ine dabei, die persönlichen und be-
ruflichen Folgen des Krieges abzu-
mildern. Wir helfen ihnen, ande-
ren zu helfen. Also beispielsweise 
Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern, die vor dem Krieg inner-
halb der Ukraine fliehen mussten 
und die jetzt Beschäftigungs- und 
Verdienstmöglichkeiten benötigen. 
Und wir unterstützen auch weiter-
hin liberale Kräfte der russischen 
Zivilgesellschaft wie beispielswei-
se die Kolleginnen und Kollegen von 
MEMORIAL International, von de-
nen einige Russland bereits verlas-
sen haben. Mit unseren Partnern, die 
durch Russlands Krieg gegen die Uk-
raine ins Exil gezwungen werden, 
werden wir mittelfristig Möglichkei-
ten identifizieren müssen, wie und 
wo sie ihre Arbeit weiterführen kön-
nen. Als operative Stiftung sind un-
sere reinen Fördermöglichkeiten lei-
der sehr begrenzt. Aber zum Glück 
gibt es in Deutschland weitere Stif-
tungen, Vereine sowie auch öffent-
liche Träger, die sich ebenfalls sehr 
engagieren und mit denen wir gut 
zusammenarbeiten. Was die lang-
fristige Perspektive angeht, so wer-
den wir in unserem Handlungsfeld 
internationale Verständigung vor al-
lem über die Themen internatio-
nale Außen- und Sicherheitspoli-
tik, aber auch über Fragen der Erin-
nerungskultur und Geschichtspolitik 
neu nachdenken müssen. Wie kön-
nen demokratische Kräfte über na-
tionale Grenzen hinweg der Instru-
mentalisierung von Geschichte als 
Waffe entgegentreten? Wie müssen 
wir zukünftig über die Entstehung 
von Kriegen und Friedensprozesse 
nachdenken? Welche Botschaft wol-
len und können wir über die Grenzen 
Deutschlands hinaus mit Gedenkta-
gen wie dem 8. Mai verbinden? Das 
sind nur einige Beispiele für die The-
men, die auf dem Tisch liegen. 

Gabriele Woidelko leitet bei der Kör-
ber-Stiftung in Hamburg den Bereich 
Geschichte und Politik
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Mariupol, 2014. Unterkunft für Kriegsflüchtlinge aus dem Donbass

Koordinieren, verbinden, 
unterstützen
Das ifa-Engagement  
zur Ukraine
GITTE ZSCHOCH

I ch möchte von Yvor Smirnow er-
zählen. Seit Beginn des Krieges ha-
ben er und sein Team viel zu tun, 

weil endlich Verwendung findet, woran 
sie seit Jahren arbeiten: Mit seiner NGO 
sammelt er akribisch belegbare Infor-
mationen zu Vermögenswerten, aus-
ländischen Fonds und Konten der Mit-
glieder der russischen Regierung und 
anderer Menschen aus Putins Umfeld. 
Dass die Sanktionen schnell und ziel-
gerichtet beschlossen werden konnten 
– das ist auch möglich Dank der Arbeit 
von Yvor Smirnows NGO. 

Es sind zivilgesellschaftliche Akteu-
rinnen und Akteure wie diese, die Ver-
änderungen in Gesellschaften ansto-
ßen, die Verbindungen zwischen Men-
schen und über Ländergrenzen hinweg 

schaffen. Wo es starke Zivilgesellschaf-
ten gibt, können Regimes nicht einfach 
durchregieren. Es sind Menschen wie 
Yvor Smirnow – den Namen habe ich 
geändert, um ihn zu schützen –, die ihr 
Leben dafür einsetzen, das Putin-Re-
gime zu Fall zu bringen. Menschen wie 
ihn unterstützen wir seit Jahren in ihrer 
Arbeit in und außerhalb von Russland. 

Warum fange ich mit Russland an, 
wenn es um die Ukraine geht? Vor we-
nigen Tagen haben wir uns am ifa mit 
mehr als 100 Kolleginnen und Kolle-
gen darüber ausgetauscht, wie wir re-
agieren auf den Angriffskrieg in der Uk-
raine. Immer wieder wurde ein Punkt 
stark gemacht: dass wir als internatio-
nale Kulturorganisation eine besondere 
Verantwortung darin haben, den Blick 
weiter zu fassen. Herauszuzoomen auf 
die weltweite Situation: Wie helfen wir 
unseren Partnerinnen und Partnern in 
Afghanistan, das Land sicher zu verlas-
sen und hier anzukommen? Was ist mit 
den Menschen in Syrien, Jemen? Was 
ist mit den Menschen, die die Ukraine 
verlassen haben – ohne ukrainischen 
Pass? Roma, Studierende aus afrika-
nischen Ländern, die teils anders be-
handelt werden. 

Ukraine: Was können wir tun?

Zwei Wochen nach Kriegsbeginn war 
ich eingeladen auf ein Podium. Was 
kann der Kultursektor tun angesichts 
des Krieges? Die Panelisten, die das Li-
teraturhaus Stuttgart versammelt hatte, 

sprachen vom Handeln. Manche Künst-
lerinnen und Künstler, so erfuhr man, 
greifen zu den Waffen. Andere beob-
achten, dokumentieren. Manche ha-
ben das Metier gewechselt und machen 
Kinderbücher. Fragt man, was die Kol-
leginnen in der Ukraine derzeit brauch-
ten, antworten manche: kugelsiche-
re Westen. Waffen. Flugverbotszone. 
Alle Verbindungen zu Russland kap-
pen. Auch zu Kunstschaffenden. Was 
können, sollen Institutionen jetzt tun? 
Darauf sollte ich antworten. Wir wol-
len den Ereignissen nicht vorgreifen, 
keine dauerhaften Programme entwi-
ckeln. Gleichzeitig verlassen Menschen 
das Land, sie kommen hier an, sind da. 
Oxana Matiychuk, die aus ihrem Keller 
in Czernowitz zugeschaltet war, brach-
te es auf den Punkt: Eine gute und ge-
ordnete Integration von Geflüchteten 
in Europa sei nicht die Integration in 
Europa, für die die Ukrainer seit dem 
Maidan kämpfen. 

Koordinierungsstelle  
Kulturhilfe Ukraine

Was wir auf jeden Fall tun können: ver-
mitteln, verbinden, vernetzen. Wäh-
rend die basalen Ankunftsstrukturen 
von anderen Stellen aufgebaut werden, 
fokussieren wir uns auf die Menschen, 
mit denen wir immer zusammenarbei-
ten – die aus der Kunst und Kultur. Auf 
Initiative der Ministerin Theresia Bau-
er haben das ifa und das baden-würt-
tembergische Ministerium für Wissen-
schaft, Forschung und Kunst daher für 
Kunst- und Kulturschaffende aus der 
Ukraine eine Koordinationsstelle aufge-
baut, die Kontakte und temporäre oder 
dauerhafte Anschlussperspektiven be-
nötigen. Zugleich sammeln wir in der 
»Kulturhilfe Ukraine« Unterstützungs-
leistungen, die von Personen und Or-
ganisationen in der Kunst- und Kultur-
szene in Baden-Württemberg angebo-
ten werden: Unterkünfte, Proberäume, 
Produktionsmöglichkeiten. Und mat-
chen dann beide Seiten miteinander.

In der Zusammenarbeit mit dem Mi-
nisterium erreichen wir im Bundesland 
nicht nur die großen, gut vernetzten 
Kulturorganisationen, sondern auch 
kleinere Museen, Theater und sozio-
kulturelle Vereine. So gehen wir auch 
in die Tiefe und Breite der Kulturland-
schaft. Gut vernetzte ukrainisch-deut-
sche Partnerinitiativen helfen, auch in 
ukrainischen Kreisen auf das Angebot 
hinzuweisen. Welche Unterstützungs-
leistungen wir in der Folge anbieten, 

werden wir gemeinsam mit den ukra-
inischen Künstlerinnen und Kultur-
arbeitern erarbeiten. Außerdem müs-
sen wir klären, wie wir ein Handeln für 
und in der Ukraine weiterhin ermög-
lichen können, von Deutschland aus, 
aber auch aus den Nachbarländern, von 
überall her. Denn mit den Herzen und 
Köpfen werden die Menschen weiter-
hin in ihrem Herkunftsland sein und 
dort wirken wollen. 

Einzelnen Akteurinnen und Akteu-
ren möchten wir daher die Möglichkeit 
eröffnen, gesichert, von hier aus, die 
Arbeit in ihren Ländern – in der Ukra-
ine, aber auch Belarus und Russland – 
fortzusetzen. 

Unser Vorschlag, für Journalistinnen, 
Kunstschaffende und Engagierte, die 
sich aktiv und unter oft enormen Risiko 
für Menschenrechte, Demokratie, An-
tirassismus, Antidiskriminierung und 
eine offene Gesellschaft einsetzen, ein 
Schutzprogramm aufzusetzen, ist von 

der baden-württembergischen Land-
tagspräsidentin Muhterem Aras auf-
gegriffen worden. Das Programm ar-
beiten wir gerade aus.

Europäische Vernetzung

Die Auswirkungen des Angriffskriegs 
auf die Ukraine betreffen nicht nur 
Deutschland, sondern die ganze Welt. 
Globale Krisen brauchen globale Lö-
sungsansätze. Waren wir im Handeln 
und im Aufsetzen der Koordinierungs-
stelle schnell, weil wir kurze Wege hat-
ten, so dauert die europäische Vernet-
zung bisher noch länger. Aber sie ist 
umso wichtiger, um mehr Wirkungs-
kraft zu entfalten. Im Mai werden wir 
uns mit den anderen europäischen Kul-
turinstituten im EUNIC-Netzwerk in 
einem Workshop austauschen, welche 
Perspektiven für afghanische Kultur-
arbeitende eröffnet werden können. 
Welche guten Beispiele für künstleri-
sche Eingliederung, Ko-Kreation und 
Handlungsermächtigung gibt es in 
Europa und Asien – überall dort, wo-
hin afghanische Kunstschaffende ge-
flüchtet sind? Und was können wir da-
von für die Situation der Ukraine ler-
nen und übertragen? Wenn die Krisen 
sich schon häufen, sollten wir wenigs-
tens unsere Erfahrungen sich gegen-
seitig befruchten lassen.  

Was ist also nun die Aufgabe im in-
ternationalen Handeln in der Kultur 
angesichts dieses Krieges mitten in Eu-
ropa? Klassische Diplomatie kann man 

damit beschreiben, dass Regierungen 
miteinander reden – »government to 
government«. Was wir am ifa machen, 
als internationales Kulturinstitut, ist 
»people to people«. Wir bringen Men-
schen zusammen. Menschen, die die 
Gesellschaft formen, sie verändern wol-

len. Die Menschen in der Ukraine haben 
sich für Freiheit, Demokratie, für eine 
offene Gesellschaft entschieden. Wir 
werden sie weiter unterstützen.

Gitte Zschoch ist Generalsekretärin des 
Instituts für Auslandsbeziehungen (ifa)

www.politikundkultur.net24 UKRAINE



FO
T

O
: F

LO
R

IA
N

 B
A

C
H

M
E

IE
R

 

Prypjatsümpfe, 2015 

»Solange es geht, arbeiten wir weiter«
Johannes Ebert im Gespräch

Der Generalsekretär des Goethe-Insti-
tuts Johannes Ebert kennt sowohl die 
Ukraine als auch Russland gut. Er leite-
te in beiden Ländern Dependancen des 
Kulturinstituts. Im Gegensatz zu ande-
ren Organisationen fördert das Goethe-
Institut nach wie vor sowohl in der Uk-
raine als auch in Russland die deutsche 
Sprache und den Kulturaustausch. Im 
Gespräch mit Theresa Brüheim erläu-
tert er Hintergründe und spricht über 
die aktuelle Situation.

Theresa Brüheim: Herr Ebert,  
Sie haben je fünf Jahre das Goethe-
Institut Kiew und das Goethe-Ins-
titut Moskau geleitet. Wie blicken 
Sie aus diesen Erfahrungen auf 
den Krieg in der Ukraine?
Johannes Ebert: Ich bin natürlich sehr 
betroffen und schockiert von diesem 
Krieg, den wahrscheinlich niemand 
erwartet hatte. Der Krieg ist ein klarer 
Bruch des Völkerrechts. Und dass er 
in dieser Brutalität durchgeführt wird, 
ist natürlich verheerend. Ich finde es 
sehr gut, dass im Wirtschaftsbereich 
und in vielen anderen Bereichen har-
te Sanktionen gefahren werden. Nur 
so hat man überhaupt eine Chan-
ce, dem Einhalt zu gebieten, auch 
wenn es im Moment sehr deprimie-
rend aussieht. Für mich, ich war von 
1997 bis 2002 in Kiew, war die ukra
inische Hauptstadt meine erste Stel-
le als Institutsleiter im Ausland – das 
ist sowieso eine beeindruckende und 
nachhaltige Erfahrung. Und Kiew ist 
eine wunderbare Stadt. Das Goethe-
Institut hat in der ganzen Ukraine ein 
Netzwerk mit Sprachlernzentren, Le-
sesälen und anderem mehr. Es gab 
eine ungeheure Offenheit und ein In-
teresse am kulturellen Austausch mit 
Deutschland und Europa. Ich habe 
dieses Land gern, und diese Stadt ins-
besondere. Insofern nimmt mich das 
auch persönlich mit. Ich habe auch 
noch einige Bekannte dort, die ich 
kontaktiert habe. Auch meine Zeit in 
Moskau und die Begegnung mit der 
russischen Kultur hat mich sehr be-
reichert, aber schon damals, von 2007 
bis 2012, hatte die Regierung begon-
nen, die Zügel vor allem in der Zivil-
gesellschaft stärker anzuziehen. Kurz 
nachdem ich weg war, kam das erste 
Gesetz heraus, um angebliche »aus-
ländische Agenten« zu brandmarken. 
Seitdem gab es immer mehr Maßnah-
men, die in Russland aktive Zivilge-
sellschaft sowie die Kulturszene ein-
zuschränken und zu reduzieren.

Wo sehen Sie jetzt als General
sekretär des Goethe-Instituts  
Ihre Verantwortung?
Die erste Verantwortung ist natürlich, 
dass wir unsere Mitarbeitenden, die 
entsandten und die lokal beschäftig-
ten, in Sicherheit bringen. Das ist im-
mer die erste Verantwortung, die eine 
Institution, die im Ausland arbeitet, 
hat. Wir haben auf Weisung des Aus-
wärtigen Amtes unsere entsandten 
Mitarbeitenden etwa eine Woche vor 
dem Konflikt abgezogen. Damals ha-
ben selbst meine ukrainischen Be-
kannten nicht damit gerechnet, dass 
es zu einem Krieg kommt. 

Wir haben dann unseren ukraini-
schen Mitarbeitenden Gehaltsvor-
schüsse und Tagegelder bezahlt, da-
mit sie, wenn sie die Entscheidung 
getroffen haben, auszureisen – und 
das ist natürlich eine individuel-
le Entscheidung – ausreichende Res-
sourcen zur Verfügung haben. Zu die-
sem Zeitpunkt hatten sich nur ganz 
wenige dazu entschieden und selbst 
unmittelbar nach dem Einmarsch 
hatte sich zunächst nur rund die 
Hälfte der rund 120 Mitarbeitenden 
auf den Weg gemacht. Inzwischen 

sind aber fast alle, bis auf etwa 15 Per-
sonen, die noch privat gebunden sind, 
in der Westukraine, in den Nachbar-
ländern oder in Deutschland. 

Die zweite Verantwortung ist na-
türlich, dass wir unsere Kulturpart-
nerinnen und -partner in der Ukrai-
ne und auch, wenn sie geflohen sind, 
unterstützen. Da haben wir konkre-
te Pläne, deren Umsetzung begon-
nen hat. Beispielsweise haben wir ge-
meinsam mit der Kulturstiftung des 
Bundes (KSB) einen Fonds mit Not-
hilfestipendien aufgelegt, mit dem 
wir Partner des Goethe-Instituts und 
der KSB unterstützen wollen, da-
mit sie weiter – angepasst an die Si-
tuation – tätig sein können. Desglei-
chen werden wir mit der Organisati-
on Artists at risk bei deren Vermitt-
lung von Angeboten für Geflüchtete 
kooperieren. Gemeinsam wollen wir 
all das, was deutsche und europäische 
Kulturinstitutionen anbieten – sei-
en es Residenzen, Hospitationen, Jobs 
oder Wohnraum – mit der Nachfra-
ge von ukrainischen Kulturschaffen-
den sinnvoll in Bezug zueinander set-
zen. Es wäre schön, wenn wir das mit 
einem begleitenden Fonds unterstüt-
zen können. Dazu wären aber zusätz-
liche Ressourcen notwendig. Wir un-
terstützen im Moment beispielswei-
se auch PASCH-Schulen, also aus dem 
Netzwerk »Schulen: Partner der Zu-
kunft«, in der Ukraine mit zusätzli-
cher Ausstattung. 

Für die Ukrainerinnen und Ukra-
iner, die planen auszureisen, unter-
wegs sind oder sich in Deutschland 
befinden, hat das Goethe-Institut Uk-
raine – die Kolleginnen und Kolle-
gen arbeiten noch im Homeoffice – 
Sprachkurse auf dem Anfängerniveau 
zum symbolischen Preis von 7 Hryw-
nja, das sind etwa 25 Cent angeboten. 
So können sich die Menschen, die un-
terwegs nach Deutschland oder schon 
hier sind, sprachlich auf ein Ankom-
men vorbereiten – noch bevor unsere 
Strukturen im Land mit Integrations-
kursen greifen. Die 1.700 Plätze wa-
ren innerhalb 48 Stunden vergeben 
und wir planen eine zweite Aktion im 
April. Wir fühlen eine große Verant-
wortung für die ukrainische Kultur-
szene und haben auch Angebote, die 
Ukrainern allgemein helfen können … 
soweit es in unseren Kräften steht. 
Zu guter Letzt: Es ist unsere Aufga-
be, auch über die unmittelbare Situa-
tion hinauszudenken und uns zu fra-
gen, was wir mittelfristig für die uk-
rainische Exil-Community tun kön-
nen. Hier gibt es erste Überlegungen 
und wir hoffen, diese realisieren zu 
können. 

Sie haben es schon erwähnt, das 
Goethe-Institut Ukraine arbeitet 
noch. Zwar ist das Gebäude mit-
samt Programmabteilung und  
Bibliothek geschlossen. Aber die 
Sprachkurse werden weiter online 
aus dem Homeoffice durchgeführt. 
Wieso ist das gerade jetzt wichtig?
Der erste Punkt ist pragmatisch: Wir 
haben ein Semester laufen. Die Leh-
rerinnen und Lehrer sind bereit dazu, 
weiter zu unterrichten. Und die Kurs-
teilnehmenden wollen Deutsch ler-
nen, auch in dieser furchtbaren Situ-
ation. Wie kämen wir dazu, zu sagen: 
»Nein, wir ziehen uns zurück. Jetzt ist 
Krieg, da bieten wir nichts mehr an«? 
Gerade in so einer Zeit haben wir die 
Verantwortung, das zu ermöglichen  – 
insbesondere, wenn jetzt doch sehr 
viele Ukrainerinnen und Ukrainer 
nach Deutschland kommen.

Wir haben 2015 mit Geflüchteten 
aus Syrien die Erfahrung gemacht, 
dass der Zugang zur deutschen Spra-
che enorm wichtig ist, um anzukom-

men. Damals hat es etwas gedauert, 
bis die Systeme in Deutschland grei-
fen, die eigentlich sehr gut vorberei-
tet sind. Zudem haben wir durch Co-
rona einen Sprung in den digitalen 
Sprachkursangeboten gemacht. Dies 
kommt uns dabei jetzt zugute. 

Etwa 15 Mitarbeitende des Goethe-
Instituts sind noch in Kiew.  
Inwieweit besteht weiterhin der 
Kontakt aktuell? Wie ist die 
Situation für sie?
Wir haben zu allen Mitarbeitenden 
Kontakt durch unsere Personalabtei-
lung. Die Situation ist natürlich be-
drohlich, da Kiew immer wieder von 
Angriffen und Raketenangriffen be-
troffen ist. In der vergangenen Woche 
waren zwei Mitarbeitende in Oblast 
Kiew, also in der Nähe von Kiew, im 
Kriegsgebiet. Sie sind zum Glück 
rausgekommen und dann per Zug 
weiter Richtung Deutschland ausge-
reist. Das beschäftigt dann auch alle 
in der Zentrale und den Nachbarlän-
dern stark. Was wir im Moment tun 
können, ist, den Kontakt halten und 
zu informieren, wenn es Möglichkei-
ten der Ausreise gibt, wie sie biswei-
len von internationalen Organisatio-
nen koordiniert wurden. 

Werfen wir noch einen Blick auf 
die Lage in Russland: Das Goethe-
Institut ist im Gegensatz zu ande-
ren Kulturinstitutionen auch  
weiter in Russland präsent. Sie  
haben Standorte in Moskau,  
St. Petersburg und Nowosibirsk  
sowie Sprachassistenten im gan-
zen Land. Was wird Ihnen berich-
tet? Wie ist die Situation für Ihre 
Mitarbeitenden in Russland?
Das Goethe-Institut ist seit fast 30 
Jahren mit drei Instituten und einem 
großen Netzwerk von Sprachlernzen-
tren, Lesesälen, Kulturkontaktstel-
len und Sprachassistenten in Russ-
land präsent. Wir sind sehr gut ver-
netzt – mit der freien Kulturszene, 
mit den jungen Menschen, die sich 
für Deutschland, für Europa interes-
sieren und die freiheitliche und de-
mokratische Werte schätzen, mit der 
Zivilgesellschaft. Russland ist keine 
monolithische Gesellschaft. Es gibt 
auch Widerstand gegen diesen Krieg, 
es gibt Kulturschaffende oder Wis-
senschaftler, die sich sehr eindeu-
tig dagegen geäußert und Mitgefühl 

mit den Ukrainern ausgedrückt ha-
ben und die für diese starke Haltung 
in vielen Fällen mit dem Verlust ihres 
Jobs oder gesellschaftlicher Ächtung 
bezahlen mussten. Viele haben auch 
davor gewarnt, dass sich die russische 
Kultur damit in die Isolation begibt. 
Vor diesem Hintergrund möchten wir 
mit diesen Partnern, solange es geht, 
weiterarbeiten und signalisieren, dass 
wir ihre Positionen unterstützen. Das 
ist natürlich immer eine Gratwan-
derung, eine Abwägung. Wir haben 
alle öffentlichen Veranstaltungen ab-
gesagt und arbeiten nicht mehr mit 
staatlichen Partnern zusammen. Wir 
haben die Teilnahme an Bildungs-
messen abgesagt, ein Jugendtheater-
Festival haben wir statt in staatlichen 
Räumen im Digitalen präsentiert. Wir 
halten den Kontakt zu den Partne-
rinnen und Partnern. Da genügt auch 
mal ein Telefonat. Man muss natür-
lich sehen, dass durch das jüngste Ge-
setz jede Art von »falscher« Aussa-
ge über den Krieg mit bis zu 15 Jahren 
Haft bestraft wird. Das setzt die Ge-
sellschaft extrem unter Druck. 
Zur Situation der Sprachassistenten: 
13 Sprachassistentinnen und -assis-
tenten sind im ganzen Land verteilt. 
Zum Teil arbeiten sie im Rahmen von 
Projekten mit der deutschen Minder-
heit in Sibirien. Wir haben sie Mit-
te März gebeten, auszureisen, insbe-
sondere deshalb, weil wir befürchten, 
dass sich die Ausreisemöglichkei-
ten durch die Sanktionen stark ver-
ringern und sie dann nicht mehr gut 
rauskommen. Aktuell sind elf von den 
13 Sprachassistentinnen und -assis-
tenten ausgereist. Zwei bleiben auf 
eigenen Wunsch dort. Das muss man 
akzeptieren. 

Verspüren Sie aktuell Druck von 
der russischen Regierung auf die 
Goethe-Institute in Russland?
Auf das Goethe-Institut selbst ver-
spüren wir keinen Druck. Aber wir er-
leben natürlich, dass manche unse-
rer Partner im Moment von einer Ko-
operation Abstand nehmen. Andere 
Partner aus der Zivilgesellschaft wie-
derum sagen: »Wir wollen unbedingt 
weiter mit euch zusammenarbeiten«. 
Man merkt schon, dass die Sankti-
onen greifen. Es gibt etwa die Prob-
lematik, dass der Zugang zu Bargeld 
für unsere Mitarbeitenden schwie-
rig ist. Aber politischen Druck auf das 

Goethe-Institut sehen wir im Mo-
ment nicht. Deswegen werden wir, so-
lang wir den Eindruck haben, dass wir 
die demokratischen Kräfte noch un-
terstützen können, versuchen, unsere 
Arbeit umzusetzen.

Zum Abschluss noch ein Blick  
auf die europäische Perspektive: 
Sie sind auch Vizepräsident von 
EUNIC, dem Netzwerk der natio
nalen Kulturinstitute in der EU.  
Ab Juni übernehmen Sie auch das 
Präsidentenamt. Was tut EUNIC 
jetzt gemeinsam für Kulturschaf-
fende in der Ukraine?
Wir haben in der Tat sehr schnell als 
EUNIC eine Resolution verabschiedet, 
die den Krieg verurteilt und Solidari-
tät mit der Ukraine äußert. Dafür ha-
ben wir uns genau die Fragen gestellt, 
die Sie mich im Interview gefragt ha-
ben: Was können wir für die Ukrai-
ne tun? Wie gehen wir jetzt mit Russ-
land um, wie gehen wir weiter voran? 
Dieser Prozess der internen Klärung 
ist noch nicht abgeschlossen. Wichtig 
ist aber das große gemeinsame Kul-
turprojekt: House of Europe, welches 
wir als Konsortialführer gemeinsam 
mit dem British Council, dem Institut 
français, dem tschechischen Kultur-
institut und EUNIC in der Ukraine seit 
zweieinhalb Jahren durchführen. Da-
bei fördern wir sowohl Künstlermobi-
lität als auch den Kreativwirtschafts-
sektor und kulturelle Entwicklungen 
in Mittelstädten – ein umfassendes 
Projekt. Aktuell passen wir auf eu-
ropäischer Ebene das Projekt an und 
sprechen mit der EU darüber, wie wir 
das in Unterstützung für Kultur- und 
Zivilgesellschaftsorganisationen so-
wie Künstlerinnen und Künstler in 
der Ukraine umwidmen können. Bei-
spielsweise laufen Zuwendungen von 
Projekten weiter, wenn sie noch statt-
finden. Sie können sogar in einzel-
nen Städten in humanitäre Hilfe um-
gewidmet werden. Auch Nothilfe-
Stipendien für Künstler werden ge-
währt. Das heißt, wir sind wirklich  
als europäische Kulturinstitutionen 
weiter aktiv.

Vielen Dank.

Johannes Ebert ist Generalsekretär  
des Goethe-Instituts.  
Theresa Brüheim ist Chefin vom  
Dienst von Politik & Kultur
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»Die Zerstörung von Kulturdenkmälern 
trifft uns alle ins Herz«
Hermann Parzinger  
im Gespräch
Die Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
(SPK) erklärte als eine der ersten deut-
schen Kulturinstitutionen, die Zusam-
menarbeit mit staatlichen russischen 
Museen vorerst zu unterbrechen. Der 
Präsident Hermann Parzinger sprach 
unter anderen von einem »kulturellen 
Scherbenhaufen«. Im Gespräch mit 
Hans Jessen erläutert er, worin dieser 
genau besteht und mehr.

Hans Jessen: Herr Parzinger, haben 
Sie als Archäologe, als Altertums-
wissenschaftler, eine besonde-
re Empfindung, wenn jetzt kultu-
relle Orte wie das Shoah-Denkmal 
Babyn Jar in Kiew oder die histo-
rische Bausubstanz ganzer Innen-
städte durch Bomben und Raketen 
zerstört werden? 
Hermann Parzinger: Die Zerstörung 
von Kulturdenkmälern trifft uns alle 
ins Herz. Wir müssen sehr genau hin-
sehen, was da jetzt passiert. Das Leid 
der Menschen ist natürlich das Aller-
schlimmste. Aber auch die Kulturgü-
ter sind wichtig. Sie sind materiali-
sierte Geschichte und prägen das kol-
lektive Gedächtnis und die kulturelle 
Identität der Menschen in der Ukrai-
ne. Insofern ist es eine entscheidende 
Frage, ob das Kollateralschäden eines 
rücksichtslosen militärischen Vor-
gehens sind, oder ob Kulturdenkmä-
ler auch gezielt zerstört werden, um 
die kulturelle Identität der Ukraine zu 
zerstören, die vom russischen Präsi-
denten, zusammen mit der Staatlich-
keit, bewusst infrage gestellt worden 
ist. Fairerweise muss man sagen, dass 
diese Frage jetzt noch nicht genau zu 
beantworten ist. Im Augenblick sieht 
es eher danach aus, dass man ohne 
Rücksicht auf Verluste bombt und Ra-
keten abfeuert – aber das werden wir 
noch sehr genau beobachten müssen.

Sie haben sehr schnell nach  
Beginn des Angriffs erklärt, die 
SPK werde ihre »Projekte und  
Planungen mit Russland zunächst 
einmal auf Eis legen«. War das 
eine spontane Reaktion oder abge-
sprochen – wenn ja, mit wem?
Das entspricht der Haltung der Bun-
desregierung und war auch mit der 
BKM abgesprochen. Hier wurde ein 
freies, demokratisches, unabhängi-
ges Land angegriffen. Das ist seit 1945 
in dieser Form nicht mehr geschehen. 
Man kann dann nicht einfach zur Ta-
gesordnung übergehen. Dort, wo Kon-
takte bestehen zu staatlichen Stellen, 
müssen die jetzt auf Eis gelegt wer-
den. Wir haben aber nie gesagt, dass 
wir Kontakte »abbrechen«, nur dass 
wir sie auf Eis legen, wie fast alle Kul-
tur- und Wissenschaftseinrichtun-
gen, das halte ich für wichtig und 
richtig. Wir zeigen dadurch Solidari-
tät mit den Menschen in der Ukrai-
ne und setzen ein Zeichen gegen die-
sen verbrecherischen Angriffskrieg, 
aber das bedeutet nicht, dass wir alle 
Brücken nach Russland abbrechen. 
Ich sehe dabei zwei Ebenen: Einer-
seits die zwischen staatlichen Institu-
tionen, da gibt es erst mal ein Stopp, 
und andererseits die persönliche Ebe-
ne. Meine Kollegen und ich telefonie-
ren immer wieder, schreiben E-Mails, 
nicht nur in die Ukraine, sondern 
auch nach Russland, um dort nicht 
das Gefühl zu vermitteln, wir würden 
mit den Menschen in Russland nichts 
mehr zu tun haben wollen. Wir wis-
sen sehr wohl, dass in Russland Tau-
sende verhaftet werden, weil sie sich 
demokratisch äußern und den Ukra-

inern indirekt beistehen wollen. Sie 
verurteilen diesen Krieg ebenso wie 
wir. Innerhalb einer Woche haben 
über 8.000 russische Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftler na-
mentlich einen Protestbrief gegen 
den Krieg unterzeichnet. Da zeichnet 
sich schon eine gewisse Spaltung in 
der russischen Gesellschaft ab. Es gibt 
viele Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler, die überlegen, das Land 
zu verlassen. Auch für die müssen wir 
da sein. 

Wie reagieren die russischen Part-
ner auf Ihrer Gesprächsebene – 
also Museumdirektoren und Kul-
turverwaltung – auf das Einfrie-
ren? Gibt es Gegenreaktionen? 
Nein, Gegenreaktionen gibt es nicht. 
Man hat Verständnis. Ich bin un-
ter anderem Mitglied im »Internati-

onal Advisory Board« der Eremita-
ge in St.  Petersburg. Da sind die gro-
ßen Museen vom Metropolitan Muse-
um of Art über den Louvre bis zu den 
Vatikanischen Museen vertreten. Ein 
weltweiter Kreis hochkarätiger Mu-
seumsleute. Auch die Tätigkeit die-
ses Boards ist jetzt erst einmal aus-
gesetzt. In der Leitung der Eremita-
ge hat man dafür Verständnis gezeigt, 
auch wenn man das natürlich bedau-
ert. Wir sind uns alle darin einig, die 
freundschaftlichen persönlichen Ver-
bindungen aufrechterhalten zu wol-
len. Wir wissen nicht, wie die Zukunft 
aussieht – aber wenn man wieder da-
ran anknüpfen kann, werden Kunst 
und Kultur die ersten Bereiche sein, 
wo wir wieder Brücken bauen werden.

Welches sind die »zunächst auf  
Eis gelegten« Russland-Projekte 
der SPK?
Wir arbeiten seit einigen Jahren ge-
meinsam mit dem Staatlichen Histo-
rischen Museum in Moskau an einer 
großen Ausstellung zur griechischen 
Vasenmalerei. Da geht es um Bestän-
de, die 1945 von Berlin nach Moskau 
verbracht worden waren – ein Teil ist 
aber auch hier in der Antikensamm-

lung. Diese getrennten Teile in einer 
gemeinsamen Ausstellung zusam-
menzuführen, daran arbeiten die Kol-
leginnen und Kollegen seit Jahren. Es 
wäre jetzt so weit gewesen, einen Ver-
trag mit dem Kulturministerium zu 
unterschreiben – das wird man jetzt 
nicht machen können, wenngleich 
die wissenschaftliche Arbeit daran 
hier und in Moskau sicher weitergeht. 

Ein zweites Projekt: Seit vielen 
Jahren arbeiten wir mit dem Pusch-
kin-Museum in Moskau an der Aufar-
beitung der Sammlungsbestände des 
Florentiner Bildhauers Donatello, die 
ursprünglich in Berlin waren. Auch 
davon ist ein Teil 1945 nach Moskau 
gekommen, ein anderer Teil befindet 
sich hier. Die Bestände in Moskau ha-
ben Brandspuren und Beschädigun-
gen – es geht darum, gemeinsam zu 
entscheiden, was wie restauriert wird. 

Eine wunderbare Kooperation schon 
seit einigen Jahren mit dem Ziel, eine 
große Donatello-Ausstellung in Mos-
kau zu realisieren. 

Es wäre nun eigentlich ein nächs-
ter, logischer Schritt gewesen, die 
lange, vertrauensvolle und auch 
freundschaftliche Zusammenarbeit 
in eine Ausstellung russischer »Beu-
tekunst« in Berlin münden zu lassen – 
die Schliemann-Sammlung etwa, für 
einige Woche vielleicht einmal, trotz 
der unterschiedlichen Rechtpositio-
nen beider Länder. Dieser Krieg hat 
solche Träume erst einmal beendet. 

Was bedeutet die aktuelle Situa-
tion für den »Deutsch-Russischen 
Museumsdialog«, dessen Sprecher 
Sie sind? 2004 gegründet, arbei-
ten 80 deutsche Museen und eine 
Vielzahl russischer Einrichtun-
gen an gemeinsamen Austellungs
projekten, mit einem besonderen 
Fokus auf Kulturgüter, die sich seit 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs 
in Russland befinden. Ist dieser  
Dialog jetzt auch eingefroren?
Soweit ich von den anderen Museen 
und Einrichtungen des Deutsch-Rus-
sischen Museumsdialogs weiß, haben 

sie wie wir ebenfalls ihre Aktivitäten 
vorläufig eingestellt. Aber gleichzeitig 
bemüht man sich überall, die persön-
lichen Kontakte mit den Kolleginnen 
und Kollegen in Russland irgendwie 
aufrechtzuerhalten. Auch die Arbeit 
geht natürlich weiter. Wir machen ja 
nicht nur Ausstellungen, sondern er-
forschen und publizieren unsere Er-
gebnisse zu russischen und deut-
schen Kulturgutverlusten. So berei-
ten wir noch den einen oder anderen 
Band einer von der Kulturstiftung der 
Länder und der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz gemeinsam herausge-
gebenen Reihe »Studien zu kriegs-
bedingt verlagerten Kulturgütern« 
zur Publikation vor. Das läuft weiter. 
Überhaupt ist der Dialog ein schö-
nes Beispiel dafür, wie man auch ein 
für beide Seiten so schmerzliches Ka-
pitel wie Kulturgutverluste zu etwas 

Verbindendem machen kann. Heu-
te klingt es etwas utopisch, aber war-
um sollten wir nicht einen gemeinsa-
men Dialog zwischen deutschen, rus-
sischen und ukrainischen Museen 
auf den Weg bringen können. Vieles 
ist vorstellbar und den Museen wird 
es an Ideen nicht mangeln, doch erst 
muss dieser mörderische Krieg been-
det werden.

Was können SPK-Institutionen, 
tun, um ukrainischer Kultur und 
Geschichte, deren eigenständige 
Existenz von Putin bestritten wird, 
sichtbar zu machen? 
Zunächst ist wichtig, dass man über 
diesen Kulturraum und seine Ge-
schichte aufklärt und mehr Wissen 
vermittelt. Unsere kunst- und kul-
turgeschichtlichen Sammlungen ha-
ben das Potenzial dazu. Wir planen 
Ausstellungen: Das Museum Euro-
päischer Kulturen z. B. hat gleich re-
agiert und zeigt Objekte aus der Ukra-
ine. Wir wollen aber weitergehen und 
diesen Kulturraum in seiner kulturge-
schichtlichen Entwicklung den Men-
schen hier erklären. Vielen ist dieser 
Bereich doch ziemlich fremd – man 
war zwar vielleicht einmal in Moskau 

oder St. Petersburg, aber die Komple-
xität zwischen Ukraine, Weißrussland, 
westlichem Russland – dass Weißrus-
sisch und Ukrainisch eigene Sprachen 
sind, die dort auch von den meisten 
gesprochen werden, selbst wenn für 
sie alle Russisch eine Art zweite Mut-
tersprache ist – diese Komplexität 
muss man erklären. 

Es ist eine zentrale Aufgabe von 
Archäologen, Historikern, Kunsthis-
torikern, dem Missbrauch histori-
scher Quellen durch die Politik ent-
gegenzuwirken. Putin behauptet, die 
Kiewer Rus des 10. und 11. Jahrhun-
derts sei der Ursprung des russischen 
Staates. Natürlich hat der russische 
Staat dort Wurzeln, aber ebenso der 
ukrainische. Geschichte ist komplex. 
Wir müssen gegen Vereinnahmun-
gen, Vereinfachungen und deren po-
litischen Missbrauch vorgehen. Das 
kann man durch Ausstellungen ma-
chen, wir überlegen auch, eine Ring-
vorlesung zu organisieren und da-
bei die verschiedenen Aspekte dieses 
Kulturraumes zu betrachten, um ihn 
als Ganzes zu verstehen.

Gibt es neben der inhaltlichen 
Thematisierung konkrete Unter-
stützung für ukrainische oder auch 
russische Künstler und Wissen-
schaftler, von denen, Sie haben es 
angesprochen, auch Tausende ge-
gen den Krieg protestieren? 
Die Kolleginnen und Kollegen in un-
seren Staatlichen Museen und in der 
Staatsbibliothek haben aufgrund ih-
rer Bestände ja enge Kontakte. Vie-
le Stiftungen – die Ernst von Siemens 
Kunststiftung, die Alexander von 
Humboldt-Stiftung, die Gerda Hen-
kel Stiftung und andere – haben heu-
te alle Programme, um Künstlerinnen, 
Kuratoren, Wissenschaftlerinnen 
aus der Ukraine und auch aus Russ-
land und Belarus, die ihr Land verlas-
sen wollen, aufzunehmen und zu un-
terstützen. 

Für sie alle sind wir offen. Ich ver-
suche gerade, eine ehemalige Hum-
boldt-Stipendiatin von mir, die noch 
in Kiew ist, hierherzuholen. Wir ver-
suchen, unsere Kolleginnen zu integ-
rieren, damit sie hier weiter arbeiten 
können und nicht in ein Loch fallen. 
Daneben geht es auch um ganz prak-
tische Unterstützung vor Ort: z. B. um 
Verpackungsmaterial. Die Museen in 
der Ukraine versuchen, ihre Dinge in 
Sicherheit zu bringen. Das kann im 
Grunde nur bedeuten, Objekte in die 
Keller zu schaffen – lange Transpor-
te über Land sind viel zu gefährlich, 
deswegen bittet man uns um Verpa-
ckungsmaterial, um Kisten, die sich 
gut stapeln lassen. Das klingt erst 
mal banal, ist aber wichtig, um Kul-
turgüter schnell in Sicherheit brin-
gen zu können. Eine weitere theoreti-
sche Möglichkeit wäre, falls der ukra-
inische Staat darum bittet, Kunstwer-
ke zeitweilig zu evakuieren und außer 
Landes aufzubewahren. Auch dazu 
wären wir grundsätzlich bereit, aber 
das ist natürlich ungleich schwieriger, 
juristisch wie logistisch. An diesem 
Punkt sind wir noch nicht. 

Schließlich geht es auch um Spei-
cherkapazität: Vieles wird digital auf-
bewahrt, und man bittet uns bereits, 
Daten in Speichersysteme zu über-
führen und dort zu sichern.

Vielen Dank.

Hermann Parzinger ist Präsident  
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz. 
Hans Jessen ist freier Publizist und 
ehemaliger ARD-Hauptstadtkorres-
pondent
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»Der Krieg hat unsere 30-jährige Zusammen- 
arbeit schlagartig unterbrochen«
Jörg Morré vom Deutsch-Russischen Museum im Gespräch

Das Deutsch-Russische Museum in Ber-
lin-Karlshorst erinnert mit seiner Dau-
erausstellung an den Vernichtungskrieg 
gegen die Sowjetunion. Dabei gehören 
zum Trägerverein unter anderen Mu-
seen in Moskau, Minsk und Kiew. Der 
Direktor Jörg Morré gibt im Gespräch 
mit Theresa Brüheim einen Einblick 
in die Arbeit des Museums sowie de-
ren Rolle und Bedeutung im aktuellen 
Ukraine-Krieg. 

Theresa Brüheim: Das Deutsch-
Russische Museum Berlin-Karls-
horst hat sich klar gegen den Krieg 
in der Ukraine positioniert – unter 
anderem wurde der Schriftzug 
»Deutsch-Russisches« überklebt 
und die ukrainische Fahne  
weht vor dem Museum. Welche 
Auswirkungen hat der Krieg in der 
Ukraine auf Ihre Arbeit?
Jörg Morré: Der Krieg hat unsere rund 
30-jährige gute, freundschaftliche 
und enge Zusammenarbeit schlag-
artig unterbrochen. Bereits nach der 
Krim-Annexion 2014 war es schwie-
rig, unseren ukrainischen Partner, das 
Weltkriegsmuseum in Kiew, dabei zu 
behalten. Aber auch wenn der Kie-

wer Kollege nicht mehr mit den russi-
schen Vertretern an einem Tisch sit-
zen mochte, so konnten wir doch ei-
nen Modus Vivendi finden. Ausstel-
lungsprojekte machte mein Museum 
nun bilateral, d. h. wir Karlshorster 
mit den ukrainischen oder den russi-
schen und ebenso extra mit den bela-
russischen Partnermusseen. Darüber 
konnten alle miteinander in Kontakt 
bleiben. Karlshorst, mitunter ich auch 
persönlich, war der Mittler. Nach dem 
russischen Überfall auf die Ukraine, 
und das zum Teil von belarussischem 
Boden aus, ist diese Form der Zusam-
menarbeit zusammengebrochen.

Neben dem Deutschen Histori-
schen Museum ist auch das Zen
tralmuseum der russischen  
Streitkräfte in Moskau ein Haupt-
träger. Was bedeutet dies  
aktuell für das Museum und  
Ihre Arbeit?
So ganz genau kann ich Ihnen das in 
diesen Tagen gar nicht sagen. Lei-
der sind die inneren Verhältnisse in 
der Russischen Föderation nicht so, 
dass ich da mal einfach den Moskau-
er Kollegen antelefonieren kann und 

wir ausführlich alle Aspekte erörtern. 
Genau das war immer unsere Basis. 
Aber das war früher, Auge in Auge im 
persönlichen Gespräch. Und das war 
immer auch ein Stück unbeobach-
tet, was einem ehrlichen Gedanken-
austausch sehr zugute kam. An dieser 
Stelle muss ich hinzufügen, dass die 
Coronapandemie bereits eine zwei-
jährige Zwangspause geschaffen hat. 
Ich kann mir jetzt also nur all mei-
ne guten Erfahrungen mit dem Streit-
kräftemuseum in Erinnerung rufen. 
Und deswegen bin ich zuversichtlich, 
dass da noch eine gemeinsame Ba-
sis ist. Sehen Sie das mal aus beiden 
Perspektiven: Das Karlshorster Muse-
um ist der historische Ort der Kapitu-
lation der Wehrmacht am 8. Mai 1945. 
Das ist ein eminent wichtiger Erinne-
rungsort für alle unsere osteuropäi-
schen Partner. Das Museum hat zu-
dem in seiner Dauerausstellung den 
deutschen Vernichtungskrieg gegen 
die Sowjetunion zum Thema, ein sehr 
wichtiger Aspekt in der deutschen Er-
innerungskultur. Diese Ausstellung 
haben wir zusammen mit unseren 
Partnern, den Feinden von damals, 
erarbeitet. Anfang der 1990er Jah-

re, als sich uns Deutschen diese Mög-
lichkeit bot, waren wir froh und dank-
bar für diese Bereitschaft zur Zusam-
menarbeit. So etwas wirft man nicht 
so schnell weg. Nachdem uns damals 
das Deutsche Historische Museum an 
den Start gebracht hatte, sind wir in-
zwischen ein eigenständiges Museum 
in der Rechtsform eines eingetrage-
nen Vereins mit institutionellen Mit-
gliedern. Wir sind klein, unabhängig, 
einigermaßen erfahren und werden 
in der Lage sein, uns an die neuen He-
rausforderungen anzupassen.

Hinter dem Museum stehen die 
vier Nationen: Russland, Bela-
rus, Ukraine und Deutschland. Wie 
wird Ihre Museumsarbeit künftig 
aussehen? Ist diese Zusammen
arbeit in Zukunft noch vorstellbar?
Vorstellbar ist alles. Zumindest hal-
te ich derzeit an dieser Möglichkeit 
fest. Aber sicherlich kann der Krieg 
zukünftig nicht einfach vergessen 
werden. Er ist real, er fordert, das ist 
schon jetzt absehbar, viele Opfer und 
schlägt tiefe Wunden, die lange nicht 
werden heilen können. Auf der an-
deren Seite ist insbesondere der uk-

rainische Präsident so klug, dass er 
die engen verwandtschaftlichen und 
freundschaftlichen Bindungen zwi-
schen Ukrainern und Russen nicht 
verschweigt. Es ist vollkommen rich-
tig zu sagen: »Es ist Putins Krieg«. Es 
gibt in beiden Ländern so viele Men-
schen, die diesen Krieg ganz offen-
bar nicht wollen. Sie werden ihn nicht 
ungeschehen machen können. Aber 
ich glaube an die Wirkung histori-
scher Aufarbeitung, durch die eine 
Bewältigung schlimmer Ereignisse 
gelingen kann. Das Karlshorster Mu-
seum hat das schon einmal geschafft. 
Wir werden uns ändern müssen, ohne 
dass ich Ihnen jetzt sagen kann, wie 
das aussehen wird. Geben Sie uns ein 
wenig Zeit. Und dann werden wir aus 
der hier in Karlshorst gewachsenen 
Zusammenarbeit etwas neues Völker-
verbindendes entstehen lassen.

Vielen Dank.

Jörg Morré ist Direktor des  
Deutsch-Russischen Museums  
Berlin-Karlshorst.  
Theresa Brüheim ist Chefin  
vom Dienst von Politik & Kultur

Rettungsanker für Kulturszene und Kulturgüter
Kunst- und Kulturerhalt in der Ukraine

BEATE REIFENSCHEID-
RONNISCH

S eit mehr als 20 Tagen tobt Krieg 
in der Ukraine, ausgelöst durch 
den Angriff von russischer Seite. 

Jegliche diplomatischen Bemühungen, 
den Frieden zu sichern oder ein Ende 
der Kriegshandlungen herbeizuführen, 
sind bislang ergebnislos gescheitert. 
Während die Politik eine europäische 
Allianz der Stärke sucht und weitrei-
chende Sanktionen gegen Russland ein-
geleitet hat, findet auf internationaler 
Ebene eine zunehmend breit angelegte 
Vernetzung von Hilfsmaßnahmen statt, 
die, über die dringend notwendigen hu-
manitären Hilfen hinaus, sich auch um 
Kunst- und Kulturerhalt in der Ukrai-
ne bemühen. Wenngleich vielerorts die 
Lage unübersichtlich ist und nur unzu-
reichende Meldungen über Rettungs-
maßnahmen von Kunst- und Kulturgü-
tern innerhalb der Ukraine von außen 
nachverfolgt werden können, wissen wir 
dennoch über unsere ICOM National-
komitees sowie durch einige internati-
onale Komitees, wo Zerstörungen be-
reits stattgefunden haben und welche 
speziellen Hilfsmaßnahmen gefordert 
werden. Auf ukrainischer Seite wurden – 
solange dies während der Angriffe mög-
lich war – verschiedene, teils provisori-
sche Schutzmaßnahmen ergriffen: Be-
wegliche Kulturgüter wurden in Keller 
oder auch in außerhalb der Städte lie-
gende Depots verbracht, Kirchenfens-
ter teils durch Gitter und Holzwände 
abgeschirmt, wertvolle Skulpturen im 
Außenraum eingewickelt und Museen 
sowie kulturelle Monumente mit dem 
Emblem der Haager Konvention zum 
Schutz von Kulturgut in bewaffneten 
Konflikten gekennzeichnet. 

ICOM Deutschland steht seit Beginn 
des Krieges in Verbindung mit ICOM 
Ukraine sowie einigen ICOM National-
komitees aus den angrenzenden Staa-
ten. Bereits vor der aktuellen Kriegs-
situation in der Ukraine hatten uns im 
vergangenen Jahr Hilferufe von Kolle-

ginnen und Kollegen aus Belarus er-
reicht, die unter massiven Repressio-
nen und einer breiten politisch insze-
nierten Entlassungswelle litten. Schon 
damals mussten viele Künstlerinnen 
und Künstler, aber auch Museumsmit-
arbeitende fliehen. Noch vor Kurzem 
erreichte uns nicht nur ein Schreiben 
des Direktors der Eremitage in Sankt 
Petersburg, der um den wirtschaftli-
chen Erhalt seines Weltmuseums bangt, 
weil die Sanktionen auch die russische 
Kultur bannen, sondern auch von ICOM 
Russia, das sich explizit gegen den 
Krieg Russlands gegen die Ukraine aus-
sprach. Auch dies ein Notschrei aus ei-
nem betroffenen Land. ICOM Deutsch-
land wie auch International haben sich 
für den Fortbestand des dialogischen 
Miteinanders eingesetzt. In den vergan-
genen Tagen hat sich der Druck auf rus-
sische Kulturtreibende massiv erhöht, 
vielfach werden sie mit Auftrittsverbot 
belegt. Es wird eine Herausforderung 
bleiben, das Miteinander neu zu defi-
nieren, vertrauensvoll miteinander zu 
arbeiten und Perspektiven für die rus-
sische und ukrainische Seite zu eröff-
nen. Dies ist nicht nur eine Frage des 
bilateral angespannten Verhältnisses, 
sondern eine neue Dimension für den 
gesamten europäischen Kulturraum.

Die Lage hat sich durch die massi-
ve Bombardierung ukrainischer Städ-
te erneut zugespitzt. Vor dem Hinter-
grund, dass vor Ort kaum aktiv gehol-
fen werden kann, gilt es jetzt für alle 
Kulturverbände, Künstlerinnen und 
Künstler sowie Privatinitiativen, die 
Kräfte zu bündeln, um Hilfe bzw. Un-
terstützungsangebote an die jeweils Be-
troffenen richten zu können. Diverse 
Netzwerke, auch über private Kontakte, 
funktionieren für viele der betroffenen 
Künstlerinnen und Künstler relativ gut, 
zumal viele sich aktuell auf eine siche-
re Flucht aus der Ukraine fokussieren, 
um in einem der angrenzenden Staa-
ten aufgefangen zu werden. Der Deut-
sche Kunstrat, der Deutsche Bühnen-
verein, das Deutsche Zentrum für Kul-

turgutverluste und viele andere bringen 
derzeit ihre eigenen, bereits bestehen-
den Strukturen ein, um konkrete Hilfs-
maßnahmen anbieten zu können. Ne-
ben dem hohen sozialen Engagement 
innerhalb Europas werden hier wich-
tige Strukturen der Vernetzung für die 
Kultur geschaffen, die bislang beispiel-
los sind.  

ICOM Deutschland richtet im Auf-
trag der BKM derzeit eine Informations- 
und Koordinierungsstelle für Kultur-
gut in der Ukraine unter bit.ly/3D493rO 
ein. Hier sollen alle Informationen ge-

bündelt und Kontakte mit- und unter-
einander hergestellt werden, um effek-
tiv und rasch Unterstützungen zu er-
möglichen, vor allem aber Kulturgü-
ter ggf. in Sicherheit zu bringen und zu 
schützen. Eine zuvor angelaufene Maß-
nahme ist die Vernetzung von ICOM 
Deutschland mit den Nationalkomi-
tees in der Schweiz, Polen und Tsche-
chien, um dringend benötigtes Verpa-
ckungsmaterial vor Ort zu bringen. Ge-
rade über Polen werden noch informel-
le Wege genutzt. Ein wichtiger Aspekt, 
um vor Plünderungen und illegalem 

Handel zu schützen, ist die digitale Er-
fassung der Kunst- und Kulturbestände 
in der Ukraine. Eine internationale In-
itiative unterstützt ukrainische Muse-
en und Kulturerbeeinrichtungen bei der 
Sicherung der Daten und Erstellung di-
gitaler Twins bedrohter Artefakte: Sa-
ving Ukrainian Cultural Heritage On-
line unter sucho.org. Alle Maßnahmen 
leisten ein solidarisches Bekenntnis zur 
ukrainischen Kultur inmitten Europas.

Beate Reifenscheid-Ronnisch ist Präsi-
dentin von ICOM Deutschland
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Science Diplomacy nach 
der Zeitenwende 
DAAD friert Kooperationen mit Russland bis auf Weiteres ein

JOYBRATO MUKHERJEE

A m Morgen des 24. Februars en-
dete in Deutschland und ganz 
Europa endgültig die Nach-

kriegsordnung, in der völkerrechtswid-
rige Angriffe auf souveräne Nachbarlän-
der ausgeschlossen waren. Bundeskanz-
ler Olaf Scholz prägte zu Recht den Be-
griff der »Zeitenwende« für das, was wir 
derzeit erleben. Dies ist der Ernstfall 
für die europäische und transatlanti-
sche Außen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik, den wir uns noch vor Kur-
zem nicht vorstellen konnten. Mit ihm 
geht auch die Frage einher, welche Kon-
sequenzen sich für den akademischen 
Austausch und die wissenschaftliche 
Kooperation, also für die »Science Dip
lomacy« mit Blick auf die Ukraine, aber 
auch auf Russland als Aggressorstaat 
ergeben. Die deutschen Wissenschafts-
organisationen haben nach dem 24. Fe-
bruar schnell reagiert und ihre Solidari-
tät mit der Ukraine sowie ein Einfrieren 
des wissenschaftlichen Austauschs mit 
Russland verkündet. Als DAAD halten 
wir in dieser schwierigen Situation alle 
Kooperationen mit ukrainischen Part-
nern aufrecht, auch alle Fördermöglich-
keiten in Deutschland. Gemeinsam mit 
unseren Mitgliedshochschulen sind wir 
zudem dabei, Kooperationen in den di-
gitalen Raum zu verlegen, um sie trotz 
des Krieges möglichst lange beizube-
halten.

Auch die deutschen Hochschulen 
sind umgehend mit eigenen Hilfspro-
grammen aktiv geworden. Dieses lo-
benswerte Engagement wird aber mit 
Blick auf die erwartbare Zahl an Men-
schen, die aus der Ukraine zu uns kom-
men werden, nicht ausreichen können. 
Aktuelle Schätzungen gehen von bis zu 
100.000 Studierenden, Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern aus, die 
zu uns kommen werden. Entsprechend 
hat der DAAD frühzeitig ein großes Un-
terstützungsprogramm für die deut-

schen Hochschulen angemahnt. Es soll-
te mehrere Säulen umfassen, die sich 
bereits in anderen Konflikten bewährt 
haben:

	҄ Stipendien für ukrainische Studie-
rende, Promovierende und Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftler 
sowie die unbürokratische Verlän-
gerung der Förderung für diejeni-
gen, die bereits bei uns sind;

	҄ Unterstützung der deutschen Hoch-
schulen bei der Betreuung und Be-
gleitung der Ukrainerinnen und Uk-
rainer während der Förderung und 
darüber hinaus;

	҄ Unterstützung der deutschen Hoch-
schulen bei der fachlichen und 
sprachlichen Weiterqualifikation 
von akademischen Fachkräften mit 
Blick auf den deutschen Arbeits-
markt;

	҄ Unterstützung der deutschen Hoch-
schulen bei der Entwicklung und 
Bereitstellung von digitalen Ange-
boten für ihre ukrainischen Part-
nerhochschulen, solange diese ih-
ren Betrieb aufrechterhalten kön-
nen;

	҄ Leadership-Programme für zukünf-
tige Führungskräfte, die nach ei-
ner späteren Stabilisierung der Lage 
Leitungsfunktionen in der Ukraine 
übernehmen werden.

Für ein solches Programm wären im 
Vollausbau 80 Millionen Euro jährlich 
notwendig. Es würde die Hochschulen 
dazu befähigen, umfassend und zeitnah 
eine Perspektive für Studierende und 
Forschende aus der Ukraine zu entwi-
ckeln. Mit Blick auf Russland ergeben 
sich für die Außenwissenschaftspolitik 
nach dieser Zeitenwende zwei Leitprin-
zipien, an denen sich deutsche Wissen-
schaftsorganisationen und Hochschu-
len orientieren müssen, wenn sie dies 
nicht bereits tun: Alle Maßnahmen zu 
Russland müssen zum Sanktionsregime 

der Bundesregierung und der Europäi-
schen Union passen. Gleichzeitig müs-
sen auf individueller Ebene Gesprächs-
kanäle dort, wo vertretbar, offengehal-
ten werden. Der DAAD hat daher sei-
ne Kooperationen mit Russland bis 
auf Weiteres eingefroren. Fördergel-
der können nicht mehr nach Russland 
fließen. Daher sind alle Stipendien nach 
Russland abgesagt und aktuelle sowie 
zukünftige Auswahlen ausgesetzt wor-
den. Unsere Mitgliedshochschulen sind 
ebenfalls aufgefordert, Projekte mit 
DAAD-Förderung in Russland auszu-
setzen. Gleichzeitig halten wir die Mo-
bilität von Russland nach Deutschland 
ganz bewusst offen. Als »letzte Brücke« 
bietet sie russischen Studierenden und 
Forschenden, die sich mit oftmals gro-
ßem persönlichem Risiko gegen den 
Krieg aussprechen, einen Weg an deut-
sche Hochschulen. 

Gemeinsam mit der Hochschulrek-
torenkonferenz haben wir zudem Welt-
offenheit und Toleranz an den deut-
schen Hochschulen auch in diesen 
schwierigen Zeiten angemahnt und 
jede Form der Diskriminierung gegen 
russische Studierende und Forschende, 
die bei uns sind, verurteilt. Auch wenn 
derzeit die Nothilfe zu Recht im Mit-
telpunkt steht, sollten wir bereits jetzt 
über sie hinausdenken. Für die Ukraine 
sind verschiedene Szenarien denkbar 

– vom vollständigen Verlust der Staat-
lichkeit und eigenständiger Hochschu-
len über einen lang andauernden (Par-
tisanen-)Krieg bis hin zu einem Waf-
fenstillstand und einem rasch einset-
zenden Wiederaufbauprogramm; auf 
Letzteres hoffen wir derzeit alle. Der 
DAAD wird zeitnah »Science-Diplom-
acy«-Strategien für solche Szenarien 
und ihre Auswirkungen auf die wissen-
schaftliche Zusammenarbeit erarbeiten.

Joybrato Mukherjee ist Präsident des 
Deutschen Akademischen Austausch-
dienstes (DAAD)

Kiew als Kultur- 
und Friedenshaupt- 
stadt Europas
Drei Fragen zur Petition

Kristina Marion Jacobsen und Son-
ja Anne Lang haben gemeinsam eine 
Petition auf change.org gestartet, die 
sich an den Europäischen Rat richtet: 
Als Zeichen der Solidarität soll die-
ser die Hauptstadt der Ukraine, Kiew, 
zur »European Capital of Culture and 
Peace 2022« ernennen. Politik & Kul-
tur fragt nach.

Welche Idee steht hinter der  
Petition? 
Der Aufruf wird getragen durch die 
Unterzeichnenden und richtet sich 
an den Europäischen Rat, der mit 
der symbolischen Verleihung des 
Titels der »European Capital of Cul-
ture and Peace 2022« ein klares Zei-
chen für transkulturellen Dialog 
und Frieden setzen kann. Wir ver-
stehen den russischen Angriffskrieg 
auf die Ukraine als Angriff auf Frei-
heit und Demokratie und auch als 
Angriff auf Kunst und Kultur. Un-
zählige Kultureinrichtungen und 
Kulturschaffende in Europa zeigen 
Haltung und engagieren sich auf 
verschiedene Weise. So verkörpert 
auch diese Initiative eine Stimme 
von vielen aus dem Kulturbereich, 
um sich für den Schutz der Ukraine 
und ihrer Kultur einzusetzen.

Was erhoffen Sie sich von der  
mit der Petition verbundenen 
Forderung? Was soll diese  
bewirken?
Die Initiative Kulturhauptstadt ist 
das bekannteste und erfolgreichs-
te Instrument der EU-Kulturpolitik 
und hat eine weltweite Strahlkraft. 
Seit der Gründung der Initiative im 
Jahr 1985 stehen EU-Kulturhaupt-
städte für einen friedlichen Dialog 
der Kulturen in Europa. Dieses In
strument könnte nun als Friedens-
botschaft eingesetzt werden. Wir 
plädieren daher dafür, diese Ernen-
nung schnellstmöglich, außerplan-
mäßig und unabhängig vom regu-
lären Prozedere der Titelverleihung 
zur »Europäischen Kulturhaupt-

stadt« vorzunehmen. Besonders, 
seit die Präsidentin der Europäi-
schen Kommission, Ursula von der 
Leyen, die Zugehörigkeit der Ukrai-
ne zur europäischen Familie betont 
hat, kann mit der symbolischen Ver-
leihung des Titels der »European 
Capital of Culture and Peace 2022« 
ein klares Zeichen der EU gesetzt 
werden, sich für Frieden, Unabhän-
gigkeit und die volle Souveränität 
der Ukraine und ihrer Kultur einzu-
setzen. 

Die Ernennung Kiews zur  
»European Capital of Culture  
and Peace 2022« wäre ein Zeichen 
für den kulturellen Brückenbau 
in Kriegszeiten. Wie sollte  
dieser weiter aussehen? Was  
fordern Sie?
Hinter der Idee steckt zunächst die 
Hoffnung, dass die EU mit der Ver-
leihung dieses Titels eine Symbol-
kraft für die Herstellung von Frie-
den entfaltet. Weitere politische 
Forderungen außer den im Aufruf 
benannten sind mit dieser Initia-
tive nicht verbunden. Neben wirt-
schaftlichen Sanktionen können 
auch kulturpolitische Signale für 
den Frieden gesetzt werden. Eine 
symbolische Titelverleihung würde 
ein deutliches Zeichen der Verbun-
denheit ausdrücken. So haben un-
ter den mehr als 1500 Unterzeich-
nenden auch Kulturschaffende aus 
der Ukraine diesen Aufruf unter-
stützt. Darüber hinaus ist es natür-
lich wünschenswert, dass die EU-
Kulturpolitik sich in jeder Hinsicht 
mit ihren ihr zur Verfügung stehen-
den Mitteln für die kulturelle Ver-
ständigung und Unterstützung der 
Kulturschaffenden der Ukraine ein-
setzt, den Dialog fördert und zur 
Schaffung von Frieden in Europa 
beiträgt.

Sonja Anne Lang und Kristina Marion 
Jacobsen sind Kulturwissenschaft
lerinnen in Berlin
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Myroniwskyj, 2016. Leichnam eines Jugendlichen, der von einer Granate getötet wurde

ZU DEN BILDERN

Von 2013 bis 2021 bereiste der Foto-
graf Florian Bachmeier intensiv die 
Ukraine, fotografierte in den Städten, 
auf den Dörfern und an der Front.  
»IN LIMBO« zeigt die dabei entstan-
denen Farbfotografien: Die Bilder 
beschreiben die Lebenswelten und 
Landschaften dieser Region. 

Den Aufnahmen gelingt es, die 
historischen und gesellschaftlichen 
Prozesse bis in die Gegenwart sicht-
bar zu machen. Bachmeiers Porträts 
zeichnen dabei auch die psycholo-
gischen und sozialen Auswirkungen 
von politischen Konflikten, militäri-
scher Gewalt und vielfacher Umbrü-
che auf die Menschen nach. 

Der Titel »IN LIMBO« bezieht sich 
auf den in der katholischen Theolo-
gie entsprechend bezeichneten äu-
ßersten Höllenkreis, in welchem sich 
diejenigen Seelen aufhalten, die ohne 
eigenes Verschulden aus dem Para-
dies ausgeschlossen worden sind. 

Aktuell lädt die Galerie Buch-
kunst Berlin mit Unterstützung des 
Volksbundes Deutsche Kriegsgräber-
fürsorge zur virtuellen Ausstellung 

»IN LIMBO Ukraine 2013–2021« mit 
Fotografien von Florian Bachmeier 
ein. Die Ausstellung wird von Ana 
Druga und Thomas Gust kuratiert 
und ist vom 6. Februar bis zum 31. Mai 
2022 online unter buchkunst-berlin.
de und gedenkportal.volksbund.de  
zu sehen. Die umfangreiche Ausstel-
lung beginnt mit Motiven von den 
Auseinandersetzungen und Protes-
ten des Euromaidan im Januar 2014. 
Sie bilden den Auftakt der langjäh-
rigen Dokumentation des Fotogra-
fen. Einen Eindruck der Ausstellung 
bekommen Sie bereits auf den Sei-
ten 19 bis 33 dieser Ausgabe. Im Ver-
lag Buchkunst Berlin ist außerdem 
das Fotobuch »IN LIMBO« mit den 
gezeigten Fotografien von Florian 
Bachmeier erschienen.

Auch aktuell reist Florian Bach-
meier in die Ukraine und fotografiert 
im Auftrag des Rotary Magazins vor 
Ort. Aktuelle Aufnahmen sehen Sie 
auf Seite 1 und Seite 34.

Mehr zur Arbeit von Florian Bachmeier 
unter: florianbachmeier.com
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Pauschale Diskriminie-
rung von Russen: njet 
Reaktion des Friedrichstadt-Palast Berlin

BERNDT SCHMIDT

A ls ich am Morgen des 24. Fe-
bruar vom Überfall auf die 
Ukraine hörte, dachte ich an 
unser internationales En-

semble. Schon kurz nach 9 Uhr pos-
tete ich als Intendant auf den Social-
Media-Seiten unseres Theaters dieses 
Statement: »Am Palast haben wir Kol-
leg:innen aus über 25 Nationen, auch 
aus der Ukraine und Russland. Unter 
unserem Leitbild ›Respect each other‹ 
arbeiten wir vertrauensvoll, viele auch 
privat befreundet, miteinander und 
schaffen gemeinsam große und schö-
ne Kunst auf der Bühne. Unverständ-
nis und Sorge über diesen Krieg der 
staatlichen und militärischen Führung 
Russlands dürfen nicht umschlagen 
in Unverständnis und Wut auf russi-
sche oder russischstämmige Menschen 
und Mitmenschen. Am Palast werden 
wir auch in diesen Tagen und Wochen 
weiter respektvoll miteinander umge-
hen, selbstverständlich auch mit unse-

ren russischen und russischstämmigen 
Kolleg:innen. Unser Mitgefühl und un-
sere einhundertprozentige Solidarität 
sind bei unseren Kolleg:innen aus der 
Ukraine, die sich in diesen Stunden zu 
Recht größte Sorgen um ihre Familien 
und ihr Land machen.« 

Schnell bestätigten sich Befürch-
tungen, dass russische Menschen für 
einen Krieg verantwortlich gemacht 
werden, den sie nicht begonnen ha-
ben. Selbst russischstämmige Kinder 
in deutschen Schulen mussten als bil-
liges Ventil und Blitzableiter herhal-
ten. Und russische Künstlerinnen und 
Künstler. Selbst verstorbene Litera-
ten und Komponisten mussten dran 
glauben. 

Wir sollten mit unserem germani-
schen Furor in Moralfragen sehr zu-
rückhaltend sein. Als Deutscher wer-
de ich bei Reisen oder künstlerischen 
Projekten in Israel, Polen, Russland 
oder Ukraine auch nicht gefragt, wie 
ich zu Faschismus und Nazismus stehe. 

Auch nicht als Enkel eines SS-Ober-
sturmbannführers, der 1943, ironi-
scherweise nahe Charkiv, erschossen 
wurde. 

Welches Recht sollte ich als Inten-
dant haben, russische Künstlerinnen 
und Künstler zu fragen, wie sie es mit 
Putin halten? Allein die Überlegung 
halte ich für geschichtsvergessen. 

Es gibt keine aktive Pflicht zur Dis-
tanzierung. Es gilt die Unschuldsver-
mutung. 

Umgekehrt gilt meiner Meinung 
nach schon: Wer Putins Krieg aktiv 
gutheißt, hat in der zivilisierten Welt 
ausgespielt. Waleri Gergijew und Anna 
Netrebko sind mit ihrer offensichtli-
chen Nähe und Verstrickung mit Pu-
tins Regime sicherlich auch noch mal 
ein anderes Level, da kann man schon 
explizit nachfragen – und keine oder 
eine nichtssagende Antwort ist dann 
auch eine Antwort. Man kann, anders 
als die Netrebko das gerne hätte, die 
Kunst nicht von der Person trennen. 
Auch Leni Riefenstahl hat Bahnbre-

chendes für den Film geleistet und 
blieb, völlig zu Recht, in der Rezep
tion doch immer toxisch.

Zurück zum Palast: Schon 2014 
hatten wir Künstlerinnen und Künst-
ler, die von der Krim kamen. Die Mit-
glieder des Ensembles geben die Welt-
politik nicht an der Pforte ab, sondern 
bringen sie mit ins Gebäude. Die Kon-
flikte in der Ukraine waren immer 
präsent bei uns. Auf die Politik ha-
ben wir keinen Einfluss, aber darauf, 
wie wir damit umgehen. Und bei al-
ler emotionalen und persönlichen Be-
troffenheit versuchen doch alle bei 
uns, kultiviert und respektvoll damit 
umzugehen. Am Palast gibt es keine 
Gesinnungsprüfungen und keinen Ge-
neralverdacht, weil man einen russi-
schen Pass hat. Unseren Tänzerinnen 
und Tänzern, Artistinnen und Artis-
ten aus Russland haben wir angebo-
ten, dass wir sie unterstützen, falls 
sie außerhalb des Hauses Anfeindun-
gen erleben. 

Natürlich wirkt der Krieg tief hinein 
in unser Ensemble. Die ukrainischen 
Kolleginnen und Kollegen machen sich 
größte Sorgen um ihre Familien da-
heim, die russischen und belarussi-
schen ebenfalls, wenn auch teilweise 
aus unterschiedlichen Gründen. Ent-
setzen und Scham, Ohnmacht und ge-
genseitige Unterstützung vermischen 
sich in unserem Ensemble. 

Derweil wird in Russland trotz Ge-
fahren und Repressionen der Wider-
stand russischer Künstlerinnen und 
Künstler stärker. Es gibt zahlreiche 
russische Kulturverantwortliche, die 
aus Protest gegen Putin ihre offiziel-
len Ämter niederlegen. Der russische 
Dirigent Ivan Velikanov sagte in ei-
nem Interview mit der Deutschen Wel-
le: »Wenn pauschal alle schuldig ge-
sprochen werden, wirkt das wie blinde 
Rache. Ich verstehe, dass es ein Aus-
druck der Solidarität ist, aber dieses 
Vorgehen ist irgendwie sinnlos, ag-
gressiv, und vor allem trifft es meis-
tens die Falschen.« 

Zur Erinnerung: Wir Deutschen haben 
uns zwölf Jahre lang auch nicht sel-
ber vom Tyrannen befreit. Das muss-
ten alliierte, insbesondere auch rus-
sische Soldatinnen und Soldaten un-
ter schrecklichen Verlusten für uns 
tun. Die Demokratie, zunächst nur 
auf westdeutscher Seite, haben an-
dere für uns erkämpft, und wir haben 
diese Befreier fanatisch bis zur letzten 
Patrone und am Schluss selbst noch 
mit Kindersoldaten bekämpft. Wenn es 
um Krieg und Moralfragen geht, würde 
ich sagen, ist schuldbewusstes Klappe-
Halten erste Bürgerpflicht für Deut-
sche und deutsche Kulturinstitutionen. 

Hundertprozentige Solidarität und 
Unterstützung der Menschen in der 
Ukraine, selbstverständlich. Morali-
sche Belehrungen und pauschale Dis-
kriminierung von Russinnen und Rus-
sen: njet.

Berndt Schmidt ist Intendant des 
Friedrichstadt-Palast Berlin

FO
T

O
: F

LO
R

IA
N

 B
A

C
H

M
E

IE
R

 

Marjinka, 2016. Die Front verläuft quer durch das Stadtgebiet. In der Schule herrscht zu Beginn des Schuljahres eine  
Mischung aus Ausnahmezustand und Normalität

Solidarisch
Die Städte stehen fest an der Seite der Ukraine

MARKUS LEWE

D er völkerrechtswidrige Angriff 
Russlands auf die Ukraine hat 
die Welt erschüttert. Wir sind 

fassungslos. Das unermessliche Leid 
der Menschen macht uns tief betroffen. 
Wie viele Menschen verlieren sinnlos 
ihr Leben, wie viele Bürgerinnen und 
Bürger der Ukraine sind auf der Flucht 
und müssen ihre Heimat verlassen. Die 
deutschen Städte stehen fest an der 
Seite der Ukraine. Die Bürgerinnen und 
Bürger zeigen ihre Solidarität und ih-
ren Beistand mit praktischer Hilfe und 
Spenden, in Worten und mit Friedens-
demonstrationen. Wir setzen alles dar-
an, die Werte von Frieden, Freiheit und 
Demokratie hochzuhalten. Wir sind un-
eingeschränkt solidarisch mit der Ukra-
ine und den Menschen, die dort leben 
und fliehen müssen. Viele Ukrainerinnen 
und Ukrainer sind gezwungen, ihr Land 
und ihr Zuhause zu verlassen. In unse-
ren Städten sind die geflüchteten Men-
schen willkommen. Wir wollen Schutz 
und Zuflucht bieten, die Menschen gut 
unterbringen und versorgen. Aber auch 
die moralische Unterstützung und Er-
mutigung sind bedeutend. Dafür steht 
die Kultur. Die Bilder und Klänge des Or-
chesters in Kiew und des Chors in Odes-
sa, die mit dem Mut der Verzweiflung ge-
gen den Krieg anspielen und -singen, ha-
ben sich unvergesslich in unsere Herzen 
gebrannt. Sie sind Sinnbilder des Kampfs 
der Zivilisation, des Guten und Schönen 
gegen die Barbarei des Krieges. 

Mit dem kulturellen Erbe wird 
gleichzeitig Identität zerstört

Ein bedeutendes Ziel kriegerischer An-
griffe ist das Kulturerbe einer Nation, 
sind historische Bauten oder Stätten 
von besonderer kultureller Bedeutung. 
Mit dem Angriff auf kulturelle Stätten 
trifft man auch die Seele eines Landes. 
Es soll nicht nur die Infrastruktur zer-
stört werden, sondern auch das sinn-
stiftende Element. Zerstört wird auch 
das, was die Menschen verbindet, zu-
sammenhält, ihnen Kraft gibt. Wer das 
Kulturerbe bombardiert, löscht die Ge-
schichte aus, sagt die Leiterin des Kha-
nenko-Museums in Kiew, Yulija Vaga-
nova. Bei einem russischen Angriff auf 
Kiew ist bereits ein jüdischer Friedhof 
bei der Holocaust-Gedenkstätte Babyn 
Jar getroffen worden. In Odessa, Perle 
der Architektur und Kultur, schützen 
die Bürgerinnen und Bürger ihr Denk-
mal des Herzogs Richelieu mit Sandsä-
cken – das Bild geht um die Welt. Die 
dortige Oper ist mit Barrikaden ge-
schützt. Die Ukrainerinnen und Ukra-
iner tun alles, um nicht nur ihr Land 
und seine Bewohnerinnen und Bewoh-
ner, sondern auch ihre Kultur zu be-
schützen. Bereits in anderen Kriegen 
und kriegerischen Auseinandersetzun-
gen sind kulturelle Stätten, die zum Teil 
einzigartige kulturelle Zeugnisse für 
die ganze Welt darstellen, gezielt zer-
stört worden.

Unterstützung ukrainischer Künst-
lerinnen und Künstler

Wo Menschenleben vernichtet werden, 
wird das Kulturerbe nicht verschont 
bleiben. Wir können ein aktives Signal 
für die ukrainische Kultur setzen und 
sollten ukrainische Künstlerinnen und 
Künstler umfassend unterstützen. Vie-
le kommunale und freie Kultureinrich-
tungen, Kulturschaffende, Künstlerin-
nen und Künstler haben sich bereits so-
lidarisch mit der Ukraine erklärt und 
Zeichen für den Frieden gesetzt. Viele 
Hilfsmaßnahmen sind schon angesto-
ßen worden. Wir haben uns als Deut-
scher Städtetag gemeinsam mit Bund 
und Ländern darauf verständigt, den 

geflüchteten Künstlerinnen und Künst-
lern schnell und unbürokratisch zu hel-
fen. Sie sollen die Gelegenheit haben, 
künstlerisch zu arbeiten. Unsere kom-
munalen Kultureinrichtungen zeigen in 
vielfacher Weise Solidarität. Sie organi-
sieren Sonderkonzerte, Auftritte, Aus-
stellungen und vieles mehr. Auch in un-
seren Städtepartnerschaften sehen wir 
große Chancen. Sie bauen auf die Ver-
bindungen von Mensch zu Mensch und 
können damit gerade jetzt Friedensbrü-
cken sein. Oft dienen sie auch dem kul-
turellen Austausch. Wir haben uns da-
her auch dagegen ausgesprochen, die 
Städtepartnerschaften zu russischen 
Städten per se zu beenden.

Kritische russische Kultur stärken, 
Kooperationen prüfen

In den letzten Wochen sind viele Dis-
kussionen über den Umgang mit russi-
schen Künstlerinnen und Künstlern auf-
gekommen, nicht zuletzt durch so be-
kannte Namen wie Waleri Gergijew und 
Anna Netrebko. Waleri Gergijew ist we-
gen seiner Nähe zu Putin und zu des-
sen politischer Agenda als Chefdirigent 
der Münchner Philharmonie entlassen 
worden. Anna Netrebko ist ebenfalls 
aus vielen Engagements verabschiedet 
worden. Sie hat sich von der Politik des 
russischen Präsidenten nicht eindeutig 
distanziert. Die Fälle von Gergijew und 
Netrebko sind eindeutig. Es ist jedoch 
nachdrücklich davor zu warnen, die rus-
sische Kunst und Kultur nun ganz und 
gar zu verdammen. Die Gefahr ist groß, 
dass in dem verständlichen Wunsch, die 
Ukraine zu unterstützen und sich soli-
darisch zu zeigen, sämtliche russische 
Kultur in Mithaftung genommen wird. 
Welche Forderungen kann man legiti-
merweise gegenüber Einzelnen erheben, 
wie weit darf eine »Gesinnungsprüfung« 
gehen? Wir müssen in jedem Einzelfall 
prüfen, wo eine Zusammenarbeit mög-
lich und sinnvoll ist und wo nicht. Der 
Staat und alle staatlichen Ebenen sind 
hier ganz besonders zu Zurückhaltung 
aufgefordert. Diese Zurückhaltung en-
det bei staatlichen Institutionen, die 
das Regime Putin tragen oder bei Kul-
turakteurinnen und -akteuren, die sein 
Regime politisch unterstützen. Künst-
lerinnen und Künstler, die offen das Re-
gime in Russland kritisieren, benötigen 
unsere umfassende Unterstützung. Die 
Kunst ist ein Reflexionsmedium für die 
Gesellschaft und ein Sprachrohr für ge-
sellschaftliche Konflikte. Sie problema-
tisiert politische Entwicklungen und ist 
oftmals explizit kritisch gegenüber den 
Herrschenden aufgestellt. Die transfor-
mative Kraft von Kunst und Kultur gilt 
es daher so weit wie möglich zu unter-
stützen und zu stärken. 

Ukraine-Erklärung von Bund, 
Ländern und Kommunen

Im Kulturpolitischen Spitzengespräch 
haben sich die Kulturministerinnen 
und  -minister von Bund und Ländern 
und die kommunalen Spitzenverbän-
de auf eine gemeinsame Erklärung zum 
Ukraine-Krieg verständigt. In ihr wird 
festgestellt, dass sich der Krieg auch ge-
gen die gemeinsame europäische Kultur 
richtet. Er zerstört Zeugnisse des kultu-
rellen Erbes. Wir dürfen nicht nachlas-
sen in unserer Solidarität, auch wenn 
der Krieg andauert. Die Menschen, die 
zu uns kommen, benötigen unsere Hilfe 
und Unterstützung. Die Menschen, die 
in der Ukraine bleiben, benötigen unse-
re moralische Ermutigung. Ich hoffe von 
Herzen, dass der Mut der Ukrainerinnen 
und Ukrainer nicht vergeblich sein wird.

Markus Lewe ist Oberbürgermeister 
der Stadt Münster und Präsident des 
Deutschen Städtetages 
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Preis der Macht
Die Reaktion der Musik  
auf Waleri Gergijew und  
Anna Netrebko

MORITZ EGGERT

W ährend das ukrainische 
Volk einem Angriffs-
krieg ausgesetzt ist, 
der jeden Tag schreck-

lichste Opfer fordert, tobt in unseren 
sozialen Medien und Feuilletons ein 
Luxuskrieg darüber, wie am besten 
mit der Situation umgegangen werden 
soll. Die Aufkündigung der Zusam-
menarbeit mit z. B. Waleri Gergijew 
oder Anna Netrebko – die prominen-
testen Beispiele – werden heiß und 
kontrovers diskutiert in einer ohne-
hin schon von Angst vor einer »Cancel 
Culture« aufgeheizten Atmosphäre.

Ein beliebtes Argument ist hier-
bei die »Souveränität« der Kunst –als 
wäre sie mit einem Staat oder einem 
Land vergleichbar –, gerne werden 
auch kitschige Bilder wie das der »völ-
kerverständigenden« Kraft der Musik 
bemüht. Als ob es vollkommen egal 
sei, wer da vorne spielt oder dirigiert, 
Hauptsache, man liegt sich danach 
rührselig in den Armen und kann al-
les vergessen, am besten mit ein paar 
Häppchen und einem Glas Sekt. 

Diese Argumentation macht die 
Musik dümmer, als sie eigentlich ist. 
Und vor allem macht sie die Protago-
nisten der Musikszene dümmer, als sie 
es in Wirklichkeit sind.

Kultur braucht immer einen Kon-
text. Ein Ton, ein Akkord, ein Farb-
klecks auf einer Leinwand –  das al-
les sind allein noch keine politischen 
Statements wie es vielleicht Worte 
sein können. Sie finden aber in ei-
nem Kontext statt, der sehr wohl po-
litisch ist. Und die Kunst wird von le-
bendigen Personen gemacht, die in ei-
ner politischen Situation agieren und 
darin auch eine Stimme haben, selbst 
wenn sie sich entscheiden, diese nicht 
zu erheben – auch unpolitisch zu sein 
ist politisch. Diese Personen machen 
Karrieren und treffen Entscheidun-
gen, die mit einer politischen Situ-
ation zu tun haben, selbst wenn sie 
dies gar nicht wollen.

In den langen Jahren des europäi-
schen Friedens haben viele von uns 
vergessen, wie gefährlich es eigent-
lich sein kann, Kunst zu machen. Wir 
haben hierzulande schon lange nicht 
mehr erlebt, wie Kunst wegen Staats-
repressalien oder religiösem Funda-
mentalismus unterdrückt wird. Aber 
auch unsere hiesige Kunst war die 
letzten Jahrzehnte sehr »politisch«, 
ohne dass wir es merkten, denn die 
Idee einer freien und vom Staat zwar 
geförderten, von seinem Einfluss aber 
unabhängigen Kunst ist an sich schon 
ein Statement, das nicht jeder Ideo-
logie passt und konträr zu dem steht, 
was in vielen Ländern – darunter auch 
Russland und China – praktiziert wird. 
Wir schmunzelten über die Karikatu-
ren von Charlie Hebdo, anderswo gal-
ten sie als politisches Statement, dem 
man mit Gewalt begegnen muss.

Sind Künstler und Musiker harm-
lose Naivlinge, die von all dem nichts 
wissen? Wenn Anna Netrebko in ihren 
Tweets vorgibt, »unpolitisch« zu sein, 
verheimlicht sie, dass ihre ganze Lauf-
bahn Resultat politischen Agierens war. 
Daher kann sie nicht in einem Moment, 
in dem sie Farbe bekennen muss, so 
tun, als sei ihr dies plötzlich nicht mög-
lich, als sei sie plötzlich nichts weiter 
als ein armes kleines unschuldiges 
Mädchen, das nur singen will.

Wer wie Netrebko oder Gergijew 
proaktiv, ohne Zwang und bei völli-
ger geistiger Gesundheit einen Weg 
beschritten hat, der ganz bewusst die 
opportune Nähe zur Macht gesucht 

hat, muss in Kauf nehmen, dass dies 
in dem Moment kritisch werden kann, 
wenn diese Macht unmenschlich und 
verachtungswürdig agiert. Dass sol-
che Persönlichkeiten im aktuellen Mo-
ment nach ihrer Positionierung ge-
fragt werden, ist nicht Ausdruck ei-
ner übertriebenen »Cancel Culture«, 
sondern direktes Resultat ihres vor-
herigen Agierens. Die öffentliche Po-
sitionierung war Teil ihrer Karriere-
strategie.

Was viele der Gergijew-Verteidi-
ger z. B. gerne vergessen, ist die Tat-
sache, dass es nicht nur für die vie-
len Ukrainer in München – Kiew ist 
die Partnerstadt Münchens – uner-
träglich gewesen wäre, einen beken-
nenden Unterstützer und Vertreter 
der Putin-Politik weiterhin dirigie-
ren zu sehen. Denn auch ohne Worte 
macht Gergijews Taktstock indirekt 
Putin-Propaganda, denn er schlägt 
nur an diesem Ort, weil eine politi-
sche Karriere ihn dahin geführt hat. 
Die Kündigung gegen Gergijews rich-
tet sich weniger gegen ihn selbst, sie 
ist eine Rücksichtnahme auf das Pu-
blikum, dem man die Person Gergi-
jews nicht mehr zumuten kann und 
möchte. Das hat nichts mit seinem 
Dirigat zu tun, allein mit ihm. Man 
kann Kunst von ihren Schöpfern tren-
nen, das ist leichter, wenn diese nicht 
mehr unter uns sind. Aber manchmal 
agieren die lebenden Schöpfer so un-
erträglich, dass sie ihre eigene Kunst 
überschatten. Auch ein Schweigen – 
wie im Fall Gergijews – kann als un-
erträglich empfunden werden, das 
Schweigen in Deutschland zwischen 
1933 bis 1945 angesichts unserer Nazi-
verbrechen war es auch. Da Netrebko 
und Gergijew diesen Weg der Macht 
gegangen sind – anders als z. B. die 
vielen russischen Künstlerinnen und 
Künstler, deren große internationale 
Karrieren ohne Nähe zu Putin zustan-
de kamen – mussten sie auch immer 
das mögliche Risiko einkalkulieren, 
»unerträglich« zu werden. Das Mitleid 
mit ihnen sollte sich daher in Grenzen 
halten, zu dieser Lebensentscheidung 
hat sie niemand gezwungen, genau-
so wie auch ein Herbert von Karajan 
nie dazu gezwungen wurde, eines der 
ersten NSDAP-Mitglieder zu werden. 

Anders liegt der Fall, wenn es um 
Künstlerinnen und Künstler geht, die 
nicht im Rampenlicht stehen, die kei-
ne öffentliche Rolle einnehmen. Es ist 
völlig absurd, von jeder Russin und je-
dem Russen eine öffentliche Positio-
nierung zu verlangen, wenn sie kei-
nerlei öffentliche Rolle einnehmen 
und dem System auch nicht öffentlich 
dienen. Wenn Menschen ihre politi-
sche Gesinnung zur Privatsache ma-
chen und sie nicht hinausposaunen, 
gebührt es der grundsätzliche Respekt, 
diese nicht zu erzwingen. Russische 
Orchestermusiker und Musikstuden-
ten repräsentieren nicht automatisch 
das »System Putin«, zum größten Teil 
sind sie gerade wegen des Systems Pu-
tin hier und nicht in Russland. Noch 
ist keine allgemeine »Russenhetze« zu 
spüren, sollte es diese je geben, müs-
sen wir ihr aber dringend Einhalt bie-
ten, denn sie wäre unmenschlich und 
ungerecht.

Wer sich aber – Russe oder nicht  – 
bewusst zum opportunistischen 
Sprachrohr der Mächtigen macht, 
muss einkalkulieren, dass der Preis 
der Macht sehr hoch sein kann. Näm-
lich dann, wenn sich diese Macht als 
etwas erweist, dem man lieber nicht 
hätte dienen sollen.

Moritz Eggert ist Präsident des 
Deutschen Komponistenverbandes, 
freischaffender Komponist, Pianist, 
Blogger (»Bad Blog of Musick«) sowie 
Professor für Komposition an der  
Musikhochschule München 

Gesinnungsprüfungen?
Wie die Musik- und Orchesterszene um Haltung ringt

GERALD MERTENS

S ag mir, ob du für oder gegen den 
Präsidenten deines Heimatlandes 
bist. Sag mir, ob du für oder ge-

gen den Krieg bist, den dieser Präsident 
veranlasst hat. Dann sage ich dir, ob 
du bei uns im Konzert auftreten darfst 
oder ob wir uns voneinander trennen.« 
So oder ähnlich lauteten seit Ausbruch 
des Ukraine-Krieges Fragen, die vielen 
aus Russland stammenden Künstle-
rinnen und Künstlern außerhalb ihrer 
Heimat gestellt wurden. Prominentes-
te Protagonistin: die weltweit gefeierte 
Sopranistin Anna Netrebko. Prominen-
tester Protagonist: der Dirigent Wale-
ri Gergijew, unter anderem Chef der 
Münchner Philharmoniker. 

In den deutschen Berufsorchestern, 
die sich aus Mitgliedern unterschied-
lichster Herkünfte zusammensetzen, 
auch aus Russland und der Ukraine, hat 
der völkerrechtswidrige Einmarsch rus-
sischer Truppen in die Ukraine blan-
kes Entsetzen ausgelöst, ebenso wie in 
weiten Teilen der Gesellschaft. Es gibt 
kaum ein Orchester, das in den vergan-
genen Wochen nicht spontan Stücke 
ukrainischer Komponisten kurzfristig 
auf das Programm gesetzt oder in Be-
nefizveranstaltungen Spenden für Be-
troffene gesammelt hat. Immer wieder 
haben dabei aus Russland oder der Uk-
raine stammende Orchestermitglie-
der im Konzert das Wort ergriffen und 
gegen den Krieg, für Frieden und für 
das Selbstbestimmungsrecht der Men-
schen in der Ukraine plädiert. 

Manche Orchester vereinen Men-
schen aus bis zu 30 Nationen, aus al-
len fünf Kontinenten, in ihren Rei-
hen. Viele davon haben in Deutsch-
land oder Europa Musik studiert und 
sich schließlich auf »ihr« Orchester in 
Deutschland, dessen Selbstverständ-
nis und Traditionslinien, eingelassen. 

Auch deswegen, weil alle anderen Or-
chestermitglieder nach gewonnenem 
Probespiel und mindestens einem Jahr 
Probezeit mehrheitlich der Auffassung 
waren, dass genau diese Person künst-
lerisch, menschlich und musikalisch in 
den Organismus passt und sich gut ein-
fügt, unabhängig von nationaler Her-
kunft. 

Im Orchesteralltag spielen nationa-
le Herkünfte kaum eine Rolle, allenfalls 
dann, wenn es gelegentlich gilt, be-
sondere nationale Eigenheiten  – Kli-
schees? – in den Kontext künstlerischer 
Programmgestaltung zu bringen, z. B. 
den aus Schottland stammenden Musi-
ker, der auch den Dudelsack beherrscht. 
Oder wenn das Orchester auf Tournee 
im Heimatland eines Orchestermit-
glieds auftritt und dadurch besonders 
enge, geradezu gewünschte Identifi-
kationsmöglichkeiten für das örtliche 
Publikum entstehen.

Ist es vor diesen Hintergründen 
sinnvoll, angemessen oder gar ziel-
führend, Künstlerinnen und Künstler 
unter Druck zu setzen, mit Fristset-
zung eine bestimmte politische Po-
sitionierung von ihnen einzufordern 
und sie bei Nichterfüllung hinauszu-
werfen oder nicht zu engagieren? Nein, 
ist es nicht. Nicht sinnvoll, nicht an-
gemessen und schon gar nicht zielfüh-
rend. Auch nicht im Zusammenhang 
mit dem aktuellen Krieg gegen die Uk-
raine, der rhetorisch von Bundeskanz-
ler Olaf Scholz als »Putins Krieg« ge-
brandmarkt wird. Auch Presse und Me-
dien sprechen bei Gergijew und Ne-
trebko von »Putins Künstlern«. Wenn 
man also schon nicht wirksam gegen 
Putin vorgehen kann, dann wenigs-
tens gegen »seine« Künstler. »Jetzt ha-
ben wir es ihnen aber gezeigt«, mögen 
Verantwortliche anschließend denken 
und damit nach außen Tatkraft und 
Entschlossenheit symbolisieren. Wie 

kurzsichtig. Denn das eigentliche Ziel  – 
»Putin« –  wird verfehlt, nicht erreicht, 
vielleicht sogar eine gegenteilige Wir-
kung erzeugt. 

Man sollte annehmen, dass insbe-
sondere prominente Spitzenkünstlerin-
nen und -künstler – gerade in der klas-
sischen Musik – von den Verantwort-
lichen ausschließlich aufgrund ihrer 
herausragenden künstlerischen Quali-
fikation und ihrer Aura engagiert wer-
den; nicht wegen ihrer Herkunft oder 
gar ihrer politischen oder religiösen 
Anschauungen. Wenn es künstlerisch 
dann irgendwann nicht mehr »passt«, 
trennt man sich wieder. Das ist normal. 
Schwierig bzw. geradezu scheinheilig 
ist es aber, z. B. Waleri Gergijew wegen 
besonderer Nähe zu und Sympathie für 
Wladimir Putin jetzt mit großem Tam-
tam hinauszuwerfen, obwohl diese Um-
stände schon vor seiner Verpflichtung 
als Chefdirigent der Münchner Phil-
harmoniker bekannt waren und 2018 
im Münchner Stadtrat auch öffentlich 
kritisiert wurden. Nur nicht von einer 
Mehrheit. Dieser Protest wurde seiner-
zeit geflissentlich ignoriert. Vier Jahre 
später statuiert man hier nun ein – ver-
meintliches – Exempel. 

Der frühere Kulturstaatsminister 
und stellvertretende Vorsitzende des 
Deutschen Ethikrates Julian Nida-Rü-
melin hat sich richtigerweise dagegen 
ausgesprochen, wegen des Angriffs auf 
die Ukraine russischen Künstler ihre 
Engagements zu entziehen; es dürfe in 
Deutschland keine »Gesinnungsprüfun-
gen« von Künstlern und Wissenschaft-
lern geben. Künstlerinnen und Künstler 
haben wie alle Menschen das Recht zur 
freien Meinungsäußerung, jedenfalls in 
demokratisch regierten Staaten. Dies 
umfasst auch das Recht zu schweigen.

Gerald Mertens ist Geschäftsführer der 
Deutschen Orchestervereinigung 
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Seriöse Quellen 
zugänglich halten
Reaktion des Deutschen Bibliotheksverbandes

BARBARA SCHLEIHAGEN

D er völkerrechtswidrige An-
griffskrieg auf die Ukraine und 
das damit verbundene sinn-

lose Leid der Menschen erschüttert 
uns alle. Gleich nach Kriegsbeginn 
nahm der Deutsche Bibliotheksver-
band (dbv) Kontakt zum Ukrainischen 
Bibliotheksverband auf, um seine So-
lidarität spürbar zu zeigen, um zu ver-
deutlichen, dass wir an der Seite un-
serer ukrainischen Kolleginnen und 
Kollegen stehen und um zu erfahren, 
welche Bedarfe es vor Ort gibt. 

Der Aufbau und die Vertiefung sol-
cher Netzwerke ist derzeit eine der 
vorrangigen Aufgaben, die im Aus-
tausch unter einigen großen Biblio-
theken mit traditionell guten Verbin-
dungen nach Osteuropa sowie mit an-
deren europäischen Bibliotheksver-
bänden geleistet wird. So konnte das 
Hilfsangebot der Deutschen Natio-
nalbibliothek bei der Sicherung von 
schriftlichem Kulturgut sowie von 
Stipendien auf direktem Wege in die 
Ukraine weitergegeben werden. Bi-
bliotheken beteiligen sich auch am 
»Netzwerk Kulturgutschutz Ukrai-
ne«, initiiert von der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Me-
dien sowie dem Auswärtigen Amt, das 
Informationen zur Lage vor Ort sowie 
zu bestehenden Hilfsbedarfen- und 
angeboten koordiniert und als zent-
raler Ansprechpartner für alle Anfra-
gen in diesem Bereich fungiert.

Der dbv spricht sich dafür aus, dass 
Bibliotheken den Empfehlungen ih-
rer jeweiligen Träger folgen und ihre 
offiziellen Kontakte zu Russland z. B. 
im Rahmen einer Hochschulkoope-
ration oder einer Städtepartnerschaft 
bis auf Weiteres auf Eis legen. Zusätz-
lich fordert er den internationalen Bi-
bliotheksverband IFLA auf, die offi-
ziellen Kontakte ebenfalls auszuset-
zen und keine russische Delegation 
zu seinem Kongress zuzulassen. Per-
sönliche Kontakte sollten aufrecht-
erhalten werden, denn Einzelperso-
nen dürfen nicht für Staatshandlun-
gen verantwortlich gemacht werden. 
Der dbv drückt seine Hochachtung 
vor den mutigen Menschen in Russ-
land aus, die sich unter Gefahr für sich 
und ihre Familien öffentlich gegen 
den Krieg äußern.

Auf seiner Webseite hat der dbv In-
formations- und Hilfsaktivitäten von 
Bibliotheken sowie Stellungnahmen 
verschiedener Verbände zusammen-
getragen. Viele Bibliotheken haben 
aktuelle Medien zur Ukraine, zu Russ-
land, Europa, der Weltordnung oder 
Analysen ausgewählter Einrichtungen 
zum Krieg in der Ukraine, aber auch 
zu ukrainischer Kunst, Literatur und 
Kultur zur (elektronischen) Auslei-
he zusammengestellt. Einige Biblio-
theken organisieren in Kooperation 
mit anderen kommunalen Einrich-
tungen Veranstaltungen und Lesun-
gen ukrainischer Schriftstellerinnen 
und Schriftsteller. 

Gerade jetzt müssen alle Infor-
mationen besonders sorgsam über-
prüft und kritisch eingeordnet wer-
den. Bibliotheken leisten Aufklärung 
und ermöglichen Zugang zu seriösen 
Quellen, Ressourcen zum Faktencheck 
und zur Überprüfung von Informatio-
nen. Sie unterstützen Menschen da-
bei, Falschinformationen besser zu 
erkennen und wirken so Desinforma-
tionen entgegen. Sehr schnell stellte 
z. B. die Stadtbibliothek München ei-
nen Überblick über unabhängige Me-
dien aus der Ukraine, Russland und 
Belarus, Faktenchecks sowie seriöse 

Informationsquellen zur aktuellen Si-
tuation auch für Kinder und Jugendli-
che auf ihrer Webseite bereit. Darüber 
hinaus listet sie lokale Hilfs- und Un-
terstützungsangebote für Geflüchte-
te auf. Die Bayerische Hörbücherei für 
blinde und sehbehinderte Menschen 
nimmt als Informationsanbieter für 
eine spezielle Zielgruppe eine beson-
dere Rolle ein und hat ebenfalls eine 
Infoseite zur Ukraine erstellt. Die In-
ternationale Jugendbibliothek stellt 
Plakatmotive gegen den Krieg auf 
Deutsch und Ukrainisch bereit. Die 
Einnahmen kommen einer polnischen 
Stiftung zugute, die mit dem Geld uk-
rainische Kinderbücher kauft und an 
geflüchtete Kinder in Polen verteilt. 
Darüber hinaus nutzen viele Biblio-
theken eine vom dbv bereitgestellte 
Grafik, um sowohl auf Postern in ih-
ren Räumlichkeiten als auch auf ihren 
Webseiten mit den ukrainischen Far-
ben ihre Solidarität zu bekunden und 
deutlich zu machen, dass sie eine An-
laufstelle für Geflüchtete sind.

Täglich kommen weitere Geflüch-
tete aus der Ukraine in unser Land. Es 
sind Menschen, die unsere Landes-
sprache nicht sprechen und die ver-
waltungsrechtlichen Schritte einlei-
ten müssen. 

Bibliotheken stellen ihnen in ihren 
frei zugänglichen Räumlichkeiten Ru-
hezonen mit Sitzecken sowie Steck-
dosen zum Aufladen ihrer Geräte, Zu-
gang zu Arbeitsplätzen, Datenban-
ken mit Zugriff auf die internationale 
Presse sowie freiem W-LAN und Räu-
me für Dialog- und Informationsver-
anstaltungen zur Verfügung. Der Lan-
desverband Sachsen im dbv hat Hin-
weise zur Nutzung von öffentlichen 
Bibliotheken unter anderem in ukra-
inischer Sprache veröffentlicht. Öf-
fentliche Bibliotheken haben begon-
nen, Bücher und E-Books in ukraini-
scher Sprache für Kinder und Erwach-
sene zu erwerben und unterstützen 
Geflüchtete mit zuverlässiger Bera-
tung und Informationen über rechtli-
che Fragen, örtliche Vorschriften, Un-
terkunft oder Beschäftigung. Die »Di-
gitale Bibliothek der ukrainischen Li-
teratur« ist im Internet erreichbar und 
bietet neben Büchern auch Hörbü-
cher. Auch Filme auf DVD oder Blu-
Ray haben häufiger ukrainische oder 
russische Untertitel. Einige Bibliothe-
ken suchen Ehrenamtliche möglichst 
mit ukrainischen Sprachkenntnissen 
für Gespräche und zur Begleitung bei 
Sprachunterricht. 

Der dbv beteiligt sich an einer eu-
ropäischen Initiative, die ein bereits 
bestehendes Netzwerk von öffentli-
chen Bibliotheken in verschiedenen 
Ländern auf die Bibliotheken in der 
Ukraine ausweiten wird, um Aktionen 
zu koordinieren und beim Austausch 
von Ideen und Ressourcen zusammen-
zuarbeiten und vor allem langfristig 
zu etablieren. 

Bibliotheken als öffentliche Orte 
der Begegnung und des Zusammen-
haltes unterstützen Menschen gerade 
auch in Zeiten, in denen die freiheit-
lichen Werte unserer offenen, plura-
listischen und toleranten Gesellschaft 
gefährdet sind. In unseren Bibliothe-
ken als Orte der gelebten Demokratie 
können Menschen ihr Recht auf freie 
Meinungsäußerung, politische Mei-
nungsbildung und gesellschaftliche 
Teilhabe ausüben. Bibliotheken hel-
fen, Dinge sichtbar zu machen und 
sich zu informieren.

Barbara Schleihagen ist Bundesge-
schäftsführerin des Deutschen Biblio-
theksverbandes

Unterstützung von Demokratie 
und Meinungsfreiheit
Die Reaktion der inter
nationalen Bibliotheks
gemeinschaft

BARBARA LISON

D ie IFLA, International Fede-
ration of Library Associati-
ons and Institutions, ist der 
Dachverband von rund 150 

nationalen Bibliotheksverbänden und 
hat darüber hinaus mehr als 1.500 Bi-
bliotheken als Mitglieder. Damit ver-
tritt die IFLA das globale Bibliotheks-
feld im internationalen Kontext. Das 
Motto »IFLA – the Global Voice of Libra-
ries« zeigt den Anspruch, den die IFLA 
erhebt, die Stimme der Bibliotheken 
zu sein, wenn es um deren Repräsen-
tanz, aber auch um deren Stellenwert 
im globalen Geschehen geht.

Wie hat sich also diese »Globale Stim-
me der Bibliotheken« zu der russischen 
Invasion positioniert? Welchen Heraus-
forderungen musste und muss sich un-
sere Föderation stellen?

Diese Fragen kann ich nicht beant-
worten, ohne vorher auf die Ziele, die 
Struktur und die Governance unseres 
Verbandes einzugehen. Denn, wie be-
reits gesagt, die IFLA ist ein Weltver-
band mit Mitgliedern aus allen Konti-
nenten, politischen Systemen und auch 
Bibliothekstypen, von den großen Na-
tionalbibliotheken bis zu den Stadtbi-
bliotheken auf lokaler Ebene.

Einer der wesentlichsten Grundwer-
te, zu denen sich die IFLA als profes-
sionelle Nichtregierungsorganisation 
verpflichtet hat, ist »die Befürwortung 
des Grundsatzes des freien Zugangs 
zu Informationen, zu Ideen und Wer-
ken der Imagination und des Grund-
satzes der Meinungsfreiheit, die in Ar-
tikel 19 der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte verankert sind.« Das 
oberste Entscheidungsgremium der 
IFLA ist das Governing Board, der Vor-

stand, dem ich als Präsidentin vorsitze. 
In diesem Governing Board sind elf ge-
wählte oder »geborene« Mitglieder aus 
vier Kontinenten: Afrika, Asien, Europa, 
Lateinamerika. Die Beschlüsse dieses 
Gremiums sind die Basis für die Hand-
lungsoptionen des Verbandes.

Wenige Tage nach dem Ausbruch des 
Krieges in der Ukraine, am 1. März, ver-
öffentlichte die IFLA auf ihrer Website 
folgendes Statement: »Die IFLA steht in 
Solidarität mit unseren Kollegen in der 
Ukraine – verurteilt alle gewalttätigen 
Aktionen und schließt sich der interna-
tionalen Gemeinschaft in ihren Erklä-
rungen zur Situation an. In Verbindung 
mit dem Protest der internationalen Bi-
bliotheksgemeinschaft appelliert die 
IFLA dringend an die Bibliotheken auf 
der ganzen Welt, sich für die Verbrei-
tung genauer Informationen über den 
Konflikt als Mittel zur Unterstützung 

von Demokratie und Meinungsfreiheit 
zu mobilisieren. Die IFLA fordert die Bi-
bliotheken auch auf, alle ukrainischen 
Flüchtlinge in Zusammenarbeit mit Re-
gierungs- und Nichtregierungsorgani-
sationen zu unterstützen. Wir sollten 
bereit sein, praktische Lösungen zu fin-
den, und bereit sein, den Ukrainern bei 
Bedarf Hilfe und Unterstützung zukom-
men zu lassen.«

Dieses Statement spiegelte nicht im 
selben Umfang und in derselben Aus-
sage die entsprechenden Verlautba-
rungen vieler nationaler Bibliotheks-
verbände und einiger weniger inter-
nationaler Verbände des Kulturberei-
ches. Schon gar nicht folgte es den 
Forderungen, die nicht nur der ukra-
inische Bibliotheksverband, sondern 
auch andere Partnerverbände erho-
ben hatten, nämlich, die russischen 
IFLA-Mitglieder wenn nicht vollstän-
dig auszuschließen, so doch die Mit-
gliedschaften ruhen zu lassen. Der uk-
rainische Verband wiederholte seine 
Forderung nach Ausschluss ausdrück-
lich, einige andere Verbände, so auch 

der Deutsche Bibliotheksverband, in-
sistierten auf einer Aussetzung der 
Mitgliedschaft bzw. der vollständigen 
Einstellung aller professioneller Akti-
vitäten. Dies hätte z. B. auch ein Ver-
bot der Teilnahme von Menschen aus 
Russland an unserem Weltkongress im 
Juli zur Folge gehabt, ebenso auch die 
Aussetzung der Aktivitäten der russi-
schen Mitglieder unserer über 50 Fach-
arbeitsgruppen.

Vor diesem Hintergrund war es not-
wendig, dass die IFLA dieses Thema 
noch einmal intensiv bearbeiten muss-
te. Gewichtige Argumente, die in die-
sem Zusammenhang vorgebracht wur-
den, war die Frage von nichteuropäi-
schen Vorstandmitgliedern, warum nun 
im Kontext Europa zum ersten Mal über 
den Ausschluss von IFLA-Mitgliedern 
gesprochen wurde, obwohl es in ande-
ren Teilen der Welt bereits seit Jahren 

und Jahrzehnten Kriege oder kriegs-
ähnliche menschenverachtende Ag-
gressionen gibt, die noch nie zu einer 
derartigen Diskussion geführt hätten. 
Hier kam sogar das Wort »Eurozentris-
mus« auf. Schließlich sind gut 40 Pro-
zent der IFLA-Mitglieder aus Europa. 
Und tatsächlich hatte IFLA außer von 
den USA und Mitgliedern des Common-
wealth so gut wie keine außereuropäi-
schen Aufforderungen erhalten, die 
russischen Mitglieder zu sanktionieren.

In seiner letzten Sitzung hat sich 
nun der IFLA-Vorstand zur Publikati-
on einer neuen, umfassenderen Stel-
lungnahme entschieden, die vor allem 
die Aggression verurteilt, den Schutz 
der Kulturgüter einfordert und zur Un-
terstützung für die ukrainischen Kolle-
ginnen und Kollegen aufruft. 

Mein Fazit: Ein Weltverband hat 
kaum eine andere Option, als sich aus 
einer globalen Perspektive zu positi-
onieren.

Barbara Lison ist Präsidentin des  
Weltbibliotheksverbandes IFLA
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Gegen mediale  
Düsternis
Reporter ohne Grenzen  
hilft ukrainischen und  
russischen Medien

CHRISTIAN MIHR

D er russische Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine hat sich auch 
zu einer existenziellen Bedro-

hung für die Pressefreiheit entwickelt. 
In der Ukraine ist die Berichterstattung 
zum Teil lebensgefährlich, Russland 
droht aufgrund drakonischer Zensur-
gesetze zu einem medialen schwarzen 
Loch zu werden. Um auf diese Bedro-
hungen zu reagieren, arbeitet Repor-
ter ohne Grenzen auf mehreren Ebe-
nen: Wir helfen vor Ort in der Ukrai-
ne, unterstützen bei der Ausreise und 
dem Schutz von russischen Medien-
schaffenden, kämpfen für den freien 
Zugang zu Informationen in Russland 
und unterstützen langfristig beim Auf-
bau von Exilmedien.

Der Krieg hat dramatische Auswir-
kungen auf die Pressefreiheit in der 
Ukraine. Die Situation von Journalis-
tinnen und Reportern, die vor Ort über 
den Krieg berichten, ist lebensgefähr-
lich. Bis zur Drucklegung dieses Arti-
kels wurden sechs Medienschaffen-
de getötet und etwa 30 verletzt. Im-
mer mehr Journalistinnen und Repor-
ter, aber auch mediale Infrastruktur 
wie Sendeantennen werden zu Zielen. 
Weil es sich bei bewussten Angriffen 
auf die Medien um Kriegsverbrechen 
handelt, haben wir vor dem Interna-
tionalen Strafgerichtshof (IStGH) be-
reits zwei Strafanzeigen gegen Russ-
land eingereicht. 

Um Berichterstattende vor Ort zu 
unterstützen, haben wir wenige Tage 
nach Kriegsbeginn gemeinsam mit 
unserer ukrainischen Partnerorga-
nisation, dem Institut für Massenin-
formation (IMI), ein Zentrum für Pres-
sefreiheit im westukrainischen Lwiw 
eröffnet. Es dient als Anlaufstelle für 
alle, die finanzielle oder psychologi-
sche Unterstützung suchen, vor allem 
aber können sich Kriegsberichterstat-
tende dort Schutzausrüstung wie ku-
gelsichere Westen oder Helme auslei-
hen. Die Nachfrage ist hoch.

Der Krieg hat auch dramatische 
Auswirkungen auf die Medienland-
schaft in Russland. Schon in den Jah-
ren zuvor war die Repression gegen-
über unabhängigen Medien massiv. 
Seit dem vergangenen Jahr hat der 
Kreml sie noch mehrmals verschärft, 
mithilfe von Gesetzen gegen angeb-
liche »Falschnachrichten«, durch den 
massiven Einsatz von Überwachungs-
technik und durch die Einschränkung 
internationaler Plattformen wie Face-
book oder Twitter. Über 120 Redakti-
onen und einzelne Medienschaffen-
de sind zu »ausländischen Agentin-
nen und Agenten« erklärt worden, ein 
Status, der unabhängige, gar kritische 
Berichterstattung bewusst unmöglich 
machen soll. Internet und soziale Me-
dien sind nur in Teilen eine Alternati-
ve. Hunderte von Webseiten wurden 
durch die staatliche Medienaufsichts-
behörde Roskomnadsor blockiert. Mit 
dem System SORM kann der Kreml die 

Kommunikation der Bevölkerung in 
großem Stil überwachen, für kritische 
Kommentare droht jahrelange Haft. 

Wenige Tage nachdem er den Krieg 
gegen die Ukraine begonnen hat, am 
4. März, hat Wladimir Putin ein neu-
es Zensurgesetz unterzeichnet. Medi-
enschaffenden drohen nun bis zu 15 
Jahren Haft, wenn sie Informationen 
veröffentlichen, die denen des Vertei-
digungsministeriums widersprechen. 
In der Folge stellten verschiedene in-
ternationale Medien ihre Arbeit vor-
übergehend ein. Mehrere russische 
Medien beendeten die Berichterstat-
tung über den Krieg. Die kremlkriti-
sche Zeitung Nowaja Gaseta mit dem 
Friedensnobelpreisträger Dmitri Mu-
ratow entfernte sämtliche Beiträge 
über die Invasion aus dem Netz.

Der Zugang zu sozialen Netzwer-
ken wie Facebook, Instagram und 
Twitter ist blockiert. Telegram und 
YouTube funktionieren derzeit noch. 
Aber: Für den weitaus größten Teil der 
russischen Bevölkerung ist das nach 
wie vor wichtigste Medium das staat-
liche Fernsehen. Hier ist seit Jahren 
nur Propaganda für die Zwecke des 
Kremls zu sehen.

Die Situation der Pressefreiheit in 
Russland ist so schlecht wie seit dem 
Ende der Sowjetunion nicht mehr. Das 
Zensurgesetz zwingt eine große Zahl 
russischer Journalistinnen und Jour-
nalisten zur Flucht ins Ausland. Ihnen 
hilft Reporter ohne Grenzen unter an-
derem auf politischer Ebene: Wir set-
zen uns gegenüber der Bundesregie-
rung für einen Schutzstatus für dieje-
nigen ein, die dringend das Land ver-
lassen müssen oder das bereits getan 
haben. Viele der bedrohten Medien 
wollen ihre Arbeit im Exil fortsetzen 
und dafür neue Redaktionen aufbau-
en, auch in Deutschland. In Zeiten 
von internationalen Konflikten und 
steigendem Autoritarismus sind un-
abhängige Informationen wichtiger 
denn je. Damit die dafür notwendigen 
Mittel unbürokratisch und schnell bei 
denjenigen ankommen, die sie benö-
tigen, haben wir den »JX Fund – Eu-
ropean Fund for Journalism in Exile« 
gegründet. Der Fonds greift zwar das 
Momentum rund um die Entwicklun-
gen in der Ukraine und in Russland 
auf, denkt aber bewusst größer und 
nimmt den Exil-Journalismus insge-
samt in den Blick.

Wir versuchen aber auch, unabhän-
gige Journalistinnen und Journalis-
ten in Russland selbst zu unterstüt-
zen. Um den Zugang zu Informatio-
nen im Land zu sichern und zensierte 
Nachrichtenseiten zugänglich zu ma-
chen, spiegeln wir diese auf internati-
onalen Cloud-Servern, unterstützen 
VPN-Anbieter und betreiben mehre-
re Server im Anonymisierungsnetz 
Tor. Das mögen Tropfen auf den hei-
ßen Stein sein. Doch ohne wirksame 
Gegenmaßnahmen wird das russische 
Internet, werden die russischen Me-
dien insgesamt, bald vollständig von 
Kreml-Propaganda beherrscht sein.

Christian Mihr ist Geschäftsführer 
von Reporter ohne Grenzen Deutsch-
land
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Marjinka, 2016. Vermintes Feld

Europa zwischen  
Kobane und Kiew
Was sind die europäischen Werte wert?

DENIZ YÜCEL

I m Oktober 2014, in jenen Tagen, 
als die Terrormiliz »Islamischer 
Staat« mit schweren Waffen, die 
man zuvor bei der Eroberung von 

Mossul erbeutet hatte, die syrisch-kur-
dische Stadt Kobane angriff und die 
Verteidiger bis auf wenige Straßenzü-
ge zurückgedrängt hatte, schrieb Sté-
phane Charbonnier einen denkwürdi-
gen Gastbeitrag in der Tageszeitung 
L’Humanité. 

»Ich bin kein Kurde, ich kann kein 
Wort Kurdisch, ich könnte keinen kur-
dischen Autor nennen, kurdische Kultur 
ist mir völlig fremd. Heute bin ich Kur-
de. Ich denke kurdisch, ich spreche kur-
disch, ich singe kurdisch, ich weine kur-
disch. Die belagerten Kurden in Syrien 
sind keine Kurden, sie sind die Mensch-
heit, die sich der Dunkelheit widersetzt. 
Sie verteidigen ihr Leben, ihre Familie, 
ihr Land, aber ob sie wollen oder nicht, 
sie stellen das einzige Bollwerk gegen 

den Vormarsch des ›Islamischen Staa-
tes‹ dar. Sie verteidigen, nicht gegen ei-
nen fantasierten Islam, den die Terro-
risten der ISIS nicht vertreten, sondern 
gegen das barbarischste Gangstertum«. 

Stéphane Charbonnier, bekannt un-
ter seinem Künstlernamen Charb, war 
Chefredakteur der Satirezeitschrift 
Charlie Hebdo. Vier Monate danach 
wurde er mit neun Kollegen und wei-
teren Menschen von eben diesem »bar-

barischsten Gangstertum« ermordet. 
Bevor der Aufschrei »Je suis Charlie« 
durch die Welt ging, hatte er zu einer 
wortgleichen Solidaritätsadresse ge-
griffen: »Aujourd’hui, je suis kurde«. 

Bei allem, was die Massenmörder des 
»Islamischen Staates« vom Kriegsver-
brecher Wladimir Putin unterscheidet, 
sage ich heute mit Charbonnier: »Heute 
bin ich Ukrainer. Ich denke ukrainisch, 

ich spreche ukrainisch, ich singe ukra-
inisch, ich weine ukrainisch.« 

Und vermutlich geht es nicht nur mir 
so. Denn wieder blicken die Welt und 
vor allem Europa auf einen Krieg im 
Osten. Mit Schaudern vor den Aggres-
soren, mit Sympathie für die Bedräng-
ten, aber mit Zögern und Zaudern beim 
praktischen Beistand. 

Die Waffenlieferungen, die nicht nur 
Präsident Wolodymyr Selenskyj, son-
dern, soweit ich das überblicken kann, 
alle ukrainischen Intellektuellen und 
Künstler seit Monaten erbeten haben, 
kamen viel zu spät; die flehentliche 
Forderung nach einer Flugverbotszo-
ne wird beiseitegewischt, ohne sie auch 
nur ernsthaft anzuhören. 

Auch in einer anderen Hinsicht sto-
ßen die Stimmen aus der Ukraine kaum 
auf Gehör: »Nicht Sie helfen uns, der 
Ukraine«, formuliert es etwa die Schrift-
stellerin Oksana Sabuschko. »Indem 
sich die Ukraine gegen die russischen 
Besatzer verteidigt, hilft die gerade der 

freien Welt.« So wie die Kurden, ver-
teidigen heute die Ukrainer nicht al-
lein ihr Land. 

Für den Westen und speziell für Eu-
ropa steht viel mehr auf dem Spiel – Si-
cherheit, Frieden und Glaubwürdigkeit. 
Und um die steht es schlechter, als man 
in Kerneuropa vielleicht glaubt. Nicht 
ohne Grund: Srebrenica und Ruan-
da, Abu Ghraib und Guantanamo, Ju-
lian Assange und Alan Kurdi … Chiff-
ren, die auf je ihre Weise für die Frage 
stehen, was die berühmten »westlichen 
Werte« tatsächlich wert sind, wenn es 
ernst wird. 

Die Idee einer liberalen und gerech-
ten Demokratie hat in weiten Teilen 
Osteuropas, im Nahen und im Fernen 
Osten und anderswo vieles von der Aus-
strahlungskraft eingebüßt, die sie nach 
der Zeitenwende von 1989 hatte. Zu-
gleich sind in allen westeuropäischen 
Staaten Kräfte erstarkt, die bis vor Kur-
zem noch offen für Putin schwärmten, 
weil dieser die offene Gesellschaft ge-
nauso verachtet wie sie selber. Eurokri-
se, Flüchtlingskrise, Brexit – das ver-
gangene Jahrzehnt war kein gutes für 

Europa. Allein ein Land am Rande des 
Kontinents schien aus der Zeit zu fal-
len: die Ukraine. In der Maidan-Revo-
lution ging es meisten darum, ihr Land 
in Richtung Europa auszurichten, über 
hundert weitere Menschen bezahlten 
dafür mit ihrem Leben. Bei allen an-
haltenden Defiziten, Unzulänglichkei-

ten und Rückschritten hat die Ukrai-
ne diese Orientierung nicht verlassen 

– und wurde genau darum vom Putin-
Regime überfallen. 

Dieses Land an der Peripherie des 
Kontinents gehört zum Kern jener Re-
gion im Osten des Kontinents, das der 
US-amerikanische Historiker Timothy 
Snyder vor zehn Jahre als »Bloodlands«, 
zu Deutsch »Blutländer«, bezeichne-

te, den größten Schauplatz monströ-
ser Verbrechen des Nationalsozialis-
mus und des Stalinismus. 

Noch mal zehn Jahre vor ihm leg-
te Dan Diner seine »universalhistori-
sche Deutung« des 20. Jahrhunderts 
vor: Sein fiktiver Betrachter saß auf der 
Potemkinschen Treppe in Odessa blick-
te von dort auf die prägenden Konflikte 
des 19. Jahrhunderts, die er in der öst-
lichen Peripherie des Kontinents ver-
ortete und in denen er wiederum den 
Schlüssel für die Konflikte des 20. Jahr-
hunderts sah. 

Das »Buch der Stunde« aber, wie 
kürzlich die Frankfurter Rundschau 
schrieb, stammt von einem anderen 
Historiker, Karl Schlögel, – nur hat er 
nicht jetzt, sondern bereits 2015 ge-
schrieben; die »sogenannte Ukrai-
ne-Krise« sei für ihn die »Stunde der 
Wahrheit«, eine »Stunde der Prüfung 
und Selbstprüfung«. Eben auch für Eu-
ropa. 

Kein anderes Land musste jemals 
einen höheren Preis bezahlen, um Teil 
eines demokratischen, liberalen Eu-
ropas werden zu können. Wenn sich 

Für Europa stehen  
Sicherheit, Frieden 
und Glaubwürdigkeit 
auf dem Spiel

»Heute bin ich Ukra
iner. Ich denke ukra
inisch, ich spreche 
ukrainisch«

das Wort von den »europäischen Wer-
ten« nicht auf sehr lange Zeit diskre-
ditieren soll, darf Europa die Ukraine 
nicht fallen lassen. Übrigens: Kobane 
wäre nicht verteidigt, der IS in Syri-
en und im Irak nicht besiegt worden, 
ohne den heldenhaften und verlust-
reichen Kampf der Kurdinnen und Kur-
den. Aber ohne die US-Luftwaffe auch 

nicht. Und den Amerikanern ist nicht 
ihr Eingreifen in letzter Minute vorzu-
werfen, sondern der Verrat, den sie be-
gannen, kaum dass der IS niedergerun-
gen worden war. 

Deniz Yücel ist Journalist, Publizist  
und Präsident des PEN-Zentrums 
Deutschland
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Lwiw, 2021. Sofja und Solomija bestritten zwischen 2014 und 2020 elf Fronteinsätze mit den ukrainischen Streitkräften

Gegen Propaganda, für Dialog
Die Bedeutung der Deutschen Welle in der Berichterstattung in Russland und der Ukraine

PETER LIMBOURG

A ls Auslandssender der Bundes-
republik Deutschland ist es un-
ser Auftrag, unsere Zielgrup-

pen weltweit mit unabhängigen, ver-
lässlichen Nachrichten und Informati-
onen zu versorgen, den Dialog zwischen 
Menschen aus unterschiedlichen Kul-
turkreisen zu fördern und ihnen eine 
freie Meinungsbildung zu ermöglichen. 
Insbesondere in Kriegsgebieten kön-
nen die Aktualität von Nachrichten und 
die Verbreitung verifizierter Fakten le-
benswichtig sein. In der Berichterstat-
tung über Kriege und Konflikte sind wir 
unseren Werten in besonderem Maße 
verpflichtet: Wir treten ein für Medien-
freiheit, Menschenrechte, Demokratie 
und Rechtstaatlichkeit. Auf der Rang-
liste der Pressefreiheit von Reporter 
ohne Grenzen belegt Russland aktu-
ell Platz 150 von 180. Diese Platzierung 
ist das Ergebnis einer Jahrzehnte wäh-
renden Entwicklung: So jährt sich der 
Mord an der Journalistin Anna Polit-
kowskaja 2022 bereits zum 16. Mal. Nach 
den Massenprotesten gegen das Putin-

Regime vor gut zehn Jahren wurde die 
Internetzensur massiv verschärft, 2017 
folgte das umstrittene Mediengesetz, 
das der Regierung ermöglicht, auslän-
dische Medienschaffende zu »Agenten« 
zu erklären. Zu den Repressalien gehört 

unter anderem, dass solche »ausländi-
schen Agenten« ihre vollständigen Ein-
nahmen und Ausgaben dem russischen 
Justizministerium melden müssen.

Seit längerer Zeit sieht sich auch die 
Deutsche Welle (DW) in Russland der 
Kritik und Willkür der Behörden aus-
gesetzt. In diesem Jahr gipfelte diese 
Entwicklung in der Schließung unse-
res DW-Studios in Moskau Anfang Fe-
bruar. Unseren Mitarbeitenden wur-
de die Akkreditierung entzogen, vier 
Wochen später wurde unser Internet-

auftritt dw.com in Russland in allen 
32 Sendesprachen blockiert und suk-
zessive auch die sozialen Medien. Seit 
Ende März steht nun auch die DW auf 
der Liste der »ausländischen Agenten«, 
gemeinsam mit mehr als 100 Medienor-
ganisationen und Personen. Eine Will-
kür-Entscheidung, die wir leider erwar-
tet haben. Seit Beginn des russischen 
Angriffs auf die Ukraine am 24. Febru-
ar 2022 wird sehr deutlich, dass die im-
mer drastischere Einschränkung freier 
Berichterstattung in den vergangenen 
Jahren offenbar Teil einer langfristigen 
politischen Strategie war. 

Unser Ziel ist es, den Zugang zu In-
formationen in Russland und der Uk-
raine dennoch umfassend zu gewähr-
leisten. Für Nutzende in Russland bie-
ten wir verschiedene Maßnahmen zur 
Zensur- und Blockadeumgehung an und 
verbreiten Anleitungen zu deren Nut-
zung. Dazu gehören unter anderem Um-
gehungssoftware, z. B. VPN-Clients wie 
Psiphon oder der Tor-Browser. Die rus-
sische Bevölkerung hat ein Recht dar-
auf, sich über den Krieg in der Ukraine 
zu informieren, auch wenn die russische 

Regierung ihr Informationen vorent-
hält und stattdessen Falschinformatio-
nen verbreitet. Die erzwungene Schlie-
ßung des Studios in Moskau hält uns 
nicht davon ab, über Russland und die 
Region zu berichten – das Studio wird 
in die lettische Hauptstadt Riga verlegt. 
Wir werden alles technisch und organi-
satorisch Mögliche tun, um unser Pu-
blikum in Russland und weltweit mit 
wichtigen Informationen zu versorgen. 

In der Ukraine ist die DW weiterhin mit 
mehreren Korrespondentinnen und 
Korrespondenten vor Ort, ebenso in den 
Nachbarländern, um von der Situation 
an den Grenzen zu berichten. Die Rus-
sisch- und Ukrainisch-Redaktionen der 
DW berichten detailliert über den Krieg. 
In den dynamischen Entwicklungen des 

Kriegs werden weltweit viele Falsch
informationen in Umlauf gebracht. Sie 
gefährden die Demokratie und erschwe-
ren einen sachlichen, lösungsorientier-
ten Dialog. Mit Blick auf Russland kann 
man von einer massiven und jahrelan-
gen Desinformations-Kampagne spre-
chen. Dem wirkt das Team von DW Fact-
Checking entgegen: Es verifiziert In-
halte und erläutert Nutzenden, wie sie 
Fake News erkennen können. Das Hin-
terfragen von Quellen und Botschaf-
ten ist wichtig: Wer trifft diese Aussa-
ge? Was möchte eine Person damit er-
reichen? Faktenchecks sind insbeson-
dere in Kriegszeiten unerlässlich: Die 
journalistische Recherche ermöglicht 
einen klareren Blick auf das Geschehen 
und setzt Propaganda, Desinformation 
und Gerüchten geprüfte Informationen 
entgegen. Faktenchecks sind außerdem 
frei von Meinung und tragen zu einem 
Dialog auf Sachebene bei – dieser wird 
vor allem in der Zeit nach dem Krieg 
dringend nötig sein.

Peter Limbourg ist Intendant  
der Deutschen Welle

Russland belegt  
Platz 150 von 180 
der Rangliste für 
Pressefreiheit

Die Deutsche Welle 
ist in Russland der 
Willkür der Behörden 
ausgesetzt
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»Medial abgebildete Realität wird  
im staatlichen Auftrag verzerrt«
Vier Fragen an Frank Überall vom Deutschen Journalisten-Verband

Politik & Kultur fragt bei Politologe 
und Journalist Frank Überall nach, wie 
der Deutsche Journalisten-Verband die 
Lage der Berichterstattung aus Russ-
land beurteilt und welche Konsequen-
zen diese für Journalistinnen und Re-
porter im Land mit sich bringt.

Wie beurteilt der Deutsche Jour-
nalisten-Verband die Verschärfung 
des russischen Mediengesetzes?
Das ist der ultimative Versuch der 
russischen Staatsführung, kritische 
und unabhängige Berichterstattung 
unmöglich zu machen. Ultimativ des-
halb, weil es kritischer Journalis-
mus auch schon vor dem Überfall auf 
die Ukraine in Russland schwer hat-
te. Jetzt drohen bis zu 15 Jahre Haft, 
wenn sich Berichterstatter nicht an 
die vorgegebene Sprachregelung des 
Kreml halten. Davon betroffen sind 
auch die internationalen Korrespon-
denten in Russland. Mit Pressefrei-
heit hat das nicht mehr viel zu tun – 

ganz im Gegenteil. Die russische Be-
völkerung soll nur noch mit gefilter-
ten Informationen versorgt werden, 
die medial abgebildete Realität wird 
im staatlichen Auftrag verzerrt. Es 
gibt einen einfachen Ausdruck dafür: 
Zensur.

Wie kann jetzt für den Schutz  
der Pressefreiheit gesorgt  
werden; welche Forderungen  
erhebt der DJV?
In Russland gibt es keine Pressefrei-
heit mehr, die sich schützen ließe. 
Was wir fordern? Rückkehr des russi-
schen Herrschaftssystems zur Demo-
kratie, Wiedereinrichtung der Men-
schenrechte, zu denen auch die Pres-
sefreiheit gehört. Aber ich mache 
mir keine Illusionen: Von Demokra-
tie und Menschenrechten ist Russ-
land jetzt so weit entfernt wie zu So-
wjetzeiten. Deshalb müssen wir auch 
endlich zu einem funktionsfähi-
gen System bei den Vereinten Nati-

onen kommen, das Einschränkun-
gen des Grundrechts auf Pressefrei-
heit konsequenter thematisiert und 
sanktioniert. Wenn wir nicht wollen, 
dass noch mehr als fast die Hälfte der 
Menschen auf der Erde ohne Demo-
kratie leben, muss endlich etwas pas-
sieren. Dazu zählt die vom Deutschen 
Bundestag 2017 beschlossene Forde-
rung, eine Beauftragte oder einen Be-
auftragten für den Schutz von Jour-
nalistinnen und Journalisten einzu-
setzen.

Der DJV fordert alle deutschen 
Auslandsreporter in Russland auf, 
aus Sicherheitsgründen schnellst-
möglich das Land zu verlassen. 
Wie ist die aktuelle Situation für 
deutsche Journalisten in Russland?
Die Korrespondenten der meisten 
Medien haben das Land zunächst 
verlassen. Es gibt eine nicht bekann-
te Zahl an Berichterstattern in dem 
Land, die dageblieben ist und trotz-

dem zu berichten versucht. Das ist 
eine dynamische Lage, die jeden Tag, 
ja fast jede Stunde neu eingeschätzt 
werden muss. Ich wünsche den Kol-
legen Glück und hoffe in ihrem Inte-
resse, dass sie so vorsichtig wie mög-
lich sind und ihre Redaktionen und 
die deutschen Behörden hinter ih-
nen stehen – vor allem dann, wenn 
Russland mit seiner Verfolgung un-
abhängiger Berichterstattung ernst 
macht.

Welche langfristige Bedeutung hat 
es, wenn deutsche Journalistinnen 
und Journalisten nicht mehr aus 
Russland berichten können?
Auf Dauer ist es für die Medien 
schwierig, über ein Land zu berich-
ten, in dem keine eigenen Korrespon-
denten arbeiten oder die, die vor Ort 
sind, bestimmte Themen ausklam-
mern müssen. Informationen dringen 
natürlich nach außen, allein schon 
über die Social Media. Und es gibt 

viele Möglichkeiten, zu Menschen in 
Russland Kontakt aufzunehmen. Al-
lerdings muss dabei darauf geachtet 
werden, diese Menschen nicht in Le-
bensgefahr zu bringen. Darüber hin-
aus ist es von anderen Standorten aus 
ungleich schwieriger, die Stimmung 
in Russland wirklich adäquat einzu-
fangen, Quellen zu prüfen und Infor-
mationen, Fotos oder Videos zu ve-
rifizieren. Was in den sozialen Netz-
werken kursiert, ist oft genug nicht 
vertrauenswürdig und hat mit Jour-
nalismus und einer möglichst objek-
tiven Darstellung und Einordnung der 
Lage nichts zu tun. Das alles zeigt: 
Die journalistische Information ist 
ohne Korrespondenten vor Ort prob-
lematisch, wir drohen den Blick in die 
Russische Föderation als wichtiges 
Land zu verlieren.

Frank Überall ist Bundesvorsitzender 
des Deutschen Journalisten-Verbands 
(DJV)

Mit Rückgrat gegen Desinformation
Drei Fragen an Claus Grewenig zur Situation für private Rundfunkunternehmen

Private Medien berichten nach wie vor 
vor Ort aus der Ukraine sowie auch aus 
Russland. Claus Grewenig beantwortet 
Politik & Kultur erste Fragen zur Lage.

Wie beurteilen Sie die Verschär-
fung des russischen Mediengeset-
zes? Wie kann jetzt für den Schutz 
der Pressefreiheit gesorgt werden?
Die Verschärfung des russischen Me-
diengesetzes ist eine äußerst bedenk-
liche Entwicklung und gibt Anlass zu 
großer Sorge. Unbestimmte Rechts-
begriffe eröffnen bei der Anwendung 
des Gesetzes breiten Raum und er-
schweren schon aufgrund der erhebli-
chen Strafandrohungen – etwa für die 
Verbreitung von »Falschnachrichten« 
– die Arbeit von Journalistinnen und 
Journalisten erheblich. Ein »Schutz 
von Presse- und Rundfunkfreiheit« in 
unserem freiheitlichen Verständnis ist 
daher leider illusorisch. Bis auf Weite-

res wird man daher alle Chancen und 
verbliebenen Kanäle nutzen müssen, 
um aus Russland und über die Situati-
on im Land zu berichten. Dies vor al-
lem auch, um den im Umfeld des aktu-
ellen Krieges verbreiteten Fake News 
fundierte und verlässliche Einordnun-
gen entgegenzusetzen. Ein Journalis-
mus mit diesem Anspruch ist das ge-
sellschaftliche Rückgrat gegen Desin-
formation. Nicht zu vergessen ist bei 
alledem der Mut derjenigen, die gegen 
das Gesetz und das Regime trotz dra-
konischer Maßnahmen auf die Stra-
ße gehen, um ihrer Meinung Ausdruck 
zu verleihen.

Wie ist die aktuelle Situation 
für private Rundfunk- und Tele
medienunternehmen in Russland 
und der Ukraine? 
Natürlich ist sie sehr herausfordernd 
und schwankt mit der jeweils aktuel-

len Gefahrenlage. Zahlreiche Journa-
listinnen und Journalisten der priva-
ten Rundfunk- und Presseunterneh-
men wie z. B. WELT, BILD oder RTL 
sind in der Ukraine und auch in Russ-
land mit Reportern und Teams durch-
gehend vor Ort vertreten. Programme 
und die Berichterstattung beispiels-
weise unseres Hauses wurden sofort 
umgestellt und durch eine Vielzahl an 
Sondersendungen und Live-Schalten 
der aktuellen Situation angepasst. Da-
bei hat die Sicherheit der jeweils für 
die Unternehmen Tätigen in der Uk-
raine wie in Russland oberste Priorität 
und es ist klar, dass die Berichterstat-
tung in Russland auch vor dem Hin-
tergrund des neuen Mediengesetzes 
mit Bedacht erfolgen muss. Aber nur 
die Vor-Ort-Präsenz ermöglicht wich-
tige eigene, unmittelbare Anschau-
ungen und einen ungefilterten Blick 
auf die gesellschaftliche Realität. Das 

ist in Zeiten systematisch betriebener 
Desinformation wichtiger denn je und 
schlägt sich entsprechend in der ho-
hen Qualität der Berichterstattung der 
Privaten nieder. Darüber hinaus ha-
ben die Medienunternehmen vielfälti-
ge Initiativen gestartet, um für die Be-
troffenen der kriegerischen Ausein-
andersetzungen Hilfe und Unterstüt-
zung zu organisieren.

Wie schätzen Sie die Berichterstat-
tung privater Medien aus Russland 
zukünftig ein?
Dazu ist eine verlässliche Prognose 
schwierig. Eine Beurteilung der Lage 
erfolgt täglich auf Grundlage der je-
weiligen Entwicklungen und eng ab-
gestimmt mit den vor Ort für die Pri-
vaten vor und hinter der Kamera Tä-
tigen. Es ist eine fortlaufende Abwä-
gung zwischen ihrer individuellen 
Sicherheit bzw. der Zumutbarkeit die-

ser Aufgabe sowie dem journalisti-
schen Anspruch der dort vertretenen 
privaten Medienhäuser, möglichst 
selbst vor Ort zu recherchieren und 
fundierte und verlässliche Informati-
onen aus erster Hand aus diesen Ge-
bieten zu liefern. Solange es vertret-
bar und verantwortbar ist, werden die 
Reporterinnen und Reporter ihre Ein-
schätzungen auch unmittelbar liefern. 
Zudem ergänzen wir dies mit dem 
Blick und der Einordnung der hie-
sigen Redaktionen – oder erweitern 
die Berichterstattung über die Ukra-
ine um eine weitere Perspektive mit 
dem Einsatz von geflüchteten ukrai-
nischen Journalistinnen und Journa-
listen.

Claus Grewenig ist Vorstandsvorsitzen
der des VAUNET – Verband Privater 
Medien und Bereichsleiter Medien
politik von RTL Deutschland
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Ganztag mit kultureller Bildung gestalten! Zur Umsetzung  
des Rechtsanspruchs für Ganztagsförderung in der Primarstufe
Stellungnahme des Deutschen Kulturrates

Berlin, den 23.03.2022. Der Rechtsan-
spruch von Grundschülerinnen und 
Grundschülern auf Ganztagsförderung 
gemäß SGB VIII muss ab dem Jahr 2026 
flächendeckend in der gesamten Bun-
desrepublik umgesetzt werden. Grund-
lage ist das »Gesetz zur ganztägigen 
Förderung von Kindern im Grundschul-
alter«. Die Umsetzung ist eine große 
Herausforderung, denn längst sind 
noch nicht alle Schulen und Kommunen 
hierfür räumlich, infrastrukturell, per-
sonell und mit Blick auf Konzepte aus-
gerüstet. Auch gibt es in Deutschland 
erhebliche Unterschiede zwischen Bun-
desländern mit einer bereits gewach-
senen Infrastruktur für den Ganztag 
und Bundesländern mit hohen Entwi-
cklungsbedarfen.  

Zugleich ist die Umsetzung aber 
auch eine große Chance, wenn von An-
fang an Kinder und ihre Interessen und 
Bedürfnisse in den Mittelpunkt gerückt 
werden. Der Ganztag muss ein qualita-
tiv hochwertiges Bildungsangebot vor-
halten, das zur Bildungs- und Teilhabe-
gerechtigkeit beiträgt, in dem Persön-
lichkeitsentwicklung, Kreativität und 
Diversität gefördert werden.

In den letzten Jahren hat es viele 
gute Ansätze gegeben, den Ganztag mit 
der kommunalen Bildungslandschaft 
zu vernetzen. Originäre Einrichtungen 
der kulturellen Bildung, Kultureinrich-
tungen und außerschulische Weiterbil-
dungsträger sind fester Bestandteil der 
kommunalen Bildungslandschaft und 
vielfach treibende Kraft bei Koopera-
tionen in der Ganztagsgestaltung. Sie 
sind zugleich Orte der künstlerischen 
und kulturellen Freizeitgestaltung jun-
ger Menschen, die sie selbstbestimmt 
und ihren Interessen entsprechend 
nutzen können. Bei der anstehenden 
flächendeckenden Implementierung 
des Ganztags in der Primarstufe soll-
te an bereits erfolgreiche Projekte an-
geknüpft und von gelungenen Koope-
rationen durch Wissenstransfer pro-
fitiert werden. Neben Erfolgsmodel-
len aus Bundesländern sollten auch die 
vielfältigen Erfahrungen aus dem Pro-
gramm »Kultur macht stark – Bünd-
nisse für Bildung«, das auf der Zusam-
menarbeit verschiedener Akteure be-
ruht, genutzt werden.

Der Deutsche Kulturrat, der Spit-
zenverband der Bundeskulturverbän-
de, positioniert sich mit dieser Stel-
lungnahme erstmals zur anstehen-
den Implementierung des Rechtsan-
spruchs auf Ganztagsbetreuung in der 
Primarstufe und verweist zugleich dar-
auf, dass im Ganztag neben und in Ko-
operation mit dem obligatorisch vor-
gesehenen Schulunterricht, nament-
lich den unabdingbaren Schulfächern 
Kunst, Musik und Theater zu denen 
sich der Deutsche Kulturrat jüngst po-
sitioniert hati, ein breites und quali-
tätsvolles Angebot Kultureller Bildung 
erforderlich ist, um gerechte Teilhabe 
an Kunst und Kultur zu ermöglichen 
und Bildungspotenziale wirksam wer-
den zu lassen. Dabei kommt der Viel-
falt des Angebots und der Träger eine 
herausragende Bedeutung zu. Grund-
schulkinder müssen die Gelegenheit 
haben, aus verschiedenen Angeboten, 
diejenigen auszuwählen, die ihren Nei-
gungen, Interessen und Begabungen 
entsprechen bzw. zur Beschäftigung 
mit Neuem anregen und damit Inter-
essen zu wecken. Darüber hinaus muss 
die Qualifizierung von Lehrkräften und 
außerschulischen Partnern für neue 
Aufgaben im Ganztag in der Grund-
schule gewährleistet sein. Der Deut-
sche Kulturrat meldet sich frühzeitig 
zu Wort, da die Vorbereitung und flä-
chendeckende Umsetzung des Ganz-
tags in der Primarstufe eines Vorlaufs 
bedürfen.

Qualitätsrahmen verbindlich  
gestalten!

Die Umsetzung des Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung von Grund-
schulkindern in den Klassen 1 bis 4 
(Primarstufe) ist eine Gemeinschafts-
aufgabe, die die Zusammenarbeit von 
Akteuren aus den verschiedenen Poli-
tikfeldern, insbesondere Bildungspoli-
tik, Jugendpolitik und Kulturpolitik, er-
fordert. Ferner müssen am Implemen-
tierungsprozess die unterschiedlichen 
staatlichen Ebenen, Bund, Länder und 
Kommunen sowie die Schul- und Hort-
träger, die Elternvertretungen und die 
außerschulischen Träger der kulturel-
len Bildung beteiligt werden. Das ge-
meinsame Vorgehen soll ermöglichen, 
auf der Basis von klaren Standards je-
weils regional angepasste Lösungen zu 
finden.

	҄ Der Deutsche Kulturrat begrüßt, 
dass im Koalitionsvertrag der Regie-
rungsparteien formuliert ist, einen 
gemeinsamen Qualitätsrahmen für 
die Umsetzung des Rechtsanspruchs 
auf Ganztag in der Primarstufe ge-
meinsam mit Ländern und Kommu-
nen zu entwickeln. 

	҄ Der Deutsche Kulturrat fordert, 
dass die Fachverbände der außer-
schulischen Träger kultureller Bil-
dung in den Entwicklungsprozess 
eingebunden werden. Die außer-
schulischen Träger der kulturellen 
Bildung verfügen über vielfältige 
Erfahrungen im Ganztag. Im Wis-
senstransfer aus diesen Erfahrun-
gen liegt eine große Chance für die 
Erarbeitung eines Qualitätsrahmens 
für den Ganztag in der Grundschule.

	҄ Der Deutsche Kulturrat fordert 
weiter, den Erarbeitungsprozess 
für den Qualitätsrahmen Ganztag 
in der Primarstufe als Praxistest zu 
nutzen, um das im Koalitionsvertrag 
der Regierungsparteien angekün-
digte Kooperationsgebot von Bund 
und Ländern in bildungspolitischen 
Fragen anzuwenden. Gemeinsam 
sollte zudem vereinbart werden, wie 
der Qualitätsrahmen verbindlich 
implementiert werden kann.

Mehr finanzielle Verantwortung 
durch den Bund!

Der Bund wird den Aufbau der Infra-
struktur für den Ganztag in den Grund-
schulen mit bis 3,5 Milliarden Euro un-
terstützen und sich darüber hinaus 
auch an den laufenden Kosten betei-
ligen. Ab 2030 sind hierfür bis zu 1,3 
Milliarden Euro pro Jahr geplant. Der 
Finanzbedarf soll 2027 und 2030 über-
prüft werden.

	҄ Der Deutsche Kulturrat begrüßt, 
dass sich der Bund finanziell enga-
giert und bereits jetzt Mittel hierfür 
verbindlich vorgesehen hat. 

	҄ Der Deutsche Kulturrat sieht 
den Bund darüber hinaus in der 
Pflicht, sich auch mit Blick auf die 
Qualität der Bildungsangebote im 
Ganztag finanziell zu engagieren. 
Der geplante gemeinsame Quali-
tätsrahmen ist ein positives Signal 
in diese Richtung.

	҄ Der Deutsche Kulturrat fordert 
den Bund ferner auf, die finanziel-
le Handlungsfähigkeit insbesondere 
der Kommunen bei der Umsetzung 
des Ganztags in der Primarstufe zu 
sichern.

Kooperationen gestalten!

Länder und Kommunen sind gefordert, 
die Weichen für die Umsetzung des 
Ganztags zu stellen. Die Ausgangsbe-

dingungen sind hierfür in den Ländern 
sehr unterschiedlich. 

	҄ Der Deutsche Kulturrat for-
dert die Länder und Kommunen 
auf, den Ganztag in der Primar-
stufe nicht vorwiegend als Betreu-
ung, sondern als ein eigenständiges, 
qualitativ hochwertiges Bildungs-
angebot auszugestalten. Daraus 
folgt, dass hierfür die entsprechen-
den finanziellen und personellen 
Ressourcen vorgesehen und bereit-
gestellt werden müssen, damit die 
Partner für den Ganztag ausschließ-
lich nach Qualitäts- und nicht nach 
Preisaspekten ausgewählt werden. 

	҄ Aus Sicht des Deutschen Kultur-
rates zählt hierzu, dass die außer-
schulischen Träger der kulturellen 
Bildung im Ganztag entweder qua-
lifiziertes Personal einsetzen, das 
bei ihnen angestellt ist oder qualifi-
zierten Honorarkräften verbindliche 
Mindesthonorare sowie Zeitkontin-
gente anzubieten. Die Qualität der 
Ganztagsbildung lebt von der Quali-
fikation und dem Einsatz der Fach-
kräfte.

	҄ Weiter hält es der Deutsche Kul-
turrat für erforderlich, dass eine 
Abstimmung zwischen Kultusmi-
nisterkonferenz und Jugendminis-
terkonferenz erfolgt und dass die 
Kultusministerkonferenz ihre Emp-
fehlung zur kulturellen Kinder- und 
Jugendbildung weiterentwickelt. 
In den Ländern sind in Schulgeset-
zen und Ausführungsverordnungen 
zu SGB VIII die rechtlichen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass 
Schulen und außerschulische Ak-
teure sich Zuständigkeiten und Auf-
gaben teilen und Entscheidungen 
gemeinsam treffen.

Schule als Lebensraum gestalten 
und zum Sozialraum öffnen!

Die flächendeckende Einführung des 
Ganztags im Grundschulalter wird ei-
nen weiteren Beitrag dazu leisten, die 
Schule als Lebensraum für Lernende 
und Lehrende zu gestalten und sie zum 
Sozialraum zu öffnen. Viele Schulen 
haben bereits Vorbildliches geleistet, 
was als Orientierung für andere dienen 
kann. Andere machen sich jetzt auf den 
Weg und können dabei von den gesam-
melten Erfahrungen und dem Wissen 
profitieren. Das Gelingen des Ganztags 
hängt entscheidend davon ab, dass sich 
Schule und außerschulische Bildungs-
träger auf der Basis gut ausgestatteter 
Schulfächer – im Bereich der kulturel-
len Bildung insbesondere die Fächer 
Kunst, Musik und Theater – auf Augen-
höhe begegnen und gemeinsam ein Bil-
dungsangebot für den ganzen Tag ent-
wickeln und umsetzen. 

	҄ Der Deutsche Kulturrat sieht da-
her die Schulen in der Verantwor-
tung, zusammen mit den Trägern 
der außerschulischen Bildung ggfs. 
auch mit Trägerverbünden qualita-
tiv hochwertige Ganztagsangebote 
zu entwickeln und umzusetzen.

	҄ Der Deutsche Kulturrat appel-
liert, bei der Umsetzung des Ganz-
tags in Bildungslandschaften und 
sozialräumlich zu denken, um so ein 
vielfältiges, qualitativ hochwertiges, 
von Fachkräften gestaltetes Ange-
bot zu ermöglichen und Dritte Orte 
als Erfahrungs- und Lernräume ein-
zubeziehen. 

Potenziale kultureller Bildung 
nutzen!

Die Träger der kulturellen Bildung bie-
ten den Schulen, Horten und Schulträ-

Zum Digital Services Act 
Stellungnahme des Deutschen Kulturrates

Berlin, den 15.03.2022. Mit dem Vor-
schlag für eine Verordnung über di-
gitale Dienste (sog. Digital Services 
Act) beabsichtigte die EU-Kommis-
sion eine Weiterentwicklung der E-
Commerce-Richtline. Die Verord-
nung soll die Verantwortlichkeiten 
von digitalen Diensten und großen 
digitalen Gatekeepern klarer definie-
ren und diese Dienste stärker in die 
Pflicht nehmen.

Im laufenden Trilog zwischen EU-
Kommission, Rat und EU-Parlament 
drohen an entscheidenden Punkten 
die avisierten Regelungen dieses Ziel 
aus den Augen zu verlieren.

Der Deutsche Kulturrat, der Spit-
zenverband der Bundeskulturverbän-
de richtet sich mit seiner Stellungnah-
me maßgeblich an die Bundesregie-
rung und fordert diese auf, sich in den 
Trilog-Verhandlungen im Sinne einer 
vielfältigen und pluralistischen Me-
dien- und Kulturlandschaft und ent-
sprechend der Maßgabe des Koaliti-
onsvertrags für eine faire Regulierung 
der Plattformen und Intermediäre auf 
europäischer Ebene einzusetzen, die 
die Besonderheiten des Kreativsek-
tors in den Blick nimmt.

Der Digital Service Act ist eine gro-
ße Chance, das Internet sicherer zu 
machen. Er hat insoweit – gemein-
sam mit dem Digital Markets Act – 

weltweit Vorbildcharakter. Das Prin-
zip »What is illegal offline, is also il-
legal online.« muss sich im Sinne der 
Kulturschaffenden, der Kultur- und 
Kreativunternehmen, der öffentli-
chen und privaten Medien sowie der 
Verbraucher und Verbraucherinnen in 
diesem, den digitalen Raum auf Jah-
re prägenden Rechtsakt widerspie-
geln. Für eine vielfältige, innovative 
und wettbewerbsfähige europäische 
Kultur- und Kreativlandschaft müs-
sen daher illegale Inhalte aus dem 
Netz entfernt und die Nichteinhal-
tung solcher Verpflichtungen sankti-
oniert werden. Umgekehrt dürfen re-
daktionell verantwortete Inhalte von 
den Plattformen nicht aufgrund ihrer 
eigenen Community Standards ge-
löscht oder blockiert werden.

Für Suchmaschinen darf es hier-
bei  – wie bisher – keine Ausnahmen 
geben. Gerade Betreiber von Suchma-
schinen, die über ihre Suchergebnisse 
Geld verdienen, haben auch einen fi-
nanziellen Anreiz, Nutzer auf illegale 
Inhalte zu leiten. Deshalb spricht sich 
der Deutsche Kulturrat gegen weiter-
gehende Haftungsprivilegierungen für 
Betreiber von Suchmaschinen aus. Die 
Errungenschaften der europäischen 
und nationalen Urheberrechtsreform 
dürfen durch den DSA nicht aufs Spiel 
gesetzt werden.

gern, den Kommunen und den Ländern 
ihre Expertise und Erfahrungen an. Sie 
verfügen über die Konzepte, die Kompe-
tenzen und das Personal, um den Ganz-
tag in der Grundschule qualitativ hoch-
wertig mitgestalten zu können. Sie ver-
stehen sich als Teil von kommunalen 
bzw. regionalen Bildungslandschaften 
und bieten, da sie selbst schon ausdiffe-

renziert sind, ein breites, die verschie-
denen künstlerischen Genres und Er-
fahrungsräume umfassendes Portfo-
lio an Angeboten. 

i    Siehe hierzu: Künstlerische Schulfächer 
gehören zum unverzichtbaren Bildungs-
auftrag von Schulen. Stellungnahme des 
Deutschen Kulturrates vom 14.12.2021  
bit.ly/3JBaFMk

Künstlersozialabgabe:  
Auch für die kommenden Jahre  
Künstlersozialkasse durch Entlastungs- 
zuschuss stabilisieren
Resolution des Deutschen Kulturrates

Berlin, den 23.03.2022. Die Corona-
Pandemie hat in den letzten zwei 
Jahren den gesamten Kulturbereich – 
Künstlerinnen und Künstler, Kultur-
einrichtungen, Kulturunternehmen 
und Kulturvereine – schwer getroffen. 
Gerade Kulturveranstaltungen konn-
ten über lange Zeiträume nicht oder 
nur unter erschwerten Bedingungen 
stattfinden. 

Die soziale Absicherung der selb-
ständigen Künstlerinnen und Künstler 
bzw. Publizistinnen und Publizisten 
erfolgt in der Künstlersozialversiche-
rung und wird durch die Beiträge der 
Versicherten, einen Bundeszuschuss 
und die Künstlersozialabgabe finan-
ziert. Die Höhe der Künstlersozialab-
gabe wird anhand der im Vorjahr ge-
zahlten Honorare und den Honorarvo-
rausschätzungen der Versicherten für 
das laufende Jahr von der Bundesre-
gierung auf dem Verordnungsweg fest-
gelegt. Zur Künstlersozialabgabe sind 
alle Unternehmen, Kultureinrichtun-
gen und -vereine verpflichtet, die Auf-
träge für freiberufliche Tätigkeit von 
Künstlerinnen und Künstler bzw. Pu-
blizistinnen und Publizisten verge-
ben. Auch viele Abgabepflichtige ha-
ben in den letzten zwei Jahren starke 
Einnahmeverluste hinnehmen müssen. 
Viele sorgen sich um ihre Zukunft, bei 
einigen ist der Fortbestand ungewiss.

In den letzten zwei Jahren hat der 
Bund durch einen Entlastungszu-
schuss die Künstlersozialabgabe sta-
bilisiert. Dieses war sehr wichtig, um 
die Abgabepflichtigen nicht zusätzlich 
zu belasten und in ungewissen Zeiten 
zumindest hier Planungssicherheit zu 
haben. Im Koalitionsvertrag haben die 
Regierungsparteien für die Jahre 2021 
bis 2025 vereinbart, die Künstlerso-
zialkasse finanziell zu stabilisieren.

	҄ Der Deutsche Kulturrat fordert die 
Bundesregierung auf, auch für die 
kommenden Jahre einen Entlas-
tungszuschuss einzuplanen und 
damit die Künstlersozialabgabe 
weiterhin zu stabilisieren. Es ist 
davon auszugehen, dass auch noch 
in den kommenden Jahren viele 
Kulturunternehmen, -einrichtun-
gen und -vereine vor einer schwie-
rigen wirtschaftlichen Situation 
stehen. Es ist nicht auszuschlie-
ßen, dass im Herbst dieses Jah-
res erneute Einschränkungen von 
Kulturveranstaltungen mit damit 
einhergehenden Umsatzeinbußen 
erfolgen werden. Die Beitragssta-
bilität in der Künstlersozialabgabe 
wird zur Planungssicherheit bei-
tragen und damit Kulturveranstal-
ter ermutigen, jetzt für 2023 und 
folgende Jahre zu planen.
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FÖRDERUNG
Gefördert aus Mitteln Der Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur und Medien  
auf Beschluss des Deutschen Bundestages.
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Kurz-Schluss
Wie ich einmal trotz meines fortgeschrittenen Alters über den Umweg der Toleranz zu aufschlussreichen Einsichten kam

THEO GEISSLER

Daran kann ich mich noch ganz gut er-
innern: Wenn ich, oft »Lausbub« ge-
nannt, in Nachbars Garten die – im Ver-
gleich zu den unseren – wesentlich sü-
ßeren Erdbeeren klaute und erwischt 
wurde, drohte mir der wachsame Nach-
bars-Opa – ich war schon auf der Flucht: 
»Das nächste Mal holt dich der schwarze 
Mann, und dann gibt’s ordentlich Wat-
schen«. Diese Drohung schien seiner-
zeit sehr in Mode gewesen zu sein – sie 
wurde mir bei ungefähr jedem zweiten 
meiner Vergehen von unterschiedlichs-
ten Autoritäten meist nachgeschrien. 
Damals war ich noch recht flink. Das 
führte bei mir zu einer seelischen Stö-
rung. Jedes Mal, wenn der Kaminkehrer 
kam, also bei uns monatlich, verkroch 
ich mich unter der Küchenbank. Ähn-
liches geschah gottlob nur einmal jähr-
lich, wenn der Nikolaus mit dem – wie 
man heute sagen würde, blackgefaceten 
Krampus kam – um mir die lange Lis-
te meiner Sünden vorzutragen, samt fi-
naler Vergebung und Marzipankugeln. 
Erst nach der Kindergartenzeit erlös-
te mich das Spiel »Wer hat Angst vorm 
schwarzen Mann …« von den Panikatta-
cken und ich erfuhr, dass es sogar Glück 
bringe, einen Kaminkehrer zu treffen.

Weiter Sprung in die digitale Welt: 
Seinerzeit, also kürzlich, stöberte ich 
noch durch Facebook, immerfort zu 
Scherzen aufgelegt. So las ich einst bei 
einem mir namentlich bekannten Mu-
sikstudenten eine aufgrund zahlrei-

cher anglo-technizistischer Fachvo-
kabeln für mich nicht ganz leicht ver-
ständliche Abhandlung, dass das Ende 
des konventionellen musikalischen Ins
trumentariums nah sei, da mittlerweile 
alle weltweit und demnächst weltraum-
weit vorhandenen Klangmöglichkei-
ten gesampelt und gespeichert vorlä-
gen und auf Tastendruck abrufbar sei-
en. Das ergäbe unendliche komposito-
rische Möglichkeiten und man könne 
beispielsweise das bekannt zwanghaf-
te Bach-Geklimper und -Getröte end-
lich vergessen. Natürlich unter Klarna-
men schrieb ich als Kommentar – viel-
leicht noch restdeformiert durch meine 
kindlichen Angsterfahrungen: »Lieber 
Xy,« (kein kambodschanischer Klarna-
me, sondern ein Meme, ich bin ja kein 
Denunziant) »zur Nervenklinik in zwei-
hundert Metern rechts abbiegen – und 
die Zahnbürste nicht vergessen …«.

Oh ach und weh – das löste einen 
unerwartet saftigen Shitstorm aus. Es 
folgt eine sehr kleine Zusammenfas-
sung, ein Konzentrat der kritischen Re-
pliken: Was ich Ignorant mir einbilde, 
das dumme Maul aufzureißen. Ob ich 
mich von meiner Lobotomie schon er-
holt hätte. Weshalb ich mich mit mei-
nem Halbwissen aus der Mottenkiste 
der Reichsmusikkammer überhaupt ans 
Tageslicht traue. In Stockhausens Feu-
erofen möge ich verschmoren. Das al-
les konnte ich ja noch verstehen, aber 
folgender, in Abwandlungen mehrfach 
geäußerter Vorwurf irritierte mich: Als 
alter weißer Mann sei ich ein aus jeder 

Zeit gefallener Nix-mehr-Kapierer. Alte 
weiße Männer wie ich seien schuld am 
Artensterben, am Kapitalismus, an Krie-
gen aller Art, an der Klimakatastrophe 
und überhaupt … Nun, eine derartige 
Vorwurfskanonade sollte ja einige Grün-
de haben. Dabei entsinne ich mich mei-
ner mühsamen aber durchaus spannen-
den Altgriechisch-Lektüre, in der die 
Erfahrungen und der Rat »alter weis(s)
er Männer« überwiegend ehrend ge-
schätzt wurde. Natürlich gab es im Lauf 
der Zeit nicht nur Dichter und Denker, 
sondern jede Menge machtgeile Voll-
idioten. Dass die Reihenfolge des »Drei-
wortsatzes« eine Rolle spielt, scheint 
klar: Es geht ja nicht um weiße männli-
che Alte oder alte männliche Weiße. An 
der Spitze das Geschlecht, gefolgt von 
der Rasse und dann dem Alter. Der be-
kannt mannstollen Neuen Zürcher Zei-
tung entnehme ich, dass ausgerechnet 
Ursula von der Leyen im Jahre 2012 die 
schwächelnde deutsche Wirtschaft als 
»old white man« charakterisierte. Der 
Google Books Ngram Viewer ermöglicht 
es, die Häufigkeit der Nutzung von Be-
griffen in ca. acht Millionen Büchern zu 
ermitteln. Der Club der alten weißen 
Männer erreicht Spitzenwerte.

Und der NZZ entnehme ich ferner, 
dass zunächst die alten weißen Män-
ner noch Adjektive wie langweilig, mür-
risch, fett oder dreckig zur Charakteri-
sierung umgehängt bekamen, heutzu-
tage kann man auch die Anführungs-
zeichen weglassen, weil die »Marke« so 
bekannt ist wie Coca-Cola. In der mitt-

lerweile reichlich zu findenden Literatur  
 – ich verschweige, welchen Geschlech-
tes die Autorinnen sind – steht als qua-
si lexikalische Definition des alten wei-
ßen Mannes: Er ist ein Typ Mensch, der 
seine privilegierte Situation verdrängt, 
den gesellschaftlichen Wandel belä-
chelt und glaubt, sein überlegenes ge-
sellschaftliches Standing aus eigener 
Kraft erreicht zu haben.

Da senkt sich mein Blutdruck auf 
deutlich spürbare 200. Ich muss mich 
nicht betroffen fühlen – oder nur ein 
ganz klein wenig. Jede Menge gesell-
schaftlichen Wandel halte ich nämlich 
für nötig: Die Rückstufung der FDP un-
ter die Fünf-Prozent-Hürde beispiels-
weise: Ihr verantwortungsloser Umgang 
mit den Corona-Gesetzen, ihr aufgebla-
senes Wirtschaftskompetenz-Gelaber 
schmerzt. Genau dieses Thema habe ich 
mir für meinen abendlichen Schafkopf-
Stammtisch vorgenommen. Und mor-
gen beim Senioren-Kegelabend werde 
ich dafür plädieren, dass künftig auch 

Damen mitspielen dürfen. Eigentlich 
sollte ich dankbar sein für all die aufrüt-
telnden Hinweise infolge meines Face-
book-Kommentars. Für mich eine Wo-
keness. Ich melde mich jetzt erst mal 
bei Studi-VZ an. Und meinem Urenkel 
werde ich nicht mehr mit dem schwar-
zen Mann drohen, wenn er meine Win-
delhosen mit dem Filzstift gelb anmalt.

Theo Geißler ist Herausgeber von  
Politik & Kultur

NEWS AUS DER P&K-PRAWDA

Berlin: Bundesjustizminister Busch-
mann (FDP) verstärkt die Präsenz sei-
nes Lebenszieles »Freiheit«. So institu-
tionalisiert er neben dem Freedom Day 
(erster April) den monatlichen »Free 
Monday« (freie Fahrt für alle Bürger in 
Kooperation mit dem ADAC). Schüler 
ab der vierten Klasse erhalten täglich 
zwei Freistunden (Free Hours) zur frei-
en Verfügung. Mittwochs werden alle 
Gaststätten verpflichtet, drei steuer-
lich absetzbare Freibiere (Free Beers) 
an ihre Gäste ab zwölf Jahren auszuge-
ben, am Freitag (Free Day) ist generell 
arbeitsfrei und Samstag ist der Tag der 
Freikörperkultur (Free-Corpus-Cultu-
re), Nacktfahren im ÖPV verpflichtend.

Moskau: Nachdem sich der echte Pu-
tin zur Tarnung und aus Sicherheits-
gründen in den balsamierten Körper 
von Lenin zurückgezogen hat, wur-
den vom Generalstab drei Ersatz-Pu-
tin-Klone aktiviert. Bei einem ersten 
Aufeinandertreffen spaltete Putin 2 
den Schädel von Putin 1 mit einem 
Eispickel. Die kurze Unaufmerksam-
keit nutzte Putin 3 zu einem tödli-
chen Karateschlag an den Hals von 
Putin 2. Der hatte ihn kurz zuvor al-
lerdings schon mit Nowitschok vergif-
tet. Man darf gespannt sein, schreibt 
die BILD-Zeitung, ob von den nächs-
ten fünf Klons einer überlebt.

Köln: Eigentlich wollte Madonna im 
Kölner Dom nur einen Remix ihres 
Hits »Frozen« ankündigen. Doch die 
Fan-Ansprache wollte einfach nicht in 

geordneten Bahnen verlaufen. »This 
is Madonna, the mother of Jesus«, be-
grüßt sie ihre Anhängerschaft – da-
bei trägt sie eine enge Lackleder-Kluft, 
zwei Kreuze zieren ihr Dekolleté. Nach 
einer Tanzeinlage gipfelt die Präsen-
tation in einer Handbewegung, mit 
der sich Madonna die Nase hochzieht: 
»Warte, bis das Kokain wirkt«, spricht 
sie daraufhin in die Kamera. Kölns 
Bischof Wölki, als Madonna-Fan im 
Publikum, springt daraufhin auf die 
Bühne, reicht Madonna ein Tempo-
taschentuch und ruft nach Gebrauch, 
er werde die Reliquie sofort in den Va-
tikan fliegen lassen.

Berlin: Entlastung der Bundesbür-
ger: Eine neunköpfige Arbeitsgruppe 
aus Vertretern der Regierungspartei-
en hat die Vorarbeit geleistet, am Mitt-
wochabend sollen nun die Partei- und 
Fraktionschefs, wichtige Minister und 
Kanzler Olaf Scholz (SPD) entscheiden. 
Nachdem insbesondere Energiepreise 
vor dem Hintergrund des russischen 
Angriffs auf die Ukraine zuletzt stark 
gestiegen sind, geht es um Entlastun-
gen für alle Bürger. Da die Arbeitsgrup-
pe in mehreren Gesprächsrunden keine 
Einigung über die passenden Erleich-
terungen erzielte, wird auch am Abend 
mit einem harten Ringen zwischen den 
Vertretern von SPD, Grünen und FDP 
gerechnet. Um eine Schlichtung zu er-
reichen, hat Kanzler Scholz drei gro-
ße Beraterfirmen engagiert. Die Kos-
ten: 600.000 Millionen Euro. 
(thg)
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